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Fuͤnfzigſte Sitzung .
`

Karlsruhe den 91 , Dec 1822

Gegenwårtig :

Die bisher erfchienenen Mitglieder , mit Ausnahme ;
Sr . Hoheit , des durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

der Herrn Staatsminiſter Frhrn . v. Ber ſtett und

D DETENER ,

deg Herrn Generalieutenants v, © h åffer ,

deg Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,

deg Herrn Staatsraths , Frhrn v . Baden ,

deg Herrn Staatsraths , Frhr . v. Zyllnhardt , und

des Herrn Landoberjaͤgermeiſters v. Kettner .

Weiter anmefend : `

der Herr Reg . Commifår , geb . Ref , Frhr . v, Lie -

benſtein .

— —

Protokolle der J. Kammer . 3r Vd.
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Unter dem Vorſitz Sr . Durchlaucht , des erſten

Vicepraͤſidenten , Herrn Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg .
Das Protokoll der fuͤnf und vierzigſten Sitzung

wurde verleſen und genehmigt .

Die Discuſſion uͤber die Gemeindeordnung

wurde hierauf fortgefegt .

Vom Hohen Pråfidium aufgefordert , erftattete

der Frhr . v. Tuͤrkheim weitern Bericht uͤber den

§. 24 . , welcher Der - Commiffion zur nachmaligen Begut⸗

achtung uͤbergeben worden war , mit Folgendem :

Zufolge des in der letzten Sigung erhaltenen Muf -

trag , þat die Commiffion den Antrag , dag den Gtan '

deg - und Grundherrn zu uͤberlaſſende Wahlrecht unter

den drey Candidaten des Buͤrgermeiſteramts in den

G. A . aufzunehmen , in Berathung gezogen . Sie hat

ſich nach vielſeitiger Beſprechung von der Schwierigkeit

uͤberzeugt , hier in einem einzelnen Fen etwas in Bezie⸗

hung auf die noch unentſchiedene ſtandes - und grund⸗

herrlichen Verhaͤltniſſe in die Gemeindeordnung aufzu⸗

nehmen , waͤhrend ſolches in andern Stellen derſelben ,

welche dieſe Verhaͤltniſſe ebenfalls beruͤhren , nicht ge —

ſchieht .
Aus dieſem Grunde , und nachdem die Bemerkung

gemacht wurde , daß es ohnehin der Natur der Saht

angemeffien , und in der Mbficht gelegen zu feyn feint

den allgemeinen Vorbehalt , wether in Beziehung au

die Rechte der Standeg - und Grundherrn bey Eroͤff⸗
nung der Discuſſton uͤber die Gemeindeordnung aus⸗

geſprochen worden iſt , wenn gleich anerkannt wurdt,

dag er niht in den Gefegentwurf felbf gehöre , do

in den Erlaf an die zweyte Kammer , mit welhem i0

dieſer Geſetzentwurf nach der dieſſeitigen Bearbeituns
i
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zuruͤckgegeben wird , als eine nothwendige Erklaͤrung
einer beſchraͤnkenden oder bedingten Beſtimmung der Er⸗

ſten Kammer aufzunehmen , ſo hatdie Commiſſtonbeſchloſ —
ſen , ſich in ihrem Gutachten hierauf zu beſchraͤnken .

Ihr Antrag geht demnach dahin , daß in dem 6.

. , ſo wie in andern einzelnen Stellen des Geſetzes ,
von einer , der erwarteten Vereinbarung vorgreifenden
Erwaͤhnung beſonderer Verhaͤltniſſe in ſtandes - und

grundherrlichen Orten Umgang genommen , und ſeiner
Zeit nur in dem Erlaß an die zweyte Kammer , mit

welchem ihr der erſte Theil der Gemeindeordnung zu⸗

ruͤckgegeben wird , erklaͤrt werde :

daß die Schlußfaſſung uͤber die einzelnen Fhen

dieſes Geſetzentwurfs zu erwartenden Beſtim —

mung der ſtandes - und grundherrlichen Rechte

fuͤr keinen Theil verbindend ſeyn koͤnne , viel —

mehr , wenn bey den Verhandlungen uͤber letztere

eine Modification der erſtern als nothwendig darge —

ſtellt werden ſollte , der Entſchließung daruͤber durch
das Reſultat der Berathungen uͤber den vorliegen⸗
den Geſetzvorſchlag nicht vorgegriffen werden ſolle .

Haͤtte uͤbrigens nicht der F. M zu dieſer Eroͤrterung

Anlaß gegeben , ſo wuͤrde ſie wohl bis zum Schluß
der Berathung uͤber den erſten Theil der Gemeinde —

ordnung aufgeſpart worden ſeyn , wo ſie eigentlich hin

gehoͤrt , und wo ſodann auch von dem andern , am

Schluſſe des Commiſſionsberichts vorgeſchlagenen Vor -

behalt die Rede werden wird .

v. Rotteck bemerkt gegen den Antrag , daß die

Kammer ſich ſchicklicher erſt am Ende der Berathung

uͤber die ganze Gemeindeordnung uͤber dieſen Punct

ausſprechen werde .

ags
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Nach gehaltener Umfrage wurde

beſchloſſen :

Nijetzt gleich uͤber den Commiffongantrag abzuſtimmen⸗

D Mit 14 gegen 2 Gtimmen nach dem Commi ſſions⸗

antrage ſeiner Zeit in die Mittheilung an die zweyte

Kammer den Vorbehalt wegen der Standes⸗ und

Grundherrn auszudruͤcken .

§. 40 .

Reg . Com . geh . Nef . Frhr . v Liebenſtein findet

nichts dagegen einzuwenden , daß der erſte Theil des

Şen 148 . des Geſetzentwurfs hier eingeſchaltet werde ;

dagegen glaubt er , daß der zweyte Satz dieſes gon

mehr reglementariſcher Natur ſeye , und daher fuͤglich

dem zweyten Theil vorbehalten bleiben koͤnne ; deſſen

ungeachtet werde die Regierung auch kein weſentliches
Bedenken tragen , den ganzen Şen hier aufzunehmen .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Der zweyte Abſatz deg $-

148 . ift , nah meiner Mnficht , fo wenig reglementariſch -

als der erſte . Er waͤre es , wenn er blos Vorſchriften

aͤber die Art und Weiſe enthielte , wie die Wahl des

Ausſchuſſes vorgenommen werden ſolle ; allein er iſt eine

Fortſetzung der Beſtimmungen , auf welche Weiſe der

Ausſchuß aus den verſchiedenen Claſſen der Befteuerten

gebildet werden folle , Dieſe Beſtimmungen , in ſo weit

fie in dem Iſten Abſatz gegeben find ; enthielten eine Luͤcke

ohne dieſen ergaͤnzenden Nachſatz .

b. Rotted erhebt dagegen den Zweifel , ob die

Erſte Kammer aus dem zweyten und dritten Theil der

Gemeindeordnung , welcher ihr noch nicht zurBerathung

vorgelegt ſey , etwas hieruͤber in den erſten Theil ziehen

fònne , und ob nicht hiedurch der zweyten Kammer , an

weiche der ganze Gefegentwurf zueri gelangte , por
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gegriffen werde , und ob nicht aug folcher dorthin
gemachten Vorlage gerade eine wohlbegruͤndete Abſicht
der Regierung hervorleuchte , daf fich die zwente Rammer

vorerſt daruͤber ausſpreche .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Es wird der zweyten Kam —

mer dadurch nicht vorgegriffen , wenn die Erſte Kammer

der Verbindung wegen einen Şen aug dem noch vorbe -

haltenen zweyten Theil des Geſetzentwurfs , in den er⸗

ſten heruͤber nimmt , denn das Reſultat unſerer Bear —

beitung geht ja ohnehin wieder an die zweyte Kammer

zuruͤck, und dieſelbe hat alsdann Gelegenheit , ſich dar⸗

uͤber auszuſprechen , wenn fie an dieſem Şen 148 , irgend
etwas augzufegen findet . Wenn man aber auth unferer

Kammer die Befugnig befreiten wolfte , einen Sen aug

dem ibr noch nicht uͤbergebenen Theit deg Gefegentwurfg

in den uͤbergebenen Herñber zu nehmen , fo wåre gleich -

wohl dieſer Anſtand leicht gehoben ; man duͤrfte dann

nur annehmen , daf ein §. 148 . der vorgeſchlagenen Ge -

meindeordnung noch gar nicht eriftire , und den gan -

zen Inhalt deſſelben als Zuſatzvorſchlag der Commiſſion

betrachten ; Zuſaͤtze und Verbeſſerungen koͤnnen aber

jederzeit vorgeſchlagen werden .

Uebrigens iſt zwar die Sache nicht von großer Wich —

tigkeit , deſſen ungeachtet bin ich nicht dafuͤr , der gemach —

ten Einwendung durch dieſe Form auszuweichen , ſon⸗

dern glaube , daß ſie der Conſequenz wegen geradezu

verworfen werden muͤſſe; denn man darf es nicht auf —
kommen laſſen , daß die eine Kammer durch eine , wenn

auch ſonſt zweckmaͤßige , Theilung eines Geſetzentwurfs
die andere hindern koͤnne, den Zuſammenhang der Theile
in Erwaͤgung zu ziehen .

v. Rotteck : Wenn der 6. 148 . gar nicht exiſtirte ,
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dann moͤchte , was er verordnet , unbedenklich als Zuſatz

vorgeſchlagen werden . Er exiſtirt aber , und muß

daher zuerſt in derjenigen Kammer berathen werden ,

welcher ihn die Regierung , nach dem ihr conſtitutions⸗
maͤßig zuſtehendem Rechte zuerſt vorgelegt hat .

Reg . Com : geh , Ref - Frhr . v: Liebenftein : Bur

Beruhigung deg Herrn Hofrathg v. Rotte wole er

noch anfuͤhren , daß der erſte Satz des S. 148 . aug den

Antraͤgen der Commiſſion der zweyten Kammer vom Jahr

1819 hervorgegangen ſey .

Auf die vom hohen Praͤſidium geſtellten Fragen ,

wurde

beſchloſſen :

1) einbellig , dag der F. 40 . anzunehmen ſey ;

Nebenfalls einhellig ( mit Ausnahme des Hof —

raths v. Rotteck ) daß zu dieſem Fen noch ein Zuſatz

aufgenommen werden ſolle , und

3) mit 10 gegen 3 Stimmen , daß demſelben der ganze

S. 148 . des Regierungsentwurfs einzuverleiben ſey .

Der Si Ai ,

wird ohne Bemerfung angenommen .

S. 42 .

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkt : daß die Commiſſion

hier einen beſtimmten Abaͤnderungsvorſchlag gemacht

habe , naͤmlich , daß Staatsdiener , ohne Niederlegung

ihres Amtes in den Ausſchuß treten duͤrfen , und daß

ferner , wenn gleich , ohne beſtimmten Antrag , in dem

Commiſſtonsbericht bereits bey Gelegenheit des 8. 11 . auch
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noch auf die Billigkeit und Raͤthlichkeit aufmerkſam ge⸗

macht worden ſey , die Iſraeliten nicht von der Waͤhl —

barkeit auszuſchließen .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein : Der

Schlußſatz die ſes den iſt von der zweyten Kammer in der

Vorausſetzung beygefuͤgt worden , daß jeder Staatsbuͤr —

ger von Rechtswegen Mitglied einer Gemeinde ſeyn

muͤſſe. Wenn nun die Vorbedingung aufhoͤrt , und nur

der ſeltene Fall uͤbrig bleibt , daß ein Siaatsdiener in

der Gemeinde ſeines Wohnorts zugleich Buͤrger iſt , ſo

wird es wahrſcheinlich keinem Anſtand unterliegen , daß

dieſer beſchraͤnkende Zuſatz weg bleibe .

Was die Waͤhlbarkeit der Iſraeliten betrifft , ſo

heift e8 in §. 49 . des Gefegentwurfg : „ Waͤhlbar ſind

alle Orts⸗ und Schutzbuͤrger . “ — Hierdurch war aus —

geſprochen , daß die Regierung den Juden das Recht

der wirklichen Waͤhlbarkeit einraͤumen wolle . Damit
ift auch Dag proviforifhe Gefeg vom Auguft 1821 úber

die Buͤrger ausſchuͤſſe im Einklang . — Die zwepte Ram -

mer war aber anderer Anſicht ; ihr Beſchluß geht dahin ,

daß die Juden im Allgemeinen nicht in den Ausſchuß

waͤhlbar ſeyn ſollen .

Weil indeſſen die Juden doch zu den Gemeindeum —

lagen mitbezahlen muͤſſen , und man einſah , daß eg un -

recht , ſelbſt verfaſſungswidrig ſeyn wuͤrde , die Juden

von aller Mitwirkung zu Beſchluͤſſen uͤber Gemeindeum —

lagen auszuſchließen , ſo hat man fuͤr gut gefunden ,
ſtatt der Waͤhlbarkeit in den Auſsſchuß ein Surrogat in

den §. 73 . aufzunehmen . Ihre Anſicht hat die Regie —

rung in dem Geſetzentwurf ausgeſprochen . Jedoch wird

ſie nicht unwandelbar darauf beſtehen , und es ſich auch
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raS gefallen Taen , wenn die Erfe Kammer dem Beſchluß
E

ain Der zwepten Kammer beytritt .

Ge . Durchlaucht , der Herr Fürf v. Ló wenftein :

Schon in einer der fråbern Gigungen ãufferte ih mid

ber diefen Gegenftands und dag , wag ich damals in

diefer Beziehung vortrug , entſprang , ſo wie Alles , wag

fih auf meine ftåndifhe Wirffamteit bezieht , lediglich
aus dem Beſtreben , zum Beſten und zur Wohlfahrt

deg Staats , auch meiner Seits nach Kraͤften mit bey -

zutragen .

|
p Ich hielt naͤmlich dafuͤr , daß man die Iſraeliten

ie nur dann zu einem hoͤhern Grade der Civiliſation fuͤh—
AA

N ren , und fie ṣu någlichen und brauchbaren Mitgliedern

des Staats umſchaffen koͤnne , wenn man ihnen einigen

Antheil an den oͤffentlichen Angelegenheiten einraͤumen ,

|
pi und inen dadurch eine grófere Borliebe fúr den Staat ,

TH ) den fie bewohnen , und får - die Verfaſſung , welche in

TEU demſelben beſteht , einfloͤßen wuͤrde . Ich hatte ſonach

| | 9 dafuͤr geſtimmt , daß man ſie in den Ausſchuß mit auf—⸗

|
nehmen måge , indem diefer keine verwaltende , ſondern

— eine blos controlirende Behoͤrde , und dabey nicht zu

fuͤrchten ſey , daß ſie allzufreye Haͤnde dadurch erhalten ,J

und ſich vielleicht eine nachtheilige Einwirkung auf die

Ha ai Gemeindeangelegenheiten anmaßen wuͤrden . Indeſſen

J wurde ich bey weiterem Nachdenken uͤber dieſen aller⸗

ii J dings wichtigen Gegenſtand , noch auf die Idee gefuͤhrt :

ii i daß es jedenfalls raͤthlich ſeyn duͤrfte , die Aufnahme in

9 — den Buͤrgerausſchuß , nur unter gewiſſen Beſchraͤn⸗

kungen zu geſtatten ; und diefe nun wården folgender -

maßen in das Geſetz mit aufzunehmen ſeyn :

„ Nur diejenigen Iſraeliten , welche entweder eine

wiſſenſchaftliche Bildung ethalten haben , oder aber

—

—

—

z

—

—
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die , welche Kuͤnſte , Gewerbe , oder den Ackerbau

treiben , oder Militaͤrs dieſer Nation , die ihre
Dienſtzeit gehoͤrig ausgehalten , und ſich das Zeug —
niß des Wohlberhaltens ihrer Obern erworben haz

ben , haben Nnfpråche auf die Wåhlbarfeit in den

Buͤrgerausſchuß ; alle andern Iſraeliten Hingegen

ſind von dieſer Beguͤnſtigung ausgeſchloſſen . “

v. Rotteck : Wenn unſerem Geſetzentwurf die

Anſicht zum Grunde laͤge, daß die Gemeinden ſelbſt —

ſtaͤndige Corporationen , nicht aber Staatsan —

ſtalten ſeyen : ſo wuͤrde ich von einem , die Rechte der

Juden wahrenden , Vorbehalt , welchen ich jetzt aber —

mals in Erinnerung bringe , niemals geſprochen haben .

Es haͤtte dann fuͤglich der AUuto nomie der Gemein —

den moͤgen uͤberlaſſen bleiben , ob ſie je nach localen

Verhaͤltniſſen und Umſtaͤnden , oder auch nach Geſinnun⸗

gen , hier ſtrengere , dort liberalere Grundſaͤtze in Ruͤck —

ſicht der eden beobachten wollten , Denn die , deutfohe
Bundesacte hat ihnen offenbar blos ihre ſtaatsbuͤrger —
lichen Rechte , nicht aber Corporationsrechte wahren

wollen , ſie haͤtten ſich alſo mit dem ihnen bereits ver —

liehenen ſtaatsbuͤrgerlichen Rechten begnuͤgen muͤſſen.
Der Geſetzentwurf betrachtet aber die Gemeinden als

Staatsanſtalten , und in dieſer Vorausſetzung
erſcheinen die gemeindebuͤrgerlichen Rechte zugleich als

ſta at s buͤrgerliche . Das Geſetz ſagt : „ Jeder Staats —

buͤrger muß Mitglied einer Gemeinde ſeyn , und es

ſoll nicht verſchiedene Claſſen von ſolchen Mitgliedern
geben . “ Nun wird aber gleichwohl ein Claſſenunterſchied
gemacht , indem man den Juden , obſchon man ſie mit

dem naͤmlichen Namen belegt , wie die chriſtlichen
Gemeindebuͤrger , dennoch die Theilnahme an den koſt—
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barren Rechten der legtern entzieht . Hierin vermiffe

ich die Harmonie und Conſequenz . Uebrigens bemerke

ih noch , dagy mwenn man diefen Standpunct deg Red -

teg verlaffend , blog die politifhe Frage unters
fuchen wil , o6 und in wie fern eg råtplih und wirt -
ſam ſeyn koͤnne , den Iſraeliten durch allmaͤhlige Oeff⸗

nung der Schranken , das Fortſchreiten auf dem Wege

der Civiliſation zu erleichtern , die Berathung daruͤber

—als welche mit gar viel andern Erwaͤgungen zuſam⸗

menhaͤngt —nicht mit jener uͤber die Gemeinde —
ordnung zu verbinden , ſondern ad separatum zu

verweiſen , und daher hier in der Gemeindeordnung

das Rechtsverhaͤltniß der Juden noch gar nicht zu

beſtimmen ſey .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Der Vorſchlag des Herrn

Hofraths v. Rotteck trifft in ſeiner Wirkung mit mei⸗
nem Antrag uͤberein ; denn wenn hinſichtlich der Iſra⸗

eliten hier gar nichts ſtatuirt wird , ſo beſteht gegen

ſie keine Ausnahme von der Waͤhlbarkeit . Uebrigeng
ſchoͤpfe ich aus den Bemerkungen des Herrn Regie -

rungscommiſſaͤrs noch einen weitern Grund gegen ihre

Ausſchließung , naͤmlich daß ſolche bey der proviſori⸗

ſchen Einfuͤhrung der Gemeindeausſchuͤſſe im Jahr 1821

nicht ausgefprochen worden feye , und eg atfo einen

um fo ùblern Cindru machen můffe , wenn dieß jetzt

nachtraͤglich geſchaͤhe.

Zach ar ia :ͤ Der Gegenſtand der vorliegenden Be -

rathung iſt ſo fruchtbar , als das Volk , von welchem

die Rede ifi -

Xch wil niht die allgemeinen Gruͤndſate wieder⸗

holen , welche ich in einer fruͤhern Sitzung uber die
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Verhaͤltniſſe der Juden zu den uͤbrigen Einwohnern deg

Staates aufſtellte . Das Reſultat war , daß man die

Juden , ſo lange ſie Juden ſind , nicht zu irgend einem

oͤffentlichen Amte oder zu irgend einer Theilnahme an

der Ausuͤbung der Staatsgewalt laſſen ſollte .

Doch es gibt zwey beſondere Gruͤnde , aus

welchen ich nicht fuͤr die Wahlfaͤhigkeit der Juden zum

Buͤrgerausſchuſſe ſtimmen kann .

Erſtens : Die ganze neue Gemeindeordnung iſt

ein ſehr gewagter Verſuch , den wir im Fache der Gez

feggebung machen ; einer der gewagteften vielleicht , den

ein Volé machen fann . Befonderg bedenklich ift der

Theil des Verſuchs , welcher den Buͤrgerausſchuß be⸗

trifft ; denn dieſe Behoͤrde iſt in einer jeden Beziehung

neu . Iſt es nun rathſam , das Wagſtuͤck noch da du rich

zu erhoͤhen , daß wir ein Volk zum Ausſchuſſe laſſen ,

welches bisher an der Verwaltung der Gemeindeangele —

genheiten keinen Antheil nahm ?

Zweytens : Ich will nicht leugnen , daß das Volk
Iſrael zum Aufſehn und Zuſehen , ſelbſt im Dun⸗ —

keln und Verborgenen , ganz vorzuͤglich geſchickt iſt , daß

es alſo in ſo fern die Geſchaͤfte , welche dem Buͤrgeraus —

ſchuſſe , einer aufſehenden Behöoörde , uͤbertragen ſind ,

recht wohl verſehen koͤnnte . Aber iſt nicht ganz beſon —

derg die Beforgnif geåufert worden , daf der Bürger -

ausſchuß Veranlaſſung zu Zwieſpalt und Streit in den

Gemeinden werden móhte 2 Und ift niht zu befürchten,
daf die Lebendigfeit , durch welche fich jenes Volf aus :

zeichnet , das Uebel oder die Gefahr erhöhen måffe , fo

bald man Juden zu dem Buͤrgerausſchuſſe zulaͤßt ?

Sr . Durchlaucht , der Hoerr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein

erklaͤren, daß Sie ebenfalls Anſtand genommen haben
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wuͤrden , fuͤr die Aufnahme der Iſraeliten in den Mus -

ſchuß zu ſtimmen , wenn Sie nicht vorausgeſetzt haͤt⸗

ten , daß eine genaue Inſtruction gegeben werde , wel —

che alle Reibungen zwiſchen dem Ausſchuſſe und dem

Gemeinderath verhindern , und die Graͤnzen des erſtern

genau bezeichnen wuͤrde .

v, Rotted : Satyriſche und herabſetzende Aus —

druͤcke gegen ein ganzes , mit uns einmal verbundenes

Volk , ſo wie der Redner mir zur Seite ſie gebrauchte ,
halte ich fuͤr unangemeſſen der Wuͤrde der Kammer ,

und ich ſage mich feyerlich von ihnen los .

Reg . Com . geh. Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Von Seiten der Regierung hat man immer geglaubt ,

daß Iſraeliten nur ſelten in den Ausſchuß wuͤrden

gewaͤhlt werden , und in jedem Fall nur ſolche , die

ſich durch vorzuͤgliche intelleetuelle und moraliſche Ei —

genſchaften einer ſolchen Auszeichnung wuͤrdig zeigen
wuͤrden .

Frhr . v . Weſſenberg : Meine Anſicht iſt fol -
gende : mir ſcheint , es ließen ſich noch eher fuͤr die

Ausſchließung der Iſraeliten von der Mitwirkuug bey

der Wahl des Ausſchuſſes , als fuͤr ihre Ausſchließung
von der Waͤhlbarkeit in den Ausſchuß , Gruͤnde geltend

machen . Denn allerdings koͤnnte der Einfluß ſolcher

Iſraeliten , die dem aͤchten Buͤrgerſinne noch entfremdet

ſind , wegen Misbrauch ihrer Wahlſtimmen , beſonders
an Orten , wo ſie zahlreich ſind , Beſorgniſſe begruͤnden .

Solche Beſorgniſſe treten aber bey ihrer Waͤhlbarkeit
nicht ein , wenn die Wahl nur von den chriſtlichen
Buͤrgern , oder doch von ihrer entſchiedenen Majoritaͤt

abhángt . Denn in diefem Fal ift eg lediglich ibre

Sache , ob fie ibre Stimmen einem Sfraeliten geben
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wollen . Es iſt aber billig zu vermuthen , ſie werden

ihre Stimme nur dann einem Iſraeliten geben , wenn

er Beweiſe wahren Buͤrgerſinnes an den Tag gelegt
hat . Sobald die Iſraeliten alg Schutzbuͤrger anerz

fannt find , fann ih feinen triftigen Grund einfepen ,
in Anſehung ihrer von dem allgemeinen ſchutzbuͤrgerli —

chen Rechte der Waͤhlbarkeit in den Ausſchuß eine

Ausnahme zu machen . Iſt ja doch der Ausſchuß nicht
eine Verwaltungs - ſondern eine bloße Aufſichtsbehoͤrde ,
die uͤber Intereſſen zu wachen hat , welche den Juden
mit den Chriſten gemein ſind . Allgemein wird eine

buͤrgerliche Veredlung der Juden fuͤr Beduͤrfniß und

wuͤnſchenswerth erkannt . Wie ſoll aber dieſe Vered —

lung bewerkſtelliget werden , wenn den Juden jede
Gelegenheit verſchloſſen bleibt , ihre Theilnahme an dem

Wohl der Gemeinde zu bethaͤtigen ? durch die Waͤhl—
barkeit in den Buͤrgerausſchuß ſtuͤnden ſie wenigſtens

auf der erſten Stufe von Theilnahme an dem buͤrgerli —

chen Gemeinweſen , und wenn ſie hier die Pruͤfung
ihrer Wuͤrdigkeit beſtehen , ſo koͤnnten ſie ſpaͤter auch
hoͤher gehoben werden . Dieß duͤrfte dem jetzigen Stand —

punkt der Juden zu unſrer Geſetzgebung wohl am be —

ſten entſprechen . Waͤhrend des achtzehnten Jahrhun —
derts , das in mancher Beziehung das Jahrhundert
der Civiliſation genannt werden kann , ſah man die

Regierungen in Vorkehrung von Maaßregeln wett —

eifern , um den buͤrgerlichen Zuſtand dieſes ungluͤckli —
chen Volkes , das mitten unter allen chriſtlichen Voͤl —

kern der Erde zerſtreut lebt , zu verbeſſern . Man traf

Anſtalten , den Unterricht , die Bildung und die Ge —

braͤuche der Iſraeliten den buͤrgerlichen Einrichtungen
der chriſtlichen Voͤlker anpaſſender zu machen . Gleich —

zeitig verminderte man die Schranken , durch welche

ſie groͤßtentheils von den buͤrgerlichen Rechten ausge —

ſchloſſen waren . Dieſe Tendenz ging auch auf die
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die Geſetzgebung des neunzehnten Jahrhunderts uͤber,

und bey der Abfafung der deutfhen Bundegacte úber :

zeugie man fih von der Forderung AN eine weife Ge -

fetzgebung , neuen kuͤnftigen Verbeſſerungen hierin offe⸗

nen Speelraum zu laſſen , zugleich aber auch die ſchon

Geſchehenen uͤberall aufrecht zu halten . Dieß iſt mei⸗

neg Erachtenë auch fuͤr uns der richtige Geſichtspunet

in dieſer Angelegenheit , und ich kann daher niht um -

pin , får Die Waͤhlbarkeit der Juden in den Aus⸗

ſchuß zu ſtimmen .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Indem ich den Bemer —

kungen des Herrn Bisthumsverweſers beyſtimme , fuͤge

ich in Beziehung auf fruͤhere Aeuſſerungen nur noch
Folgendes bey . Die von dem Herrn geh . Hofrath

Zachariaͤ beruͤhrten Gruͤnde einer Ausſchließung der Ju⸗

den von der Staatsregierung koͤnnen auf ihre Waͤhl—

barkeit in den Gemeindeausſchuß , als eine blos die

Regierten vertretende Stelle , nicht bezogen werden .
Wenn es ferner bedenklich gefunden wird , hinſichtlich
dieſer Nation eine Neuerung herbeyzufuͤhren , ſo iſt

zu erwaͤgen , daß von keiner Neuerung die Rede ſey ,

weil wenigſtens in Karlsruhe ſchon Iſraeliten in den

Ausſchuß gewaͤhlt worden ſind . Wenn es aber wirk⸗

lich eine Neuerung waͤre, ſo frage ich : wo anders als

hier kann man den erſten Schritt zu einer Verbeſſe⸗

rung ihres aͤuſſern Zuſtandes ſo leicht und ohne alle
Bedenklichkeit machen ? Die von Sr . Durchlaucht , dem

Herrn Fuͤrſten von Loͤwenſtein vorgeſchlagenen Vedin

gungen ihrer Wåhlbarfeit finde ib febr beherzigungs⸗

werth , glaube jedoch , daß fie ohne Aufnahme ins

Geſetz mehr zur Maxime der Waͤhlenden dienen moͤgen.

Frhr . v. Falkenſtein ſetzt dieſer Anſicht die

einzige Bemerkung entgegen , daß die Juden in der
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Regel keinen Antheil , wenigſtens keinen unmittelbaren ,

am Gemeindevermoͤgen haͤtten , und ihr Intereſſe , daß

ſie beym ſchlechten Stande des Gemeindevermoͤgens
nicht durch auſſerordentliche Umlagen beſteuert wuͤrden ,

ſchon im §. 73 der Redaction der zweyten Kammer hin -

laͤnglich gewahrt ſey ; er erklaͤre fih Daher gegen vie

Aufnahme der Juden in den Buͤrgerausſchuß .

Frhr . v. Weſſenberg : Daß die Iſraeliten bey

der Verwaltung und Verwendung der Gemeindeguͤter
nicht intereſſirt ſind , iſt nicht richtig . Sie ſind es wie

alle andere bloße Schutzbuͤrger . Denn wozu der Er -

trag der Gemeindeguͤter nicht zureicht , das muß durch
Gemeindeumlagen ergaͤnzt werden . Ob dennoch ſolche

Umlagen mehr oder weniger nothwendig ſind , haͤngt

vorzuͤglich davon ab , ob die Verwaltung und Verwen :

dung des Gemeindeguts zweckmaͤßig iſt oder nicht .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein

wiederholen ihre fruͤhere Aeuſſerung gegen den Frhrn .
v. Falkenſtein mit dem Beyſatz , daß wenn doch ein⸗

mal den Juden ebenfalls die Schranken geoͤffnet wer —

den muͤßten , welche ihrer Civiliſation noch entgegen

ſtuͤnden , dieß der am wenigſten gefaͤhrliche Schritt ſey .

Reg . Com. geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Die Iſraeliten ſind entweder Ortsbuͤrger , um den bis —

her uͤblichen Namen fuͤr eine auch ohne ihn fortbeſte —
hende Sache beyzubehalten . Alsdann haben ſie ein

direetes Intereſſe an der Verwaltung des Gemeinde -

guts . Oder ſie ſind bloße Schutzbuͤrger , und dann

haben ſie zwar nur ein indirectes , aber doch immer

ein ſehr reelles Intereſſe an jener Verwaltung . Je

beſſer ſie iſt , je hoͤhern Ertrag ſie abwirft , deſto gerin —

gere Beytraͤge haben ſie zu zahlen . Die Bemerkun⸗
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gen Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten v. Loͤwenſtein,

ſcheinen mir von einleuchtender Wahrheit zu ſeyn . Yn -

deſſen habe ich noch dabey das Naͤmliche gedacht ,

was der Frhr . v. Tuͤrkheim : Schacherjuden werden

nirgends zu Mitgliedern des Ausſchuſſes gewaͤhlt wer⸗

den , vielleicht ſelten ſelbſt ſolche Iſeraeliten , welche
alle dazu erforderlichen Eigenſchaften hinreichend beſitzen .
Nur von der Stadt Karlsruhe iſt mir bekannt , daß

Iſraeliten in ihrem Ausſchuſſe figen . Dieß find aber

in der That auch ſolche Perſonen , die ſich durch ih —

ren Charakter und ihre Bildung die allgemeine Ach—

tung erworben haben .

Zachariaͤ : Auf die Gruͤnde , welche fuͤr die

MWåhibarteit der Juden in den Bårgeraugfhug ange -

fúhrt worden find , erlaube ih mir im Allgemeinen
das zu erwiedern , daß ſie theilg auf den bereitg fattz

fam eròrtertren allgemeinen Anſichten von den Rechts⸗

verhaͤltniſſen der Juden uͤberhaupt beruhe , theils in ſo

ferne ſie das Intereſſe der Juden bey der Verwaltung

der Gemeindeangelegenheiten geltend machen , zu viel

beweiſen.
Es iſt jedoch eine That ſach e angefuͤhrt worden ,

die mir allerdings und zwar — es verſteht ſich von

ſelbſt , daß ich nur meine Meinung ausſpreche —

allein von Wichtigkeit zu ſeyn ſcheint . Schon ſind
wenigſtens in einer der groͤßern Staͤdte des Landes

Juden Mitglieder des Ausſchuſſes . Ich halte es alle —

mal fuͤr bedenklich , das Beſtehende abzuaͤndern , zu

nehmen , was bereits gegeben iſt . Es koͤnnte daher

allerdings fuͤr die groͤßern Staͤdte des Landes eine

Ausnahme von der Regel gemacht werden , und ich

ſelbſt behalte es mir vor , in dem Titel der Gemein⸗

deordnung , welcher von den groͤßern Staͤdten des Lan⸗
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des handelt , eine ſolche Ausnahme in Vorſchlag zu

bringen .
Auf die vom hohen Praͤſidium gehaltene Um —

frage wurde vie Waͤhlbarkeit der Juden in den Buͤr⸗

gerausſchuß mit 8 gegen 5 Stimmen verwor fen .

Zu dem legten Sag deg Şen .

Frhr . v. Weſſenberg : Was die Geiſtlichen
betrifft , die nicht in der Gemeinde angeſtellt find , fo
finde idh feinen Anſtand , daß ſie in den Ausſchuß ge —

waͤhlt werden . Aber was die angeſtellten Ortsgeiſtlichen
anlangt ; ſo muß ich aus Gruͤnden , die ich ſchon fruͤher
dargelegt habe , wuͤnſchen , daß ſie nicht inGemeindeangele⸗
genheiten , wie diejenigen , die der Ausſchuß zu beſorgen
hat , verflochten werden , und daß es ſomit in Anſehung
ihrer bey der Faſſung der zweyten Kammer verbleibe .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Er glaube , daß dieſe Par —
ticularitaͤt am beſten durch ein Verbot von Seiten der

geiſtlichen Obrigkeit beſtimmt werden wuͤrde .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein be —

gegnet dem Antrage damit , daß der Grundſatz , Staats —

diener ſind de jure Mitglieder einer Gemeinde , verwor —⸗

fen worden ſey , und es mithin weiter nichts beduͤrfe ,
als daß einer allgemeinen Staatsmaxime gemaͤß die

oberſten Kirchenbehoͤrden die Geiſtlichen nicht mehr
da anſtellen , wo ſie zu Hauſe ſind , oder in beſondern
Familienverhaͤltniſſen ſtehen . Der Fall aber wuͤrde ſel —
ten eintreten , daß ein Ortsgeiſtlicher freywillig Mit⸗

glied der Gemeinde werde , und auch das koͤnne die

Kirchenbehoͤrde den Geiſtlichen unterſagen .
Die Kammer erklaͤrte ſich auf gehaltene Umfrage

einhellig ( mit Ausnahme des Frhr . v. Weſſen —
berg )

Protokolle der J. Kammer zr Bd. 31
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gegen den gemachten Antrag , und mit dem

Commiſſionsberichte einverſtanden .

* Be Ag

Frehr. v . Tuͤrkheim entwickelt die Gruͤnde der

angetragenen Veraͤnderung nach dem Leitfaden des Com —

miſſionsberichts .

Mer . Com - Kh . 6e
Die Regierung hat den Abaͤnderunge vorſchlag der Com —

miſſion in Erwaͤgung gezozen , und ihre Auſicht iſt ,

daß die Sache in practiſcher Beziehung auf unſere
Gemeinden ins Auge gefaßt vielleicht nicht ſo wichtig
ſeyn duͤrfte, als fie , vom rein theore iſchen Standpuncte

betrachtet , ſcheinen mag , die Regierung legt keinen

Werth darauf , ob endlich ſo oder anders beſchloſſen
merde . Da aber die zweyte Kammer dem Entwurf
der Regierung einmal beygerreten it , fo wånfeyt diefe ,

Daf die Erite Kammer ihre Beyftimmung ebenfalls gebe ,
Damit nipt mehr Veraͤnderungen , als wirklich noͤthig,

vorgenommen werden , und das Gelingen des ſchwieri —

gen Werkes nicht ohne ſehr triftige Gruͤnde erſchwert
werde .

v. Rotteck : Ich ſtimme får den Antrag der

zweyten Kammer . Die ſucceſſive Ernennung des Aus —

ſchuſſes je zu einem Drittel hat das Gute , daß ſie
die Lauterkeit deſſelben , d . h. die Uebereinſtimmung ſei—⸗

ner Tendenz und Geſinnung mit jener der Ge

minde , nicht vom Schickſal einer Ccingigen Wapi

abhaͤngig laͤßt . Ale Wahlen find mehr over we

niger auh dem Zufall unterworfen . Mißgluͤckt
nun einmal die Wapl eineg Drititheitg , fo find doh

nod Die beiden andern Dritttheile da , und vermóge !

durch ihren Einfluß die etwa unlautere Teudenz des

neuen Drittels unſchaͤdlich zu machen . Auch iſt dieſe
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Erneuerungsart analog derjenigen , die får die Volfs -

repraͤſentation in der zweyten Kammer beſtimmt iſt .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Theoretiſch iſt nicht nur
die Anſicht , auf welcher der in Frage ſtehende Com —

miſſionsantrag beruht , ſondern in dem naͤmlichen Grad

alleg , was wir gegenwaͤrtig in dem Gebiet eliner ganz
neuen Geſetzgebung verſuchen , und ich ſehe keinen Grund ,
warum dieſe Anſicht vorzugsweiſe vor andern , welche
dieſem und andern Geſetzen zum Grund liegen , blos

theoretiſch genannt werden will .

Ob ſie unrichtig ſey , davon kann die Rede ſeyn ,
wenn ſie es aber nicht iſt , ſo iſt ſie gewiß auch nicht un —

wichtig , denn es muß nothwendig einen großen Einfluß auf
den Charakter einer Behoͤrde haben , ob ſie nach einem ge —
wiſſen Zeitraum ganz durch Wahl erneuert werde , oder
ob nur jeweils eine Minoritåt von Rekruten hinzu kommt ,
die Behórde felpe aber in der Mehrzahl ihrer Glieder

immer fortbefteht . Wenn man fich ferner auf Dag

Beyſpiel der zweyten Kammer uuſerer Staͤnde beruft,
ſo koͤnnte allerdings die Sprache davon ſeyn , ob und
in wie fern die naͤmliche Betrachung auch auf fie an -
wendbar wåáre ; aber in jedem Zall ift pier ein Unter -

fhid , weil dem Regenten , wenn er auh obne durch
Ausbruch von Mißhelligkeit dazu veranlaßt zu ſeyn ,
bemerkte , daß ſich in den Landſtaͤnden ein dem Jater⸗
eſſe des Votks und der Regierung fremder Koͤrper⸗
ſchaftsgeiſt einſchleiche , ſie aufloͤſen kann , was ohne⸗
hin bey einem Regentenwechſel geſchehen muß , wo
hingegen der Gemeindeausſchuß aber nach dem Geſctz⸗
entwurf nie in einen ſolchen Fall kommt .

Bahari : Das , was úber tn poriegenden
Verbeſſerungsborſchlag in dem Commiſſtonsberichte ge —

ſagt und ſo eben von dem verehrten Herrn Staats -

gaT
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rath Srir , v. Tårfheim weiter ausgefuͤhrt worden ift ,

fimmt , gang mit meiner Ueberzeugung úberein, . ES iff

allerdings zu fuͤrchten , daß der Ausſchuß am Ende

alle Gewalt in der Gemeinde an ſich reiſſen , oder daß

er, als ein hemmendes Princip der Verwaltung

Eintrag thun koͤnnte . Dieſer Gefahr ſoll der Vor —

ſchlag vorbeugen .
Es iſt von dem verehrlichen Herrn Regierungscom⸗

miſſaͤr geſagt worden , daß der Unterſchied zwiſchen der

im Entwurfe und der im Commiſſtonsberichte enthal⸗
“ tenen Erneuerungsart des Ausſchuſſes mehr in der

Theorie , als nach der Praxis von Wichtigkeit ſeyn

duͤrfte ; Allein ! ſch kann dieſen Gegenſatz zwiſchen der

Theorie und der Praxis nicht anerkennen . Die

wahre Theorle iſt die Erfahrung , auf allgemeine Ge —

ſetze zuruͤckgefuͤhrt , und die wahre Erfahrung iſt das

Geſchehene , oder das Geſchehende , inſofern es auf
eine mit Verſtand , alſo theoretiſch geſtellte Frage die

Antwort gibt .
Die aufgeworfene Hauptfrage haͤngt mit einer

andern zuſammen , oder laͤßt ſich vielmehr mit der Frage :
Ob die Kammer der Volksabgeordneten ganz oder

nur theilweiſe ven Zeit zu Zeit ernenert werden

fol ? auf eine allgemeinere zuruͤckfuͤhren . Go viel iff

wohl gewiß , daf die . gåángliche Erneuerung der zwe -

ten Kammer allein dem Geifte des Repráfentativfy : -
ſtems entſpricht . Das Brittiſche Unterhaus wird niht

theilwelſe , ſondern allemal nach 7 Jahren erneuert ;

eine febr wichtige Autoritaͤt ! In Frankreich hat man

das Syſtem der theilweiſen Erneuerung der zweyten

Kammer angenommen . Aber eine - fehr geiftreihe Schrift -
felerin þat in ihren Betrachtungen Ùber die fran -

zoͤſiſche Revolution gezeigt , daß dieſes Syſtem die nach⸗
theiligſten Folgen fuͤr Frankreich gehabt hat .
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Auh in unſerer Verfaſſung ſcheint mir die Ein —
richtung keineswegs die vorzuͤglichſte zu ſeyn , daß die
zweyte Kammer nur theilweiſe erneuert wird

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenfein :
Jch habe keineswegs geſagt , daß zwiſchen Theorie und
Praxis ein Gegenſatz beſtehe . Was ich geſagt habe , iſt :
Der Theorie auf ihrem Standpunet erſchlenen oft
Dinge von beſonderer Wichtigkeit , die ſich in der Er —

fahrung weit minder bedeutend bewaͤhren . Und umge⸗
kehrt zeigt ſich oft a posteriori als ſehr wichtig , was
die THeorie a priori faum der Beachtung werth ge -
halten . Fuͤr die Richtigkeit diefer Bemerkung liefern
die Geſchichte und das Leben tauſend Beyſpiele Viel —
leicht gehoͤrt es auch in die Reihe diefer Bepfpiele ,
daf man Marimen , aug der Berfafung grofer Staa -
ten abgezogen , auf unfere ffeinen Gemeinden anwen :
den wil , daf man Dinge gufammenfelt , wobey es
an allem Maaßſtab der Vergleichung fehlt .

Irhr . v. Weſſenberg : Auch ich lege , wie der
Herr Regierungscommiſſaͤr , auf den Unterſchied des

Commiſſions antrags und des Beſchluſſes der zweyten
Kammer kein ſehr großes Gewicht . Die Hauptſache
iſt , daß der Ausſchuß von Zeit zu Zeit durch Wahl
erneuert werde . In einiger Hinſicht ſcheint mir indef-
fen die ſtufen - und theilweiſe Erneuerung zu einem
Drittel alle zwey Jahre unbedenklicher , als die ganze
Erneuerung auf einmal alle fechs Jahre . Denn dieſe
kann leicht eine plotzliche und gaͤnzliche Veraͤndemun
in dem Geiſt der controlirenden Behoͤrde herbeyfuͤhren ,die zuweien mit Nadtheiten verbunden feyn dürfte ,
welche bey der andern Mrt von Erneuering vermieden
werden .

— — —— F Are
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Irhr . v . Gayhling ſchließt ſich dieſer Anſicht an ,

da ihm dieſelbe von vielen achtbaren Landleuten beſtaͤe

tigt worden fey , welde. fegar , eine jaͤhrliche Erneue —

rung des Ausſchuſſes gewuͤnſcht haͤtten .

v Rottegs Eé- it biog son der gaͤnzlichen

Erneuerung je nach feb 3 - Jahren , oder pon der zu

einem Dritttheil zu geſchehenden je nach zwey Jah —

ren die Rede . Diejenigen , welche annehmen , daß ein

Gewaͤhlter ſech s Jahre hindurch als aͤcht er Repraͤſen⸗

tant des Willens der Gemeinde gelten koͤnne, finden bey

betden Syftemen die : gleiche Befriedigung , denn nach

beiten dauert bey jenem Gewaͤhlten die repraͤſentative

Eigenſchaft ſechs Jahre , niht mehr und , niht weni -

ger . Bey ſolchen beiderſeits gleichen Verhaͤltniſſen moͤchte

alſo wohl die von mir fruͤher gemachte Hindeutung

auf den von Zufaͤllen ſtets abhaͤngenden Geiſt oder

Erfolg einer Wahlhandlung entſcheidend ſeyn . Von

dem angefuͤhrten Beyſpiel Englands moͤgen wir meg -

blicken , da es ſich gegenwaͤrtig um die Gemeinderer⸗

faſſung in Baden , und nicht um die Staatsverfaſſang

des Brittiſchen Reichs handelt .

Se . Durchlaucht der Herr Fuͤrſt p. Loͤwenſtein ,
treten dem Commiſſtonsantrage mit dem Bemerken bey ,

Dag dag neue Drittel von den beiden ältern unter —

druͤckt werden wuͤrde .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſteln :
Ich ſcheue mich , hier auf die Eroͤrterung großer poli —

tifhen Fragen einzugehen , weil mir — idh wiederhole

es — zwiſchen der Verfaſſung groger : NReprifentativz

ſtaaten und der Einrichtung unſerer kleinen Gemeinde —

weſen kein Maaßſtab der Vergleichung vorhanden zu

ſeyn ſcheint , und dieſe Dinge nach meiner Anſicht p af-
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tifh diel weiter aug einander liegen , alg eg im Ge

biete der Theorie der Fal fevn mag , '

Wenn indeſſen doch einmal die Frage eroͤrtert wer —
den ſoll welche Art der Erneuerung repraͤſentativer
Koͤrper die beſſere ſey , die totale oder die periodiſche
und theilweiſe , ſo erlaube ich mir zu bemerken vag

dieſe Frage ihre zwey ſehr verſchiedenen Geiten pat :
Als ſie vor einigen Jahren in Frankreich neuerdings angeregt

wurde , haben ſie die franzoͤſiſchen Publiciſten ſo gruͤnd⸗
lich und ſcharfſinnig eroͤrtert ,daß ſie in der That we —

nig zu wuͤnſchen uͤbrig ließen Wenn auf der einen

Seite anerkannt iſt , daß die totale Erneuerung ſtell —
vertretender Koͤrper mit großen Vortheilen verbunden

iſt , ſo iſt auf der andern Seite eben ſo gewiß , daß
die lauge , unveraͤnderte Dauer ſolcher Koͤrper grofe

Nachtheile mit ſich fuͤhrt. Man hat es ſchon oͤfter ge —

ſehen , daß ſich in ihnen die Herrſchaft einer Pärthey

auf Jahre hinaus ohne Moͤglichkeit conſtitutionellor Ab⸗
huͤlfe feſtgeſetzt hat . Durch die periodiſche Erneuerung
treten ven Zeit zu Beit neue Elemente hinzu , welche
die Partheyherrſchaft ſchwaͤchen oder brechen koͤnnen .

Wenigſtens bekommt die oͤffentliche Meinung oͤfter Ge -

legenheit , ihre Stimme laut werden zu laſſen . Dieſes
Argument ſcheint mir von ſolcher Staͤrke , daß ich , ob

ich gleich auch fuͤr die totale Erneuerung war , in mei :

ner Meinung dadurch ſehr erſchuͤttert worden bin .

In der Anwendung dieſer Betrachtungen auf un⸗—⸗
ſere kleinen Gemeinden werden wahrſcheinlich die Vor —

theile der periodiſchen Ernenerung fich noch uͤberwie⸗
gender , und die Nachtheile der rotaten Erneuerung
ſich noch entſchiedener darſtellen . Diejenigenwelche
keine Freunde der unruhigen Bewegungen ſind , welche
oͤfters Volkswahlen begleiten , werden ſtichtenothwendig
fuͤr die periodiſche Erneuerung eutſcheiden muͤſſen.
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Man vergleiche die Bewegungen , welche die ſieben⸗

jaͤhrigen Parlamentswahlen in England zu erregen pfle —

gen , mit denen , welche die jaͤhrlichen Deputirtenwah —

len in Frankreich hervorbringen , und urtheile . Ich

geſtehe uͤbrigens , daß ich die Bewegungen , welche durch
die Gemeindewahlen veranlaßt werden koͤnnen , nicht

fuͤrchten wuͤrde . Aus allen dieſen Gruͤnden kann ich
einer totalen Erneuerung des Ausſchuſſes das Wort

nicht reden .

Sehr . o , Weffenbergr : Für dag , mwas der

Herr . Regierungscommiffårsibemerit Hat , finden wir

auch eine Beſtaͤtigung in den kleinen Freyſtaaten des

Alterthums , von denen freylich nach einem noch klei⸗

nern Maaßſtab Anwendung auf unſere Gemeinden

Platz greifen kann . Haͤufige Belege liefert Ariſtoteles
in ſeiner Politik , aus denen es ſich ergibt , daß die

periodiſchen theilweiſen Erneuerungen der gewaͤhlten
Behoͤrden fuͤr die Freyheit am zutraͤglichſten und zu —

gleich am ungefaͤhrlichſten erachtet wurden , weil ſie ohne

Erſchuͤtterung des Ganzen geſchehen .

Frhr . v . Tuͤrkheim : Daß diejenigen , welche

zu viele Bewegungen in den Gemeinden durch Wah -

len beſorgen , vorziehen ſollten , alle zwey Jahre einen

Wahlaet mit zwey Wahlzetteln , als alle ſechs Jahre
einen mit ſechs Wahlzetteln einzufuͤhren , vermag ich

nicht einzuſehen . Auf das von einem andern Redner

angefuͤhrte Beyſpiel der Republiken des Alterthums

bemerke ich , daß ſolches hoͤchſtens auf regierende , nicht

auf blos controlirende und repraͤſentirende Behoͤrden

angewendet werden koͤnnte . Es iſt aber davon auch

gar nicht die Rede , das Syſtem einer theilweiſen Er —

neuerung bey dem Gemeinderath zu beſtreiten , wo es

vielmehr als ganz angemeſſen erkannt wird , ſondern
nur bey dem Ausſchuß .
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Frhr . v. Falkenſtein : Obgleich dem Wefen

der Gemeindeordnung , wie ſie jegt gegeben werden fol ,
eine gewiſſe Beweglichkeit durch oͤftere Wahlen gang

angemeſſen iſt , ſo truͤge ich doch großes Bedenken

gegen eine allzuhaͤufige Wiederholung dieſer Beweglich⸗
keit , und ſtimme daher mit dem Commiſſitonsantrage

gegen die periodiſchen Erneuerungen des Ausſchuſſes ,

und behalte mir vor , uͤber die Stellung dieſes Inſti⸗

tuts uͤberhaupt bey einem ſpaͤtern Punet der Hohen

Kammer einige Bedenken vorzutragen .

Zachariaͤ : Will man ſich bey der vorliegenden

Frage auf die Erfahrung berufen , ſo darf man

ſich wenigſtens nicht auf das Alterthum , nicht auf die

griechiſchen Freyſtaaten , nicht auf die roͤmiſche Verfaſ —

ſung beziehen . So ſonderbar auch die Erſcheinung
iſt , jenen Staaten , auch den griechiſchen und roͤmi —

ſchen Schriftſtellern , z . B . dem Ariſtoteles , war die

Repraͤſentativverfaſſung gaͤnzlich unbekannt . Der roͤ⸗

miſche Senat z. B . wurde nicht vom Volke gewaͤhlt.
Eine weitere Behauptung kann ich nicht ohne

einen Widerſpruch laſſen — als ob das , was im

Großen oder von einem großen Staate gelte , nicht

auch im Kleinen oder von einem kleinen Staate guͤltig

fey . Die Menſchen ſind immer und auͤberall dieſelben ,

nur die Verhaͤltniſſe ſind verſchieden , unter welchen
fie handeln . Wer der Gemeinde Neuenheim wohl Yor -

fteht ( amit ich einen , Der Stadt Heidelberg nahe

liegenden Ort freundlich alg ein Bepfpiel gebrauche )
koͤnnte ein Staatsminiſter ſeyn . Wer Neuenheim kennt ,
kennt den Neckarkreis , wer den Neckarkreis kennt ,

kennt Baden , wer Baden kennt , kennt Deutſchland und

ſo weiter .

v. Rotteck : Er halte die Kammer fuͤr hin —

TO D
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laͤnglich unterrichtet , um daruͤber zu entſcheiden , ob

hinreichende Gruͤnde vorliegen , in dieſem ohnehin nicht

weſentlichen Punete der zweyten Kammer ſo wie der

hohen Regierung ſich zu widerſetzen oder nicht zu wi⸗

derſetzen.

Frhr . v. Tuͤrkhe im : Die letzte Bemerkung we⸗

nigſtens kann unſern Entſchluß nicht beſtimmen . Wir

ſprechen nach freyer , innerer Ueberzeugung und dieſe

heißt uns jederzeit das Beſte zu ſuchen .

Auf die vom hohen Prá fidin m gehaltene Um

frage erklaͤrte ſich die Kammer mit 9 gegen 4 Stimmen

fuͤr die Annahme des Hen nach dem Commiſ —

ſionsantrage .

$ - Ak
Frhr . v. Tuͤrkheim erlaͤutert den Antrag der

Commiſſion . F

Frhr . v . Weſſenberg : Weil der Endeſatz im

G. 42 nach dem Beſchluß der hohen Kammer weg —⸗

fallen ſoll : ſo muß ich beym F. 44 den Antrag ſtel⸗

ten , daf hier die Ausnahme der angeſtellten Orts —

geiſtlichen ausgenommen werde .

Der 8. wurde dann einhellig — mit einziger

Ausnahme des Hofraths v. Rotteck , als welcher den

Beyſatz der Commiſſion verwarf , — ang eno mmen .

S45
verbunden mit §. 48 .

Frhr . v. Tuͤrkheim rechtfertigt die Verbindung

der 88 . 45 und 48 und die vorgeſchlagenen Veraͤnde⸗

rungen nach dem Commiſſtonsberichte .
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Reg . Com . gehi Nef- Fry . Liebenſteine
Er habe Namens der Regierung nichts gegen dieſelbe

einzuwenden , da ſie eigentlich nichts als eine verbeſ⸗

ſerte Redaction der beiden Shen ſeyen .

Frhr . v. Falkenſtein : Ich erlaube mir hier

im Augemeinen einige Bedenken in Beziehung auf die

Stellung des Ausſchuſſes vorzutragen .

Wenn man auch den Grundſatz , daß der Aus —

ſchuß eine den Gemeinderath controlirende Stelle ſeyn

foll , in der Theorie anerfennen muf , fo erheben fih

doch gegen dieſe Beſtimmung weſentliche Bedenklichkei⸗
ten , wenn man die Sache von der praktiſchen Seite
betrachtet . Eg ift mit Grunde vorauszuſehen , daß ſich
alle unruhigen Koͤpfe , alle leidenſchaftliche Menſchen

in einer Gemeinde in den Ausſchuß hinein draͤngen

verden Bey der gleichſam dem Ausſchuſſe zur Pflicht

gemachten Oppoſition gegen den Gemeinderath , wird

aͤber unter dieſen Umſtaͤnden dieſe Oppoſition , anſtatt

durch eine beſonnene Maͤßigung und durch partheyloſe

Befoͤrderung des Gemeindewohls geleitet zu werden ,

eine gewuͤnſchte Gelegenheit abgeben , um alle heftigen

Leidenſchaften in Bewegung zu ſetzen , welches beſou —

derg auf dem Lande der Fal fejn diirfte wo mam

noch niht jene allgemeine Bildung und Erziehung vor —

augfegen fann , die alein im Stande if , diefe fehåd -

lichen Triebfedern der menſchlichen Handlungen gehoͤrig

in Schranken zu halten .

Mag auh imme durch dieſes Inſtitut die rege

Theilnahme an oͤffentlichen Angelegenheiten befoͤrdert

werden , fo duͤrften doch , beſonders im Anfang , der

Friede und die Eintracht die theuern Opfer fevn ; mit
welchen man jene Vortheile erkaufen muß , Aund ich

zweiſte ſehr , ob der einmal ausgeſtreute Same des
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Haders und der Zwietracht je wieder - gang vertilgt
werden fann .

i

Da uͤbrigens dieſes Inſtitut ein Hauptelement
* vorliegenden Gemeindeordnung iſt , und die letztere
ohne daſſelbe nicht wohl beſtehen kann , ſo wollte ich
mir blos erlauben , meine Bedenken wegen der Stellung
deſſelben , ſo wie ich ſie in der Commiſſion aͤuſſerte,
auch der hohen Kammer vorzutragen .

Am beten werden mohl diefe Bedenfen bey einer

kuͤnftigen Reviſton der Gemeindeordnung ihre Wuͤrdi⸗

gung finden

Protokolle der Erſten Kammer .

Reg. Com. geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Wenn man uͤberhaupt einmal das Inſtitut des Aus —

ſchuſſes wolle , ſo muͤſſe derſelbe entweder verwaltend

oder controlirend ſeyn ; das erſte koͤnne er nicht ſeyn ,
alſo muͤſſe er nothwendig das zweyte ſeyn . Wollte

man keines von beiden , ſo waͤre der Ausſchuß nichts
als ein weſenloſer Schatten , den man lieber ganz aus

der Gemeinde entfernte .

Frhr . v. Falkenſtein glaubt , der Ausſchuß
werde auch dann noch controlirende Behoͤrde ſeyn , wenn

er dem Gemeinderath blos als Verſtaͤrkung zugegeben
fey , und ſtuͤnde dann doch demſelben nicht ſo ſchroff
gegenuͤber.

Frhr . v. Tuͤrkheim : Ein Theil des — E
fann dag Ganze nit controliren ,

v. Rotted : Da der Frhr . v. Falfenftein feiz

nen Antrag gemacht , fondern nur Anfihten âuf -

gefellt þat , fo enthalte ich mih , in Erwågung ver

uns kurz zugemeſſenen Zeit der Gegenaͤuſſerung .
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Muf gehaltene Umfrage wurden die §§. 48 und

45- nah dem Commiffiongantrage einhellig ange⸗
nommen .

Ebenfo die

SS- 46 und 47 .

$. 49 .

Srhr . v. Tårfheim erläutert die im Commifs
ſionsberichte vorgeſchlagene Veraͤnderung , wornach Nr . 5
in der Redaction der zweyten Kammer geſtrichen wer —
den ſoll .

Reg . Com . geh , Ref . Frhr . v . Liebenſtein :
Er habe dagegen nichts zu erinnern , da hierdurch die

Faſſung des Regierungsentwurfs wieder hergeſtellt
werde .

Die Kammer erklaͤrte ſich einhellig ( mit Mug -

nahme des Hofraths v. Rotteck )
fuͤr die Annahme des Sen nah dem Com -

miſſionsantrage .

S. 50 .

Reg . Com. geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Bog in Bezug auf den vorgeſchlagenen Zuſatz habe
ich eine Bemerkung zu machen .

Bisher war es nicht ſo , ſondern es lag in der

Befugniß der Vorgeſetzten , Gemeindeverſammlungen zu
halten , wenn ſie es fuͤr nothwendig hielten , ohne dar —
uͤber vorher eine Anzeige an das Bezirksamt erſtatten
zu muͤſſen. Die Commiſſion hat aber geglaubt , die

Rechte der Regierung noch mehr ſichern zu muͤſſen ,
und hat deshalb jenen Zuſatz vorgeſchlagen . Die Re—⸗
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gierung glaubt indeſſen , daß dieß nicht nothwendis ſey ,

und wuͤnſcht / daß der Zuſatz wegbleibe , denn er ſcheint

ihr in der Wirklichkeit nicht wohl ausfuͤhrbar . Bey

einem Amte von 30 Gemeinden und mehr wuͤrde die

Folge davon ein unaufhoͤrliches Hin⸗ und Herſchicken

ſeyn . Eine ſolche geſetzliche Vorſchrift wuͤrde bald von

ſelbſt wieder auſſer Uebung kommen . Das aber folte

bey der jetzigen feyerlichen Art , wie mir unjere Ge -

ſetze zu Stande bringen , am meiſten vermieden wer —

den , daß Beſtimmungen darin aufgenommen werden ,

welche an der widerſtrebenden Natur der Dinge ſchei⸗
tern , wie dieß bey unſern fruͤhern Geſetzen und Ber

ordnungen leider ſo oft der Fall war . Denn nichts
it dem Anſehen und der Wukſamkeit der Geſttze ge

faͤhrlicher.

Frhr . v. Tuͤrkheim : Die Commiſſion iſt zu

dem vorgeſchlagenen Zuſatz durch die Aeuſſerung von

Beſorgniſſen veranlaßt werden , daß bey der groͤßern

Bewegung , welche der Geiſt der neuen Verfaſſung in

die Gemeinden bringen dårfte , die Berfammlungen der

felben in dem Bergåltnif zur Regierung leidt mif ?

braucht werden Fönnten , wenn folde h ihrer Aufmerk⸗
ſamkeit entiehen koͤnnten .

Da aber nach der Escklaͤrung des Herrn Regie —

rungscommiſſars die beabſichigte Vorſorge zuruͤckgewie⸗

ſen wird , ſo glaube ich nicht , daß die Kammer fruͤ⸗
hern Beyſpielen folgen und die Regierung wegen Wer

nachlaͤßigung ihrer Rechte gegen ſie ſelbſt zu vertreten ,

fuͤr angemeſſen halten werde Uebrigens kann man

niht wohl figen , daß eine Anzeige der Gemeindever —

ſammlung beym Amt wegen ihrer Haͤufigkeit ſehr be⸗

ſchwerlich werden muͤßte .

Die Kammer
* Eef ßCo

uf gehaltene Umfrage mit 7 gegen . 6 Stimmen

|
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die Annahme des Şen nach der Redaction der

zweyten Kammer .

Die

Ssen şt , 52 und 53
wurden ohne Bedenfen angenommen . ,

Der

Tit , VIE ,

Frhr . v. Tuͤrkheim macht darauf . aufmertfam ,
daß dieſer Titel mit dem dritten zu verbinden ſeyn
werde , und Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Lieben -

ſtein erklart : daß die Regierung dieſe Abaͤnderung ,
wenn beide Kammernſich daruͤber vereinigen , wohl
werde geſchehen laſſen koͤnnen .

Die Kammer

beſchloß
einhellig ( mit Ausnahme des Hofraths v. Rotteck )

die Verbindung . beider Titel

Der —

wurde ebenfalls , nach Erlaͤuterung des Berichtserſtat —
ters uͤber die vorgeſchlagene kleine Veraͤnderung , nach
dem Commiſſionsantrage angenommen .

Eben fo ( jedoch mit Ausnahme des Hofraths
v. Rotteck )

die 88. 55 und 56 ,

S. 57

Frhr . v. Tuͤrkheim erklaͤrt ſodann , daß er , ver⸗

anlaßt durch einige neulich zur Sprache gekommenen

Bemerkungen , den weitern Antrag ſtelle , auch die vom Be —

trieb der Gewerbe handelnde Stelle in dieſem 5zu ſtrei⸗—

chen , weil abgeſehen von der in Anregung gekomme⸗
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nen neuen Gewerbeordnung auch nach den jetzt beſtehen —

den Geſetzen nur die ſogenannten zuͤnftigen Gewerbe

an ein Gemeindebuͤrgerrecht gebunden ſeyen , uͤberhaupt

aber der Sitz dieſer Materie nicht in der Gemeinde ,

ſondern in der Gewerbeordnung ſey , und in erſterer

alſo , zumal bey der Erwartung eines neuen Geſetzes ,
die Aufnahme einer Beſtimmung hieruͤber , welche nur

Mißverſtaͤndniſſe herbeyfuͤhren wuͤrde , wohl umgangen

werden koͤnne .

Reg . Com : geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Da man in dem Geſetzentwurf von der Grundanſicht
ausgegangen ſey , daß jeder Staatsbuͤrger Mitglied
einer Gemeinde ſeyn muͤſſe , ſo ſey es conſequent ge⸗

weſen , daß man die Befugniſſe zum Erwerb von Lie⸗

genſchaften und zum Betrieb aller Gewerbe unter den

perſoͤnlichen Rechten der Gemeindebuͤrger aufgefuͤhrt

Habe : Wenn e aber auch fortan zahlreiche Klaſſen
von Staatsbuͤrgern geben ſolle , die keinem Gemeinde⸗

verband angehoͤren , ſo ſey es allerdings uͤberfluͤſſig ,

die Befugniß zum Erwerb von Liegenſchaften , die auch
den bloſen Staͤatsbuͤrgern zuſtehe , als ein beſonderes
Recht der Gemeindebuͤrger aufzufuͤhren .

Auch die Erwaͤhnung der Befugniß zum Betrieb

von Gewerben koͤnne allerdings Mißverſtaͤndniſſe veran⸗

laſſen , da nach der bis jetzt beſtehenden Verfaſſung
blos der Betrieb zuͤnfkiiger Gewerbe von dem Beſitz des

Gemeindebuͤrgerrechts abhaͤngig geweſen ſey , nicht aber

der Betrieb unzuͤnftiger Gewerbe .
£

v. Roͤtteck trågt Darauf an , Den ganzen Gen

zu ſtreichen . Denn die Rechte , die darin alg gez

meindsbuͤrgerliche Rechte aufgefuͤhrt wuͤrden , kaͤmen

auch Nichtmitgliedern der Gemeinde zu , wofern ſie

nur Gtaat $ hůrger , oder Aufenthalts - Bered
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tigte ſeyen . Wenn noch irgend eines dieſer Rechte
als Gemeindebuͤrgerrecht koͤnnte anerkannt werden , ſo
ſey es gerade jenes , welches die Commiſſion zu ſtrei —
chen antrage , naͤmlich das auf Erwerb von Liegen -
ſchaften , indem einiges Vorrecht dabey wegen des

aus der Vermehrung der Ausmaͤrker fuͤr die Ge⸗

meinden fließenden Nachtheils , natuͤrlich ſey . Doch
ſeyen hieruͤber die Civilgeſetze maaßgebend . Die bei —

den andern Rechte aber , deren Der G. erwåhne , nåm -

lich bdag auf den Genuf der öffentlichen Mn ftal
ten , und dag der Gewerbe , feyen DurHaug nit den
Gemeindegliedern blos als ſolchen oder aug folie
ßend eigen . Jenes komme allen Aufenthalts berech⸗
tigten , insbeſondere den im Entwurfe ſogenannten Eh⸗

renbuͤrgern , — ja zum Theil ſelbſt Durchreiſenden und

Fremden zu ; dieſes aber , da es ſeiner Natur nach
ein ſtaatsbuͤrgerliches Recht ſey , werde wohl auch
in folgender Berathung uͤber eine neue Gewerbsord⸗

nung als ſolches geſetzlich anerkannt werden , daher es

zweckwidrig und zur Rechtsverwirrung fuͤhrend ſeyn

wuͤrde, es unter die gemeindsbuͤrgerlichen Rechte

zu reihen . Ausſchließend gemeindsbuͤrgerliche Rechte
ſeyen blos das Geſammteigenthum am Gemein —

gut , das Wahl⸗ und Waͤhlbarkeitsrecht zu

Gemeindeåmtern , und dag Gtimmen in der

Gemeinde , und gerade hiervon melde der S, nihtg ,

Frhr , v. Tårfheim : Alerdings if an dem erz

feen Satz , die oͤſſentlichen Anſtalten betreffend , etwag

Reelles . Alle Localanſtalten laſſen ſich naͤmlich in drey
Claſſen bringen :

a) ſolche , die ihrer Natur nach fein Geg nſtand
einer Ausſchließung ſind , wie Brunnen , Pflaſter , Vez

leuchtung ;
) olche , welche eine

Ausſchlietung zulaſſen ,
Protokolle der 1. Kammer . 30 Bd.
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aber fuͤr die Mitglieder der Gemeinde uͤberhaupt ohne

weitere Beſchraͤnkung gemein ſind . Von dieſen koͤnnen

alle die , welche nicht Gemeindebuͤrger ſind , ausgeſchloſ⸗

ſen werden , in ſo fern es wirklich wahre Anſtalten der

Gemeinden , umd niht wie Kirchen und Sulen alge -

meine Localanſtalten des Staates ſind , z. B . Spitaͤ⸗

ler . Wenn andere Einwohner zugelaſſen werden , ſo

iſt die Gemeinde nach einem §. des Entwurfs der Re—⸗—

gierung , welchen die zweyte Kammer geſtrichen hat ,

nach jetziger Lage der Sache aber vielleicht reſtituirt ,

berechtigt , ihnen dafuͤr eine Retribution aufzulegen .

c ) Gemeindeanſtalten , welche nach dem beſondern

Stiftungszweck nur fuͤr gewiſſe Claſſen drr Gemeinde —

glieder beſtimmt ſind .

v. Rotteck : Wenn irgend ein beſonderer Stif —

tungszweck oder die beſondere Verordnung einer Stif⸗

tungsurkunde nur gewiſſe Perſonen oder Claſſen zu

einem Genuſſe beruft , ſo gelangen ſie zu demſelben

keineswegs als Gemeindebuͤrger , ſondern als ei —

gens Berufene . Hier iſt alſo kein gemeindsbuͤrger⸗

liches Recht zu erkennen . Alle allgemeinen oder oͤf⸗

fentlichen Anſtalten aber ( und nnur von dieſen ſpricht
der §) kommen , ich wiederhole es , alfen Einwoh —

nern und nicht nur den Buͤrgern zu Gute , mit

Ausnahme etwa der Verſorgungsanſtalten , von

welchen jedoch uͤberhaupt ein anders Princip gilt , und

zu welchen nach dem , was die hohe Kammmer ad Saa

beſchloſſen hat , auch Nichtbuͤrger ( Heimathloſe zc . )

durch Staatsanweiſung gelangen koͤnnen . Alles ande —

re , nicht blos Kirchen und Schulen , ſondern auch Po —

lizey⸗ und Rechtsſchutz , Spaziergaͤnge und andere Berz

gnuͤgungsanſtalten u . ſ. f. iſt Allen gemein . Die

Gewerbe betreffend aber , ſo iſt namentlich der im F.

vorfommende Mugdrud : „ jeder Bürger iſt zum Belrieb
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eines jeden Gewerbes nach Vorſchrift der Geſetze
und Verordnungen berechtigt, “ durchaus auf den

bloßen Gtaatébúrger , wie auf den Gemeindebuͤrger paſ —
fend . Der Befugnif beider geben die Gefege
Maag und Biel , und jeder darf nur dag , wag diefe
gemwmåhren oder erlauben . Jeh mwiederhole daher meinen

Antrag des Streichens .

Zachariaͤ : Wåre ih mit Mntrågen auf aber -

malige Berweifung an die Commiffion glådlicher , al

ich eg bisher gewefen bin , fo wirde ich fat mwùnfepen ,
daf die Sache , wegen der aufgeworfenen Zweifel , nod -

malg an die Commiffion zurůådginge . Denn ih mill

eg niht lâugnen , dag mih die Beratþung auf die

Nothwendigfeit aufmerffam gemacht Hat , den Gen mit

dem Conftitutiongedicte úber die Verſchiedenheit der

Grånöe genauer zu vergleichen .
edoch auch fo , wie oie Sache liegt , fann Der

G. mit Ausnahme der Stelle , welche nah dem Com -

miſſionsberichte geftrichen werden fM , recht wohl ver -

theidigt werden . Er fagt zweyerley : Erfteng : Ein

jeder Gemeindebúrger if befugt aw den öffentlichen An —

ſtalten Theil zu nehmen und ein jedes Gewerbe zu

treiben , und zwar als Gemeindebuͤrger oder von

Rechtswegen . Er ſchließt alſo nicht alle andere

von dieſen Befugniſſen aus . Er ſagt nur , daß an —

dre , um gleiche oder aͤhnliche Anſpruͤche machen zu koͤn—

nen , eines beſondern Rechtstitels z. B . eines beſon —
dern Geſetzes oder Privilegiums beduͤrfen ; zweytens :

Die Gemeindebuͤrger koͤnnen in jenen Befugniſſen we —

der durch einen Beſchluß der Gemeinde noch durch
eine Verfuͤgung der Regierungsbehoͤrde beſchraͤnkt wer⸗

den , Anders verhaͤlt ſich z. B . die Sache mit Frem —
den , welchen durch eine beſondere Verwilligung das

Staatsbuͤrgerrecht ertheilt wird , oder ertheilt worden iſt .
o2 *
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Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein

und der Frhr . v. Tuͤrkheim erklaͤren ſich gegen die

Zuruͤckgabe an die Commiſſion .

Auf die vom hohen Praͤſidium geſtellte Frage
wurde

* betok ffet :

1 ) mit 11 gegen 2 Stimmen , daf der ganze §.

niht geſtrichen , dagegen
` 2) einhellig , daf der Gag vom Erwerb der Lie -

genfchaften geftrichen werden fole ; und

3) mit 9 gegen 4 Stimmen , daf der §. nah

dem Commiſſionsautrage anzunehmen ſey .

S. 58 .

X i ;
Srhr . v. Tårfheim erláutert die Veraͤnderung

nach dem Eommiſſionsberichte .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein
erklaͤrt ſich mit der erſtern , als ſich nach den fruͤhern

Beſchluͤſſen der Kammer von ſelbſt verſtehend , bedin⸗

gungsweiſe einverſtanden , wuͤnſcht jedoch Namens der

Regierung , daß Nr . 4 nach der mit dem Geſetzent
wurfe 8. 64 uͤbereinſtimmenden Redaction der zweyten

Kammer beybehalten werde , indem das 6zſte Lebens⸗

jahr nach den ſchon beſtehenden Verordnungen als Dis —

penfationgalter angenommen ſey .

Bahariå führt für den Antrag des Herrn Ne -

glerungscommiſſaͤrs noch das Landrecht Gag 433 an .

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkt dagegen , daf in

adminiſtrativen Verhaͤltniſſen nieiſtens das 6boſte Jahr

angenommen fey .
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Die Kammer erflárte ſich einhellig ( mit Ausnah —
me deg Hofrath v. Rotted ) dafür , daf Nr . xı ge -
firihemund einmuͤthig, daß der F. mit dieſer Abaͤnde⸗

rung nach der Redaction der zweyten Kammer ang e⸗

nommen werden ſolle .

Hierauf wurde die Sitzung geſchloſſen .

Babaris ,
v. Rotteck .



Ein und fuͤnfzigſte Sitzung .

Karlsruhe , den 28 . Dec . 1822 .

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

der Herren Staatsminiſter Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,

deg Herrn Staatsraths Frhrn . v. Baden ,

des Herrn Staatsraths Frhrn . v. Zyllnhardt , und

deS Freyherrnt y, Gemmingen - Treſchklingen .

Weiter anweſend :

der Herr Regierungscommiſſaͤr , geh . Ref . Freyherr

v. Liebenſtein .
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Unter dem Vorſitz

Sr . Durchlaucht , des erſten Vieepraͤſidenten , Herrn

Fuͤrſten von Fuͤrſtenberg .

Der Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim machte die

Anzeige , daß er geſonnen ſeye , ſeine fruͤhere Motion

wegen Verwandlung der jaͤhrlichen Entſchaͤdigungen fuͤr

entzogene grundherrliche Gefaͤlle in Rentenſcheine au

porteur zu wiederholen .

Beylage Ziffer 137 .

Hierauf wurde die abgebrochene Discuſſion uͤber

die Gemeindeordnung fortgeſetzt .

PELE Le

§. 59 .

Frhr . v. Tårfheim Hebt die in dem Commiſſions —

berichte enthaltenen Grúnde fúr die Gtreichung deg

Şen aug .

v. Rotted : Zh fann niht auf Streichung die

fes Sen fimmen . Mlerdings ift er , fo wie er in der

Redaction der jweyten Kammer gefaft feht , unrichtig ,

wie ſchon der Commiſſionsbericht aufs klarſte gezeigt

þat , Bund wie ingbefondere aus der Vergleichung mit

den 68 . 46, 60 u . a . hervorgeht , Wåre dag Gemeinde -

gut wirklich ein Eigenthum blos der Ortsbuͤrger ,

ſo wuͤrden die in den genannten § § en . fehenden Be⸗

ſtimmungen unwahr oder ungerecht ſeyn . Aber es iſt

eine Verbeſſerung oder Berichtigung des Ausdrucks im

§. 59 moͤglich , wodurch derſelbe nicht nur einen ganz

unbedenklichen , ſondern als geſetzliche Garantie des

den Gemeinden zuſtehenden Geſammtgutes einen zu —

gleich hoͤchſt koſtbaren Inhalt bekaͤme , naͤmlich :
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„ Alles Gemeindevermoͤgen iſt ein Cis

genthum der Gefammtheit der wirklichen
und zukuͤnftigen Gemeindebuͤrger . “

Durch ſolchen Ausſpruch wuͤrde die Gefahr befei -

tigt , dag jemalg etwa der Staat , wie dief in einem

benachbarten Reiche der Fall ift , einen Anſpruch auf

jenes Vermoͤgen erheben , und das Gemeindevermoͤgen

zum Staatsgut erklaͤren moͤchte . Auch waͤre dieſe

veraͤnderte Faſſung dem Rechte der Ortsbuͤrger , d.

h. der Genußberechtigten keineswegs nachtheilig ,

ſondern ſie wuͤrde vielmehr die tatur und —S

dingung jenes Rechtes bezeichnen , und maaßgebend

fuͤr die Entſcheidung der uͤber ſolche Berechtigungen oft

vorkommenden Streitfragen ſeyn . Es ſey mir vergoͤnnt ,

hier einige allgemeine Anſichten uͤber die rechtliche Na —

tur dieſes Verhaͤltniſſes , ſowohl des Geſammteigen —

thums der Gemeinde , als des geſonderten Rechtes
oder Vorrechtes Einzelner auszuſprechen .

Daß ſich verſchiedene Entſtehungsarten des
Gemeindeeigenthuins gedenken laſſen , iſt klar .

Es kann zumal entweder als im Geſammtbeſitz zuruͤck—

behaltenes , oder als der Geſammtheit von ihren Mit⸗

gliedern uͤbertragenes , oder abgetretenes ,

oder als ein von der Geſammtheitallererſt er wor be⸗

nes dargeſtellt werden . h
Hiftorifh hat bald die eine , bald die andere

Entſtehungsart Statt gefunden . Mber faft nirgends

laͤßt ſichs mehr mit Beſtimmtheit nachweiſen . Auh

koͤnnen bey einer und derſelben Gemeinde venſchiedene
Entſtehungsarten fuͤr die einzelnen Theile ihres Gemein —

guts geweſen ſeyn .

Ueberall aber , wo nicht etwas anderes aus be —

ſtimmten und rechtlich guͤltigen Titeln hervorgeht , muß
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das Naturgemåpe , d H. aus der Natur und dem

Zweck des Gemeindeverbands Hervorgehende , ange —

nommen werden , d. h. alſo , daß die Gemeinde ihr

Gut jure universitatis beſitze , daß es demnach der

moraliſchen oder myſtiſchen Geſammtper —

foͤnlichkeit derſelben angehoͤre , durch ihren geſetzlich

erklaͤrten Geſammtwillen ſeine rechtliche Beſtim —

mung erhalte , in der Regel alſo nur zum Behuf der

Gemeindezwecke , nicht zum Vortheil von Einzel⸗
nen verwendet , doch allerdings auch durch den , mit

der Perſoͤnlichkeit Fremder oder angehoͤriger Einzelner

in rechtlicher Wech ſelwirkung ſtehenden , Geſammt —

willen auf privatrechtlich guͤhtige Weiſe veraͤuſ⸗

ſert oder gebunden werden koͤnne .

Es kann alſo geſchehen , daß die Geſammtheit an

einzelne Familien oder an Hoͤfe ( d . h. den jewei⸗

tigen Beſitzer ſolcher Hoͤfe, als ſolchen ) erblich und

unwiderruflich gewiſſe Portionen oder Nutzungs⸗

rechte des Gemeinguts veraͤußere ; aber es kann auch

ſeyn , und die natuͤrliche Vermuthung ſtreitet in der

Regel dafuͤr , daß ſolche Verleihungen nicht u n wi⸗

derruflich , nicht privatrechtlich guͤltig, ſondern in

ihrem Fortbeſtand von der Fortdauer deſſelben Geſammt —

willens , der ſie ſtatuirt , abhaͤngig , d. h. alſo blos dem

oͤffentlichen Rechte jener Gemeinde angehoͤrig und

unterthaͤnig ſeyen . In dieſem letzten Falle hat wohl

Jeder das Recht , ſich in ſeinem Beſitz und Anſpruch

gegen Jedermann , Mitbuͤrger oder Nichtmitbuͤrger,

ja ſelbſt gegen die Staatsgewalt , zu behaupten ,

nur nicht gegen die Geſammtperſoͤnlichkeit der

Gemeinde Dieſe allein kann zuruͤcknehmen oder

modiſiciren , was blos vermoͤge ihres Willens iſt ,

alſo in ihrem Namen von Einzelnen beſeſſen und
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benugt wird ; gegen fie giltfein Widerſpruch und keine

Verjaͤhrung . Sie hat blos zeitlich gewaͤhrt , nicht

aber veraͤuſſert .

Im erſten Falle dagegen hat ſie wahrhaft verz

aͤuſſert , und der Einzelne , der von ihr etwas er⸗

worben , teht ihr rein privatrechtlich , juriſtiſche Perſon

gegen juriſtiſche Perſon , gegenuͤber. Was Er hat , oder

zu fordern berechtigt iſt , iſt gar kein Theil des Ge —

meinguts mehr , es iſt Privatgut , ſeye es nun

eines Individuums , oder einer Familie , oder

mehrerer Familien zuſammen ; oder ſeye es

eine mit einem Grund oder Hofgut rechtlich ver —

bundene Zugabe ( accessorium ) , alſo dem Eigenthum

dieſes Grundes unzertrennlich folgend .

Es iſt klar , daß die Privatrechtlichkeit der

Verleihung nur da angenommen werden kann , wo

ein ausdruͤcklicher klarer Titel dafuͤr vorliegt , oder

wo die Art des Beſitzes und die Vererbung jener der

uͤbrigen Privatrechte aͤhnlich iſt ; z. B . wo eine , vom

Wiffen der Gemeinde , oder von dem zufålligen Bapt -

verhaͤltniß der Buͤrger unabhaͤngige , Beſtimmung

in quali et in quanto vorliegt , wo es ganze , halbe

und viertels Buͤrgernutzungen gibt , die man , wie an —

deres Sondergut , kaufen und verkaufen und verpfaͤn —

den kann , und wo die Vermehrung der Familie

keine Vermehrung des Rechts erzeugt . Iſt aber auch

nur dieſes der Fall , erhalten z. B . die 12 Soͤhne

des Buͤrgers , der einen Nutzantheil beſeſſen , nach

ihm oder neben ihm zwoͤlf ſolcher Antheile , ſo iſt

klar , daß ſie ihm nicht im Privatgut —als welches

nicht vermehrt werden kann durch Zeugung — ſondern im

oͤffentlichen Gut nachfolgen , d. h. daß ſie nicht als feine

Soͤhne , ſondern als Söhne eineg Bürgers , oder alg
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Selbſtbuͤrg er in den Genuß eintreten , folglich vermoͤge

oͤffentlichen Gemeinde - ( nicht oͤffentlichen Staats⸗ )

rechts , und abhaͤngig von der Fortdauer des Geſammt⸗

willens ( verſteht ſich hier der Gemeinde , nicht aber

des Staates ) , der ſie zum Genuſſe beruft , und nur

in der Eigenſchaft als Mitglieder oder uͤberhaupt

in Gemaͤßheit ſeiner freyen Entſchließung beruft .

Es iſt nach allem dem klar , daß in dem von mir

vorgeſchlagenen Ausdruck , „ das Gemeindever —

moͤgen iſt ein Eigenthum der Geſammtheit

der jetzigen und zukünftigen Gemeinde —

bårger, ” durchaus keine Gefaͤhrdung oder Schmaͤle⸗

rung der den Nutzungsberechtigten zukommenden wah —

ren Rechte liegt . Denn ſie werden , wag ihnen zus

ſteht , fortgenießen , nach Maaßgabe des ihrem

Genuß zum Grunde liegenden Privat - oder oͤf⸗

fenttihen Rechtes . Ich wiederhole daher meinen

Antrag .

Frhraͤwe Tuͤrkheim : In wie fern nach meiner

Anſicht bey dem Gemeindegut privatrechtliche Verhaͤlt —

niſſe eintreten , habe ich bereits in dem Commiſſtons —

berichte ausfuͤhrlich vorgetragen , und ich kann mich
nach dem ganzen Inhalt der dort verſuchten Darſtel⸗

lung in der Hauptſache jener Bemerkungen , auf welche

der Vorſchlag des Herrn Hofraths v. Rotteck gegruͤn⸗

det worden iſt , anſchließen .

Wir ſind einig darin , daß das Gemeindegut der

Geſammtheit , einer Universitas , nicht den Einzelnen

gehoͤrt . Allein ein privatrechtliches Verhaͤltniß finde

ich zwiſchen der Claſſe , welche die urſpruͤnglichen Glie —

der dieſer Geſammtheit waren , und der Claſſe , welche

aus ſpaͤter mit Beſchraͤnkungen aufgenommenen Mit -
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gliedern beſteht , — denn ſtaatsrechtlich ſind ſich denn

doch beide Claſſen gleich , und die Ungleichheit erſcheint

daher im Gegenſatz davon als privatrechtlich .
Man kann indeſſen zwiſchen dem oͤffentlichen Recht

im Staate und einem oͤffentlichen Rechte der Gemeinde

unterſcheiden , und ſagen , das Verhaͤltniß aller Ge —

meindeglieder in der Gemeinde , als Staatsanſtalt ,

gehoͤre dem oͤffentlichen Rechte im Staat an ; das Ges

meindegut aber einem oͤffentlichen Recht in der Gemein⸗

de , und letzteres ſey nur privatrechtlich zu beurtheilen

zwiſchen der Gemeinde und dem Staat . Allein auch

hier treten wieder , wie im Commiſſtonsbericht ge —

zeigt worden iſt , Beſchraͤnkungen als Folge der Ver —

miſchung verſchiedener Elemente in dem Gemeindeinſti —

tut ein .

Dieſe Grundidee , in welcher wir ſo ziemlich einig

ſind , findet ſich practiſch durch den ganzen Geſetzentwurf
nach den von der Commiſſton vorgeſchlagenen Abaͤnde —

rungen durchgefuͤhrt ; allein theoretiſch iſt es nach meiner

Ueberzeugung nicht moͤglich , ſie in einem einzelnen Sen

des Geſetzes mit aller , gegen Mißdeutungen nothwen —

digen , Vorſicht und Beſtimmtheit auszuſprechen . Und

wozu auch in einem Geſetz ein ſolcher , blos theoretiſcher ,

Stein des Anſtoßens , welcher große Schwierigkeiten ,

und auch in andern §§. weitlåufige , nur in ein Lehrs

buch gehoͤrige Eroͤrterungen , veranlaſſen koͤnnte ? Daher

glaubte die Commiſſion , es ſey beſſer , den an ſich rih -

tigen und befolgten , aber blos theoretiſchen Satz , in dem

Geſetze ſelbſt zu ſtreichen ; der Anerkennung , daß das

Gemeindegut nicht Staatsgut ſey , bedarf es bey uns

wohl nicht .

Zachariaͤ : Alle , die vor mir geſprochen haben ,
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find darúber einyerftanden , dag der §. , fo wie er gez
faft it , niht angenommen werden tnne ,

Den Grånden , welche gegen die Fafung deg Şen

angefùhrt worden find , füge ih noh DaS hinzu , daf
der §. nach diefer Fafung , wenn man ihn mit dem Con -

ftitutiongedicte úber die Gemeindeverfafung vergleicht ,
cine Neuerung enthalten mårde .

Jedoch es iſt vorgeſchlagen worden , das Eigenthum
an dem Gemeindegut den dermaligen und kuͤnftigen Ge —

meindebuͤrgern beyzulegen . Ich kann mich auch dieſem
Vorſchlage nicht anſchließen .

Denn ſollen und wollen wir eine Streitfrage ent —

ſcheiden , welche , mit ſo bedeutenden Schwierigkeiten
verbunden , wenigſtens nicht ohne mehrere beſon —
dere Beſtimmungen beantwortet werden kann . Die —

ſelbe Streitfrage wurde waͤhrend der franzoͤſiſchen Re —

volution , insbeſondere wegen des Vermoͤgens der Kirche ,

aufgeworfen . Sie gehoͤrt vielleicht zu denen , welche
man beſſer aufwirft , als beantwortet .

Und entſcheidet denn der gethane Verbeſſerungsvor —
ſchlag den Streit ? Wenn nun auch feſtgeſetzt wird ,

daf das Eigenthum an dem Gemeindegute der Geſammt - —
heit der dermaligen und zukuͤnftigen Gemeindebuͤrger

gehoͤren ſolle ; bleibt nicht noch immer die Frage uner —

ledigt , ob dieſe Geſammtheit dem Sonderrechte nach ,
oder im Namen des Staats das Gemeindegut beſitzt ?

v. Rotteck : Die Gruͤnde , die ich fuͤr meinen

Antrag aufgeſtellt habe , ſcheinen mir keineswegs ent —

kraͤftet durch den ſo eben vernommenen Vortrag . Ge —

rade weil einige Staatsrechtslehrer dem Staate das

Eigenthum des Gemeindevermoͤgens zuzuwenden ver —

fuchen , erfheint eine pofitive Ynerfennung deg der © ez
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meinde zuſtehenden Eigenthums um deſto noͤthiger

und heilſamer . Ich fuͤr meine Perſon habe die be -

merfte Lehre nie anderg alg fùr widerrechtlich und re —

volutionaͤr geachtet . Sie gehoͤrt unter die boͤſen Fruͤchte ,

welche die franzoͤſiſche Revolution neben vielen guten

allerdings getragen . Wenn einmal der Staat ſeine

Haͤnde ausſtreckt nach dem Gemeindeeigenthum , ſo iſt

eine Bahn eroͤffnet , auf welcher man leicht bis zum An⸗

griff auf das Eigenthum der Einzelnen gelangt . Nach

den Gemeinden werden die Corporationen , die

Kirchen , die Gemeinwefen jeder Art, dann Claf -

fen und Staͤnde , endlich die Einzelnen ihr Eigen -

thum und alleg Gonderreht hingeben måffen an die

Alles verſchlingende Staatsgewalt ; es wird bald uͤber —

all nichts anderes mehr ſeyn , als Staatseigen —

thum und Staatsgewalt .
'

Srhr . v. Weffenberg : Da das Gemeindever -

moͤgen wirélich dag Gigentþum der Gemeinde oder

der Gefammtheit ihrer Mitglieder ift , fann eg får die

Gemeinde allerdings ſtaatsrechtlich von Wichtigkeit ſeyn ,

daß der Grundſatz im K. 59 ausdruͤcklich ausſsge ſprochen
werde . Den Vorſchlag des Herrn v. Rotteck finde ich

aber deßwegen angemeſſen , weil er mit andern Artikeln

der Gemeindeordnung ( z . B . dem Ş. GY befer in Ein —

klang ſteht , und doch zugleich den beſondern Berechti⸗

gungen einzelner Buͤrgerclaſſen unnachtheilig iſt .

Reg . Comm . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein ?

Den vorausgegangenen Beſchluͤſſen gemaͤß kann die Erſte

Rammer freplih nicht fagen , dafi dag Gemeindegut Ei -

genthum der Ortsbuͤrger ſey . Wil man Dagegen be⸗

ſtimmt ausdruͤcken , daß es Eigenthum der ſaͤmmtlichen
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Gemeindebårger fey , fo wird nicht umgangen werden

koͤnnen , hier abermals der verſchiedenen Privatberech —
tigungen Erwaͤhnung zu thun . Die Regierung wuͤnſcht

allerdings nicht , daß der F. ganz wegbleibe , wenn gleich
daraus nicht folgen wuͤrde , daß das Gemeindegut
Staats gut ſey . Dieß iſt nicht die Anſicht der Regie —
rung , und wird ſie nie werden , wenn gleich in einem

großen Nachbarſtaat , wie ein geehrter Redner ange —

fuͤhrt , die entgegengeſetzte Anſicht nicht nur aufgeſtellt ,

ſondern auch ſogleich mit großer Strenge praktiſch

durchgefuͤhrt worden iſt .

Auf die vom hohen Praͤſidium gehaltene Um —

frage :
Ob dieſer S. gaͤnzlich geſtrichen werden ſolle ?

ergab ſich mit 6 gegen 6 Stimmen Gleichheit .

Das hohe Praͤſidium entſchied daher , daß der —

ſelbe nicht geſtrichen werden ſolle .

Auf die Bemerkungen des Reg . Com . geh . Ref .

Frhr . v. Liebenſtein und Staatsraths Frhr . v .

Tuͤrkheim , und auf den denſelben beypflichtenden

Vorſchlag des geh . Hofraths Zachariaͤ — welchem

auch v. Rotteck unter der Aeuſſerung : Superflua non

nocent , beytrat — wurde von der Kammer einhellig
beliebt , der Redaction die Faſſung dieſes Fen nach dem

vom Hofrath v. Rotteck gemachten Vorſchlage , jedoch
mit dem zu uͤberlaſſen , daß in einem weiteren Zuſatz
gewiſſen Claſſen ihre Vorrechte auf das

Gemeindeeigenthum gewahrt wuͤrden .

Der

§. 60

wurde ohne Bemerkung angenommen .
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FG :

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :

In dem Entwurfe der Regierung folgte auf dieſen Şen

( den §. 67 ) noch ein anderer ( F. 68 ) , welcher den Ge —

meinden die Rechte der Minderjaͤhrigen vorbehaͤlt. Die

zweyte Rammer hat diefen S. verworfen Die Grinde ,

welche die Mehrheit Der zweyten Kammer zu ihrem Be -

fhlugp bewogen , haben indefen die Regierung nicht

uͤberzeugt , daß fie niht wohl daran gethan habe , den

Gemeinden die Rechte Der Minderjåhrigen zu fichern .

Der bedeutendſte Einwurf der Mehrheit der zweyten

Kammer gegen die Beſtimmung des Regierungsentwurfs
mwar pom Credit der Gemeinden hergenommen . Die

Regierung verkennt das Gewicht dieſes Grundes nicht .

Deſſen ungeachtet haͤlt ſie die entgegenſtehenden Betrach⸗
tungen , welche auch im Commiſſionsberichte dieſer

Kammer angefüuͤhrt ſind , fuͤr uͤberwiegend , und wuͤnſcht

deßhalb , daß der F. 68 des Entwurfs der Regierung

wieder hergeſtellt werde . ⸗

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein ,

erinnern bey dieſer Gelegenheit an die Hochſchulen , die

ebenfalls unter Curatel ſtuͤnden , ob ſie gleich mehr IMn -

ſpruͤche auf Entmuͤndigung haͤtten .

v. Rottteck haͤlt zwar die Bedenklichkeit der

zweyten Kammer wegen der den Gemeinden zuzuſpre —

chenden Rechte der Minderjaͤhrigen fuͤr unbegruͤndet ,

und aus einer falſchen Vorausſetzung entſprungen ; da —

gegen die Anſicht des Commiſſtonsberichts fuͤr vollkom⸗

men richtig ; doch glaubt er , moͤchte die Beſtimmung ,

ob und was fuͤr Rechte der Minderjaͤhrigen den Gemein —

den zukommen ſollen , fuͤglich ins Cipilr echt zu ver —
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weiſen ſeyn , welchem ohnehin , wie man wohl au hof -

fen berechtigt fey , eine baldige Revifion oder Erneue -

rung bevorſtehe .

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkt , daß , wenn das ro —ͤ

miſche Recht in dieſer Beziehung noch gaͤlte , der vorge —

ſchlagene Satz in der Gemeindeordnung allerdings uͤber —

fluͤſſig ſeyn wuͤrde .

Zachariaͤ : Die Gruͤnde , aus welchen ich mit

dem Commiſſionsberichte fuͤr die den Gemeinden zu er —

theilende Wiedereinſetzung in den vorigen Stand geſtimmt

habe , ſind folgende .

Der Staat iſt verpflichtet , diejenigen in ſeinen

Schutz zu nehmen , welche ſich ſelbſt zu ſchuͤtzen nicht

vermoͤgen .

Die Gemeinden gehoͤren unter dieſe Regel ; erſtens ,

weil ſie nicht blos aus den dermaligen , ſondern auch

aus den zukuͤnftigen Gemeindebuͤrgern beſtehen ;

zweytens , weil ſie ihre Angelegenheiten durch die

verordneten Behoͤrden verwalten laſſen muͤſſen .

Aus denſelben Gruͤnden kann der Staat in buͤrger —

lichen Rechtsſachen auf die Wiedereinſetzung in den Vos

rigen Stand Anſpruch machen . Wie koͤnnte man alſo

behaupten ) daf man die Gemeinden , oder die Gemein -

debuͤrger fuͤr unmuͤndig erklaͤre , wenn man diefe Rechts -

wohlthat den Gemeinden ertheile ?

Jedoch , man hat eingewendet , daß ſo die Gemein —

den an ihrem Credit , an ihrer Zrauwürdigfeit verz

lieren .

Zuvoͤrderſt , ich wuͤnſche nicht , daß die Gemeinden

zu viel Credit haben ſollen .

Protoͤkolle der 1. Kammer . zr Bd. 33
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Sodann aber fann fich der , welcher einer Gemein =

de Geld darleiht , gar leicht gegen die Einrede der Wit -

dereinfegung in den vorigen Stand ſichern . Er braucht

fich nur mit Beweifen im Voraus zu verfehen , Dağ dag

Geld zum Beften der Gemeinde geborgt und verwendet

worden feye . Restituitur minor non tanquam minor ,

sed tanquam laesus . Eine Gemeinde wird niht als

folche , fondern wenn fie verlegt worden ift , in den yoz

rigen Stand wieder eingefegt .

Auch dafuͤr fann ich nicht timmen , daf die Ga -

che der Gefeggebung úber dag buͤrgerliche Recht uͤber⸗

laſſen werde . Unſerm Landrechte iſt die Wiedereinſe —

tzung in den vorigen Stand , was die Gemeinden be —

trifft , unbekannt . Und auch nach dem roͤmiſchen Rechte ,

welches bey uns das Anſehen eines Ergaͤnzungsrechtes

hat , iſt es mehr als zweifelhaft , ob den Gemeinden

dieſe Rechtswohlthat zuſtehe .

Frhr . v. Weſſenberg : Waͤre der Vorbehalt fuͤr

die Gemeinden in dem Badiſchen Civilrechte ausge —

ſprochen , ſo wuͤrde ich mit Herrn v. Rotteck auf Weg ,

laſſung im vorliegenden Geſetze ſtimmen . Weil er aber

im Landrecht nicht ausgeſprochen iſt , und es zweifel —

haft ſcheint , ob die dießfaͤllige Beſtimmung des roͤmi⸗

ſchen Rechts bey uns geltend ſey ; ſo halte ich aller —

dings die Einruͤckung des Vorbehalts fuͤr gut , den ich

ols eine wahre Wohlthat fuͤr die Gemeinden anſehe .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein : Wenn

auch das buͤrgerliche Recht den Gemeinden die Rechte

der Minderjaͤhrigen ohne allen Zweifel zuſpraͤche , ſo

wuͤrde es doch nicht uͤberfluͤſſg ſeyn , dieß auch in der

Gemeindeordnung ausdruͤcklich auszuſprechen . Denn
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weder alle Gemeindevorfteher feyen mit den Borfhrif -

ten des buͤrgerlichen Rechts bekannt , noch ſeyen es in

der Regel diejenigen , welhe den Gemeinden Geld dar -

leihen , oder mit ihnen andere Rechtsgeſchaͤfte eingehen .

Die Kammer erklaͤrte ſich einhellig fuͤr die Annahme

deg gen nah dem Commiffiongantrage .

Die §. 62 . und 63 .

wurden ohne Bemerfung angenommen .

§. 64 .

Frhr . v. Tuͤrkheim macht darauf aufmerkſam ,

daß der von der Commiſſion vorgeſchlagene Zuſatz in

Betreff von Geſchenken blos Wiederherſtellung eines

bereits in den Geſetzentwuͤrfen vom Jahr 1819 und

1820 enthaltenen , mit den gegenwaͤrtig geſetzlichen Vor⸗

ſchriften uͤbereinſtimmenden , Satzes ſeyn , und bezieht

ſich auf die Motivirung im Commiſſionsberichte .

v. Kettner findet darin einen Anſtand , daf der

vierfache Erſatz der verbotenen Zehrungen in die Ge -

meindskaſſe fließen ſolle , da hierdurch der Gemeinde

indirect ein Strafrecht zugeſtanden werde , welches ihr

nicht gehoͤre , indem alle dergleichen Polizeyſtrafen in

die Amtskaſſe floͤßen.

Reg Com . geh . Ref . v. Liebenſtein giebt zu ,

daß ſolche polizeyliche Strafen in der Regel der

Amtskaſſe zuflieſſen . — In dieſem beſondern Fall aber

habe die Regierung gewuͤnſcht , daß dieſe Strafen der

Gemeindskaſſe zukaͤmen , ohne Zweifel aus dem Grunde ,

weil es immer wahrſcheinlich ſey , daß gar manhe un -

erlaubte Zehrungen auf die Gemeindekaſſen nicht zur

Anzeige kaͤmen , und die Gemeinden fuͤr den Schaden ,

—
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den ſie dadurch erleiden , durch die Strafen , welchen
die bekannt gewordenen Faͤlle ihnen eintragen , gewiſſer —

maßen entſchaͤdigt werden .

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkt , daß zwar nach den

beſtehenden Grundſaͤtzen , alle von dem Ermeſſen des
Beamten abhaͤngende Strafen , in die Amtskaſſe flieſſen ,

daß es jedoch auch nach der bisherigen Einrichtung ge

wiſſe Faͤlle gebe , wo ſ. g. Legalſtrafen , naͤmlich im Vor —

aug auf eine Geſetzübertretung in beſtimmten Maaß

geſetzte Geldbußen , einer beſondern Raſſe zugewieſen

ſeyen .

v. Rotteck : Derſelbe Grund der Delicateſſe , wel —

cher gegen die Berathung ſolcher Schenkungen in de—⸗

Gemeinge ſtrettet , ſcheint auch deren Bedingung an

die Staatsbewilligung zu verbieten . Auch moͤchte leicht

durch Willkuͤhr oder Ungunſt eines Beamten , eine aus

dem edelſten und triftigſten Grunde zugedachte Schenr

kung vereitelt , und dem Betheiligten eine unverdiente

Kraͤnkung zugefuͤgt werden ? Derjenige , welchem Ge -

meinderath und Ausſchuß ein Geſchenk votiren , werde

deſſelben gewiß nicht unwuͤrdig ſeyn , und gegen Ueber —

maaß der Freygebigkeit ſeye ſchon durch andere Geſetze

vorgeſorgt .

Frhra v Tauͤrkheim : Es laͤßt fih nah der Na -

tur der Sache leicht ermeſſen , und die Erfahrung be —

ſtaͤtigt es , daß bey Geſchenken , auf Koſten von Ge —

meinheiten , welche uͤberhaupt nur ſelten in ganz be —

ſondern Faͤllen zulaͤßig ſeyn koͤnnen, Mißbraͤuche und

Colluſtonen nicht wohl vermieden werden koͤnnen , wenn die

Sache unter einigen wenigen Menſchen abgethan wird .
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Aus dieſem Grunde waͤre in jenen außerordentlichen

Faͤllen , wo die Votirung von Geſchenken aus Gemeinds —

mitteln wirklich an ihrem Platz ſeyn wuͤrde , die oͤffentliche

Verhandlung vor der ganzen Gemeinde angemeſſen ,

wenn ſolches nicht der , mit dem Begriff eines Ehren —

geſchenks unvereinbaren , Delicateſſe widerſtrebte , und

wegen dieſer Ruͤckſicht ſoll die Staatsbehoͤrde hier an

die Stelle der Gemeindeverſammlung treten . Die Pruͤ—

fung dieſer letztern kann aber in keinem Fall dem Zart —

gefuͤhle mehr , als die Verhandlung zwiſchen Gemein —

derath und Ausſchuß widerſtreiten , und nicht wie eine

Verhandlung vor verſammelter Gemeinde , woſo leicht

einzelne unzarte Aeuſſerungen fallen , dem zu beſchen —
kenden anſtoͤßig werden .

Muf die , von dem hohen Praͤſidium geſtellten

Fragen , erklaͤrte ſich die Kammer :

1) fuͤr die Beybehaltung des Şen nah der Nedaction

der zweyten Kammer , und zwar einhellig ( mit Aus —

nahme des Landoberjaͤgermeiſters v. Kettner ) und

2) fùr den , von der Commiſſion vorgeſchlagenen Zu —

ſatz ebenfalls einhellig ( mit Ausnahme des Hofraths

v. Rotteck ) .

6i 67 :

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerft , daf der Vor -

fhlag der Commiffion , diefen Şen in den zweyten

Theil der Gemeindeordnung zu vesmweifen , fich dar -

auf grůnde , weil Die hier auggefprochene Regel óf -

fentlicher Verſteigerung nach der Redaection der zweyh —

ten Kammer aus der Verbindung mit den Ausnah —

men herausgeriſſen worden ſey , welche in den , fuͤr

den zweyten Theil der Gemeindeordnung vorbehaltenen
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66 . 178 . 179 . und 181 . deg Entwurfs der Regierung

enthalten find , und daher aufer diefem nothwendigen

Zuſammenhang gegen die Abſicht als unbedingt erſchei⸗

nen wuͤrde .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Lieben fein zeigt ,

daf dDafelbe auch in dem Entwurfe der Regierung beab⸗

ſichtigt geweſen ſey , und weisſt auf die §. 178 . 179 .

180 und 181 . hin . Die zweyte Kammer habe aber fuͤr

gut gefunden , den Grundſatz der Oeffentlichkeit bey

Verkaͤufen , Verpachtungen und Veraccordirungen in

einem eigenen den in den erſten Theil aufzunehmen , und

nur die Ausnahmen von dieſer allgemeinen Regel dem

zweyten Theil vorzubehalten . Die Beſtimmung des

S. 130 deg Entwurfs der Regierung , welche die zweyte

Hålfte im §. 65 . der Redaction der zweyten Kammer

ausmache , feye wohl in feinem Fall wichtig genug , um

in dem erſten Theil deg Gefezeg , der nur die Haupt -

fåţe enthalten folle , eine Stelle einzunehmen ,

b. Kettner åufert Sen Zweifel , ob dag Wort

Gemeindevermoͤgen das bloße Stockvermoͤgen , oder

auch den Ertrag deſſelben in ſich faſſe , was in der Rez

daction der zweyten Kammer nicht deutlich genug aus⸗

gedruͤckt ſey .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein : Hier

fole nur fo viel auggefprochen werden , daf BVeråuffez

rungen , Berpachtungen : c. in der Regel nicht ohne óf -

fentliche Berfteigerung gefhehen folen . Wag die Frage

von der Veraͤuſſerung des Gemeindevermoͤgens ſelbſt

betreffe , ſo werde dieſe durch andere gg des Geſetzent⸗

wurfes beantwortet , naͤmlich in den FHen 1860 . und 187
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Zuſtimmung des Ausſchuſſes werde immer erfordert , in

wichtigern Faͤllen auch Genehmigung von Seiten der

Gemeinde und der Staatsbehoͤrden .

Auf gehaltene Umfrage erklaͤrte ſich die Kammer

einhellig

fuͤr den Commiſſionsantrag .

§. 66 .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein ,

erkennen hier eine Luͤcke ; indem von dem Revierfoͤrſter

nicht geſagt ſeye , welcher Behoͤrde er untergeordnet
waͤre.

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein : Das

Wort „ aber “ im zweyten Satz koͤnnte geſtrichen werden ,

weil es allerdings einer Zweydeutigkeit Raum gebe .

Der ganze §. fey aug mehreren §§. des Regierungs⸗

entwurfs entſtanden , die Abaͤnderungen der zweyten

Kammer ſeyen unbedeutend . ( Der Reg. Commiſſaͤr weist

diefe nach . )

v. Kettner ſchlaͤgt zu Hebung jeden Mißverſtands

nach dem Wort „ Revierfoͤrſter “ den Beyſatz vor :

„ welcher in allen Gegenſtaͤnden des techniſchen Forſt —

betriebs der betreffenden Forſtſtelle untergeordnet

iſt i ”

und daS Wort aber ” im zweyten Gat zu ftreichen .

Die Kammer erflårte fich

mit dem Şen nach diefer vorgefchlagenen Berånde -

rung

einhellig einverſtanden .
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S- 67 - und 6S .

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkt , daß man Hier an

der verwickelten Materie , von den Beytraͤgen zu den

Gemeindebeduͤrfniſſen ſtehe , und erlaͤutert , unter Be —

ziehung auf den Commiſſtonsbericht im Allgemeinen , den

Zuſammenhang der hiervon handelnden ÇY. , fo wie ing -

beſondere die Zuſammenſchmelzung der FF . 67 . und 68 .

v. Rotteck : So ſehr ich die Anſicht des Commiſ —

ſions berichts in ſo fern theile , daß die von der zwey —⸗

ten Kammeraufgeſtellte Unterſcheidung zwiſchen ge woͤh n⸗
lich en und außergewoͤhnlichen Beduͤrfniſſen durch —
aus unhaltbar , und fuͤr die Regeln des Beytrags durch —

aus ohne rechtlichen Einfluß ſey , ſo glaube ich doch

auch , daß der , von der Commiſſion dafuͤr aufgeſtellte

Unterſchied zwiſchen Gemeinde - und Gemarkungsbeduͤrf —

niſſen , obwohl eine richtige Idee ihr zum Grunde liegt ,

dennoch in der Anwendung auf die Beytragspflicht

unrichtig gedeutet , und insbeſondere zur weſentlichen

Beeintraͤchtigung der Ausmaͤrker ſeye durchgefuͤhrt wor —

den . Zur Rechtfertigung dieſer meiner Anſicht , welche

ich får höchf beherzigengwerth achte , fiint mir niz

thig , die Principien , wornah Die Matur und der

Umfang , oder die Wirfungen deg , den Gemein -

den auf ihrem Bann zuftehenden Rechtes zu beftimmen

find , einer nåhernErórterung zu unterwerfen ; bisper

hat man dieſen hochwichtigen Punct noh niht

gehoͤrig ins Auge gefaßt .

Auſſer dem eigentlichen Gemeindegut beſitzt die

Gemeinde auch ihren Bann oder ihre Gemarkung ?

—Welches iſt die Natur dieſes Rechtes , und welches

ſind ſeine Wirkungen ? Je nachdem man der Idee
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dor SGelbffåndigfeit der Gemeinden huldigt , oder

je nachdem man fie alg blofe An falten deg Staats

betrachtet , wiro man auch jenem Rechte eine grófere

oder geringere Bedeutung und Wirkſamkeit zuſchreiben ;

in jedem : Fal fann man eg nicht alg Eigenthums - oder

Obereigenthumsrecht , nicht einmal als eine , auf der

Gemarkung ruhende Hypothek , ſondern blos als ein ,

dem Recht des Staates auf ſein Gebiet zwar analo :

geg , jedoch immer meit befhrånftereg Recht er -

fennen . eg auh wahr fen , daf Grund ei -
genthum nur yomG taat auggehe , und daf man nur

in der Eigenſchaft alg Mitglied einer © taats gefel -

fhaft , Demnach blog untergeordnet unter das Ge⸗

ſammtrecht jener Geſellſchaft , Grundeigenthum haben

koͤnne ( was ich zwar laͤugne , indem ich blos die Si —

cherheit jenes Rechtes , nicht aber das Recht ſelbſt

fuͤr abhaͤngig von dem Staatsverein erachte ) , ſoiſt doch

wenigſtens der Gemeindeverband unnoͤthig zur Be⸗

hauptung eines Grundeigenthums — wie unſer Geſetz⸗

entwurf ſchon durch die Statuirung von Ausnahmen von

der Gemarkungs - Eintheilung des Staatsgebiets aner —

kennt , und uͤberhaupt die Natur der Dinge mit ſich

bringt — und es bleibt ſomit das Gemeindsbannrecht

nach Eigenſchaft und Wirkung beſchraͤnkt :

a) auf das Redt und die Verpflichtung , innerhalb

der Banngrenzen die theilg vom Staat ùbertragene ,

theils vom Zweck der Gemeindsverbindung abflieſſen —

de Schutz , Ordnungs - Bequemlichkeits⸗deh .
Rechts - und Polizeh - und Geſellſchafts,⸗ Ge -

walt auszuuͤben — demnach Mus fhliefung jeder andern

Gemeindsautoritaͤt , blos nach Maaßgabe der Geſetze

und der allgemeinen Staatsorganiſation .
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b ) Auf die nicht recht lich hypothekariſche ,
ſondern blos factiſche Sicherſtellung ihrer Beduͤrfniſſe
durch einen Theil des ( reinen ) Ertraͤgniſſes , der ihrem

Bann angehoͤrigen Gruͤnde ; in ſo fern naͤmlich , theils

die allgemeine Verpflichtung ihrer Beſitzer zu ſolchen

Ausgaben , an deren Zwecken ſie participiren , beyzu —

tragen vorliegt , theils aber naturgemaͤß die Gemein —

demitglieder naͤher als alle Fremde , zu deren Beſitz

berufen ( Markloſung iſt ein natuͤrliches Recht ) oder

wenigſtens eingeladen , oder auch fremde Kaͤufer

zum Aufſchlagen ihres Wohnſitzes in der Gemeinde des

Banns , worin ihr Gut liegt , bewogen ſind , daher der

Beſitz einer ausgedehnten Gemarkung zugleich als Ge—
waͤhrleiſtung oder Hoffnungsgrund einer an —

ſehnlichen Zahl von Gemeindebuͤrgern , alſo von ſteuer —⸗

pflichtigen Mitgliedern , erſcheint ; endlich

c ) auf den Anſpruch einer von der Staatsgewalt

zu erhaltenden Anweiſung auf eine von jenen
Gruͤnden zu erhebende maͤßige Grundſteuer , zur

Verguͤtung der sub . 1. aufgefuͤhrten Leiſtungen .

Begriffe die Mark - oder Banngerechtigkeit mehr,
als das Geſagte in ſich, ſo ließe ſich gar nicht begrei —

fen , wie man auch nur den Vorſchlag haͤtte machen

koͤnnen , alle Grundſtuͤcke des Staatsgebiets ohne Mug -

nahme den Gemeinds - Gemarkungen zuzuweiſen ; und

wie die bloße La ge uͤber die Zuweiſung an eine oder

die andere Gemeinde entſcheiden ſollte . Denn dann wuͤrde

jene Zuweiſung ein wahres agrariſches Geſetzz in

der ſchlimmſten Bedeutung dieſes Wortes geweſen ſeyn .

Nicht einmal in dem noch heute beſtehenden Verhaͤlt —

nif der auf beſtimmte Forderungen beſchraͤnkten Grun d —



Ein und fuͤnfzigſte Sitzung vom 23 . Dec . 465

herrn zu denGrundholden ſteht die Gemeinde zu

ben Befitzern der Gruͤnde ihres Banns , vielweniger in

jenem eines Miteigenthums nach einer unbe —

ſt immten , blog nah dem Beduͤrfniß des einen

Theiles ſich richtenden , d. h. alſo , das Eigenthums⸗

recht des andern im Weſen vernichtenden , Dividende .

Ich will mich vorerſt auf dieſe allgemeinen Be⸗

trachtungen beſchraͤnken ; die naͤchſtfolgenden 88. werden

den Anlaß zu ſpecieller Anwendung geben .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Der geehrte Redner ver -

mifit in dem Commiſſionsberichte eine Eroͤrterung des

Rechtes der Gemeinden auf ihre Gemarkung ; dieſem

Vorwurf begegne ich durch Verweiſung auf Seite 82

und 83 des Berichts , woſelbſt von gedachtem Recht in

Beziehung auf Beytragserhebung — als wovon es ſich

gegenwaͤrtig handelt — geſprochen wird . Freylich iſt

dort nicht weitlaͤufig davon geſprochen , indeſſen iſt es

nicht immer ein Vorwurf , bisweilen kurz zu ſeyn . In

der angefuͤhrten Stelle wird nun namentlich das Recht

der Gemeinden zu gewiſſen Umlagen auf alle ſteuerbare

Objecte in der Markung keineswegs auf ein Obereigen⸗

thumsrecht der Gemeinden gegruͤndet , ſondern ausdruͤck⸗

lich auf die den Gemeinden als Staatsanſtalten im

Umfang ihrer Gemarkungen uͤbertragenen polizeylichen
und andern , das allemeine Wohl beabſichtigenden Ein -

richtungen und Unternehmungen . Mug diefer Ueber -

tragung von Seiten des Staats wird die Verpflichtung

derer , welche nicht Mitglieder der Gemeinden ſind , zum

Beytrag an ſolchen Aufwandgattungen abgeleitet , wel —⸗

che aus dieſer , dem Wirkungskreis der Gemeinden ,

als Staatsanſtalten zugewieſenen , Vorſorge entſtehen .



yk

466 Protofolle der Ergen Kammer .

Daf dief Übrigeng nur der rechtliche Grund der Vey -
tragspflicht ſey , die poſttive Beſtimmung derſelben aber

zur Vermeidung beſchwerlicher und kleinlicher Berech —
nungen ausgleichungsweiſe auf einige wenige Poſten
beſchraͤnkt werden ſolle , iſt in dem Commiſſionsberichte

geſagt , und ſoll bey Pruͤfung und Abwaͤgung der ein-
delnen Pofitionen gerechtfertigt werden .

v. Rotte : Xch erlaube mir , hier die bobe Ram -

merum dag Wort fùr einen etwas långern Vortrag zut
bitten . Die Beytragspflicht zu Gemeindebe —

duͤrfniſſen iſt ein vielumfahender , und zu vielſeiti —

gen Betrachtungen anlaßgebender , Gegenſtand .

Daß nun uͤber dieſen ſo hochwichtigen , aber freylich

auch ſehr ſchwierige und verwickelten Gegenſtand in

der zweyten Kammer , ſowohl von dem Herrn Berichts —
erſtatter , als von den an der Discuſſion theilnehmen —
den Mitgliedern ſehr unrichtige Grundſaͤtze aufge —

ſtellt , und uͤberhaupt dieſe Sache dort weit weniger
gruͤndlich und erſchoͤpfend behandelt worden , als viele

andere Puncte der Gemeindeordnung , das hat der

hochverehrte Berichtserſtatter un ſer er Commiſſion in

ſeinen umfaſſenden und tiefgehenden Vortraͤgen aufs

klarſte und eindringlichſte gezeigt . Ich geſtehe jedoch ,

daß ich auch mit den von ihm ſelbſt aufgeſtellten Grund —

ſaͤtzen mich nicht vereinigen fann .

Ganz richtig bemerkt der Commiſſtonsbericht ( Seite

79 ) , daß es mit den Gemeindeurilagen anderg , alg

mit den Staatsumlagen , ſich verhalte , daß ſie nåmz

lich nicht auf den allgemeinen Staats verband , oder
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auf die allgemeinen Staat ; mede , fondern blog

auf die durch den fpecielen Gemeindeverband — fey
diefer nun ein felbffffåndiger Berein , oder eine

blofe Staatéanftalt — gegrůndeten befondern ge -

ſelligen Berhåltniffe fih grånden . Die rechtliche
Golge daven ift wohl die „ adag den Gemeindeumlagen
unterworfen ein jeder Der Gemeindegefelt
fhaft Angehörige , aber auch nur diefer , nies

malg alfo ein Fremder fey , Die unbefangene Mn -

wendung dieſes Grundſatzes auf die verſchiedenen
Claſſen von wahren oder angeblichen Gemeindeangehoͤ —
rigen wird das Maaß der Verpflichtung derſelben deut —

lich kund thun .

Aber zuvor moͤchte noch die Frage zu eroͤrtern ſeyn ,
nach welchem Geſetz die Beytragspflicht unter den Ge —

noſſen derſelben Claſſe Statt fſinde , naͤmlich ob,
wie im Staat , nach dem Geſetz der Verhaͤltniß —
maͤßigkeit , oder , wie in Geſellſchaften , zu beſon —
dern Zwecken nach jenem der materiellen Gleich —
heit ? Dann in der erſten Vorausſetzung , ob nach
dem Verhaͤltniß des Geſammtvermoͤgens der

Steuerpflichtigen oder blos des in der Gemarkung Lie —

genden ? —

Ich will dieſe Frage nicht erſchoͤpfend beantworten ,

ſondern die Momente der Entſcheidung blos andeuten .

Wenu der Staat auf dem Wege der directen und

indirecten Staatsſteuer zum Behuf der allgemeinen
Staatszwecke die einzelnen Staatsbuͤrger in annaͤhern —
dem Verhaͤltniß ihres Geſamm ' vermoͤgens belaſtet , ſo
iſt dieſes um ſo gerechter , da wirklich der Staat ,
wenn auch nicht ganz , doch in annaͤherndem Ver —

haͤltniß , dem Einzelnen nach Maaßgabe ſeines Beſitz⸗
thums nuͤtztt , nach eben dieſem Maaßſtabe Aufwand
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fuͤr ihn macht , und alſo auh Erfag fordert , ( Ih

ſage annaͤhernd , weil auch hier Mehreres gleich bleibt

fuͤr Alle , namentlich der Schutz der Perſon und der

Familie , wofuͤr jedoch auch die von der Stener -

laf auègefhiedene gleiche perfónlihe Lafi der Kriegs -

pflicht als Vergeltung mag betrachtet werden . ) Was

etwa Dag frenge Recht Hier niht gebóte , wird wenigs

ſtens durch Pflicht der Billigkeit und Humanitaͤt gebo⸗

ten , oder mag als im Inhalt des Staats vertrags

liegender Beytrag zum gemeinen Zweck nach Kraͤften
betrachtet werden , und es iſt daruͤber auch wirklich

fein Streit .

Anders verhålt eg fich mit den Zweden der © e -

meinde , alg einer in den meifen Dingen ihren

Mitgliedern und Angehörigen durchaus Gleiches lei —

ſtenden Geſellſchaft . Ich nehme vorerſt den unmittel⸗

baren polizeylichen und rechtlichen Schutz des in der

Gemarkuͤng liegenden Eigenthums — Haͤu⸗

ſer , Gruͤnde , Werkſtaͤtten und Handelsgewoͤlbe ꝛe. . —

aus , fuͤr welche natuͤrlich ein nach Verhaͤltniß dieſes

Eigenthums zu bemeſſender Erſatz von dem Eigenthuͤ⸗
mer zu fordern iſt ; ich nehme weiter die Schuldigkeit

des Beytrags zu den Verſorgungsanſtalten aus ,

als welche unter einem ganz eigenen , ſogleich anzudeu⸗

tenden Geſetze ſtehet , und behaupte , daß alles Ue —

brige , oder weitaus das Meiſte , was ſonſt die

Gemeinden ihren Angehoͤrigen leiſten und nuͤtzen, einer

jeden Perſon oder einer jeden Familie gleichmaͤßig

zu gute komme , und alſo von Seiten des ſtrengen

Rechts — analog demjenigen , was etwa in Muſeen

und Leſegeſellſchaften oder aͤhnlichen Privatgeſellſchaften

gefhicht — von den Mitgliedern nur ein materiell

gleicher , niht aber ein nah deren Vermoͤgen bemeſ —

fener Beytrag zu fordern iſt ( der Redner ſtellt hier
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Beyſpiele auf von Localanſtalten und Gemeindevorthei —

len , welche Allen ghleich zu gute kommen ) . Hier iſt

alſo nicht die Beytragsfaͤhigkeit der rechtliche
Magaßſtab der Leiſtung , wie beym Staatsbuͤrger ,
ſondern der Genuß oder der Empfang ; und nur Bil —

ligkeit und Humanttaͤt moͤgen ſolches Rechtsgeſetz
mildern .

Daß aber das Rechtsgeſetz wirklich beſtehe ,

geht daraus hervor , daß Niemanden einfaͤllt , einen Ge —

meindebuͤrger oder Einwohner zu Gemeindebeduͤrf —

niſſen , nach Maaß ſeines ſaͤmmtlichen Vermoͤgens ,

beytragen zu laſſen , ſondern blos nach jenem des in der

Gemarkung befindlichen . Die Kraft zum Beytrag

richtet ſich jedoch nach dem Geſammtvermoͤgen ,
und Mancher , der in der Gemarkung ſeines Wohnorts

wenig Beſitzthum hat , mag gleichwohl wohlhabend ,

ſo wie umgekehrt , ein in der Gemeinde anſehnlich Beguͤ⸗

terter , im Ganzen duͤrftig ( etwa wegen Schulden an

Fremde ) oder nur von mittelmaͤßigem Vermoͤgen ſeyn ,
alſo nicht die Beytragsfaͤhigkeit oder Kraft , ſondern
das Beſitzthum in der Gemeinde nimmt man

zum Maaßſtab . Man thut aber ſehr unrecht daran ,
dieſes letzte in Bezug auf diejenigen Gemeindeauslagen ,
welche nicht jenes Beſitzthum ( deſſen mittelbaren oder

unmittelbaren Schutz , Erhaltung , Verbeſſernng . ) , ſondern
die fuͤr alle gleichen perſoͤnlichen Beduͤrfniſſe und Bequem —
lichkelten der Gemeindegenoſſen zum Gegenſtand haben ,
als ſolchen Maaßſtab zu beſtimmen . Gerechter wuͤrde

hier nach Koͤpfen oder nach Familien umgelegt ,
oder ein ſolchem Verhaͤltniß in der Regel folgendes Oe —

trot , eine Conſumtionsſteuer . , eingefåhrt .
Der Beytrag zu den Verſorgungsanſtalten

macht allein hievon eine Ausnahme : und hier iſt es

abermal , wo ich mich gegen die Anſichten des

Commiſſionsberichts erklaͤren muß .
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Aus dem Grund , daß gewiſſe Perfonen oder Claf -

ſen der Verſorgungsanſtalten der Gemeinden fuͤr ſich

felbt niht bedårfen , wil jener Bericht CEED ]

ſolche Perſonen und Claſſen von der Schuldigkeit , in

den Gemeindeverband einzutreten — alſo auch zu den

Verſorgungsanſtalten beyzutragen ( vergl . S . 84 ff . ) —

befreyt wiſſen . Ich aber ſage , gerade darum , weil

ſte der Verſorgungsanſtalten nicht beduͤrfen , ſind ſie

ſchuldig , dieſelben zu dotiren , oder zu ihrer Doti⸗
rung beyzutragen . Wer dieſes nicht zugaͤbe , muͤßte

behaupten , daf die Armentage von Niemand ` u

bezablen fey , at — von den Armen , Die Natur die -

fer Steuer bringt aber mit fich , 0af die Reihen fie

entrichten , aljo in eben dem Berhåltnig mehr daran

zahlen , aló fie får fih derfelben weniger beduͤrfen .
Es iſt naͤmlich die Verſorgung der Armen eine allge —

meine Staagatslaſt , entſprungen nicht allein aus

Humanitaͤtspflicht , ſondern zugleich auch aus dem

Eigenthumsrecht , weil die Ausſchließung der

Nichtbeſfitzer von dem Nutzungsrecht des Grundes

und Bodens ” , worauf fie geboren wurden , und das

Strafrecht zegen Verletzer des Eigenthums jene noth -

duͤrfrige Verſorgung der Mittelloſen zur Bedingung

des Rechts beſtandes haben . Je mehr Eſgenthum alſo ein

( Staats ) Buͤrger hat , einen deſto groͤßern Beytrag iſt

er zur Armenkaſſe ſchuldig ; und es muß , ſo lange

niht der Staat ſolche Armentaxe unmittéelbar von

allen Staatsbuͤrgern , und nach dem Maaßſtabe ihres

Geſammtvermoͤgens einfordert , ſo lange er alſo ſeine

eigene Schauldigkeit gemaͤß eines — im Allgemeinen

fo ziemlich richtigen — Austheilers nach Gemeinden ,

diefen Gemeinden in Bezug auf ihre naͤheren Angehoͤ —

rigen ( jedoch im letzten Grund aus Staats - , nicht

aug Gemeinderecht ) zutheilt , ein jeder Staats —
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buͤrger als ſchuldig erkannt werden , wenigſtens in Be⸗

zug auf dieſe Beytragspflicht , einer Gemeinde ſich
zugeſellen , und zwar vorzugsweiſe der Gemeinde ſeines
Wohnorts . Die Befreyung von der Schuldigkeit ,
in einen Gemeindeverband als activer Buͤrger ſich ein —

zulaſſen , kann nur als Loszaͤhlung von den Rechten ,
welchen zu entſagen man befugt iſt , nicht aber als

Loszaͤhlung von allgemeinen ſtaatsbuͤrgerlichen Pflichten
gemeint ſeyn .

Betrachten wir nun nach dem bisher Geſagten die

factiſchen und Rechtsverhaͤltniſſe der verſchiedenen Claſ —
ſen von Gemeindeangehoͤrigen , ſo ergeben ſich , in Be —

zug auf die Gemeindeſteuerpflicht , nachſtehende Grund —

ſaͤtze :
I . Gemeindebuͤrger .

Die Verpflichtung derſelben zu Gemeindeſteuern bey
Unzulaͤnglichkeit des Gemeindeguts bedarf keines Be —

weiſes . Aber ich behaupte , daß ihre Schuldigkeit dem

ſtrengen Rechte nach — mit Ausnahme der Ver —

guͤtung fuͤr den Schutz der in der Gemarkung lie —

genden Realitaͤten , in welcher Beziehung ſie mit

den Ausmaͤrkern in eine Claſſe gehoͤren , und mit

Ausnahme der Beytragspflicht in die Armencaſſe —

meiſt eine nach Perſonen oder Familien , nicht
nach dem Vermoͤgen zu vertheilende iſt , ich be —

haupte es naͤmlich, um einen nach verſchiedenen Fol —
gerungen wichtigen Rechts grundſatz feſtzuſtellen ; aber

ich bemerke zugleich , daß

Erſtens Billigkeit und Humanitaͤt ſelbſt da , wo
das ſtrenge Recht es nicht fordert , ſtatt der Gleich —
heit der Vertheilung eine verhaͤltnißmaͤßige ſich
gerne werde gefallen laſſen .

Zweyteng , dag der ideal vorhandenen Shuldig :
feit nah Köpfen oder Familien fon dadurch zum

grofen Theile entfprocþen wird , dag jeder Bürger ,
Protofolte der r. Kammer . zr Bd. 34
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ohne Unterſchied , den ihm zugehoͤrigen Antheil von

dem Ertrag oder dem Werth des Gemeindeguts , hrévi

manu , in die Gemeindekaſſe einwirft . Denn ſolcher

Antheil — abgeſehen von den nach beſondern poſitiven

Titeln den Einzelnen zugewieſenen Allmendnutzungen —

iſt idealiſch fuͤr jeden Buͤrger ein gleicher ; es bat

alſo bis zum Betrag ſolches Antheils ein jeder das

Gleiche entrichtet .
Drittens : Daß auch außer dem den Reali —

taͤten widerfahrenden Schutze noch verſchiedene andere

Gemeindevortheile , z. B . der Schutz der fahrenden

Habe , der Gewerbegehuͤlfen , des Geſindes 2c . , den

Reichen mehr als den Aermeren zukomme , demnach eine

groͤßere Vergeltung anſpreche , und endlich

Viertens , daß in Bezug auf die Armen -

verforgung jeder Púrger nah firengem Redt einen

nach ſeinem faͤmmtlichen Vermoͤgen zu bemeſſenden

Beytrag zu leiſten håtre , daf alfo , wenn man einen fol -

hen bon ihm nur nah Maafgabe feines in Der Ge -

marfung liegenden begehrt , er dadurch betråchilich

gewinne , fo dag Aeg gufammen genommen , „ es eine

vielfach unbillige Forderung waͤre, die gleiche Verthei —

lung der Gemeindeſteuerlaſt auf die Familien der

Gemeindebuͤrger , obſchon ſie ide aliſch allerdings

rechtsbegruͤndet iſt und bleibt , in der Praxis

zu verlangen , und daß vielmehr die verhaͤltnißmaͤßige

Vertheilung wenigſtens als Regel , monah die Statui —

rung billige Ausnahmen fuͤr einzelne Gattungen

von Umlagen gleichwohl vorbehalten bleibt — gelten

muͤſſe . “
II . Die zweyte Gattung der Gemeindeangehoͤrigen

ſind die nichtbuͤrgerlichen Einwohner ( verſteht

ſich , welche sui juris ſind , demnach mit Ausſchließung
des Geſindes ꝛe. , welches indeſſen , als den Herren

zur Laſt liegend , und von den Herren in der Beytrags —
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pflicht zu vertreten erſcheint ) . Hier geſtehe ich nun ,
daß ich durchaus keinen Unterſchied zwiſchen der Bey —
tragspflicht dieſer Einwohner von jener der activen
Buͤrger erkenne . Alles , was dieſe letzten von der
Gemeinde gemeßen , das genießen und beduͤrfen auch
jene , mit Ausnahme des Stimmrechts in der Ge —
meinde , und der Waͤhlbarkeit zu Gemeindeaͤmtern ,
welche aber keinen pecuniaͤren Werth haben , und
von jenen bloßen Einwohnern entweder gar nicht be —

gehrt werden , oder geſetzlich noch nicht erworben ſind .
Alles Andere , Schoͤnheits - , Reinlichkeits⸗ , Sanitaͤts⸗ ,
Schul - ⸗, Kirchen - , Sicherheits - und Rechtsanſtalten
genießen die Einwohner mit , und ſind vom Staate ſogar
angewieſen , ſie bey der Gemeinde ihres Wohnorts zu
genießen ; blos die Unkoſten auf die Verwaltung und
Erhaltung des Gemeindeguts koͤnnte man davon

ausnehmen ; ja nicht einmal dieſes , weil jene Erhal —
tung und Verwaltung nothwendig iſt , um die fruͤ⸗
her gedachten Anſtalten zu erſchaffen , oder in Wirk —

ſamkeit zu ſetzen . Haͤtten die Gemeinden ihr Geſammt —
gut nicht hergegeben zur Dotirung ſolcher Anſtalten ,
fo můfte der Staat aug dem Bermögen der Gtaats -
buͤrger fole errichten ; er benugt nun die durch Ges
meindevereine geſchaffenen Shug - und Bequemlichkeits⸗
anſtalten , Autoritaͤten , Gebaͤude , Diener u . f. . ,
und uͤbertraͤgt oder uͤberlaͤßt ihnen einen Theil des jeni⸗
gen , was Er ſelbſt und unmittelbar zu leiſten ſchuldig
wåre , wenn jene Gemeindeanfialten ermangelten . Aber
indem er den blofen Einwohner oder Staatsbuͤrger
ô B . anweigt , bep den Gemeindeautoritaͤten Schutz
und Redt in unterfter Inſtanz zu nehmen , die Schu⸗
len und Kirchen der Gemeinde zu benutzen , die Wohl⸗
that aller Localpolizeyanſtalten, z. B . der Feueranſtal —
ten , mit zu genießen , kann er wohl nicht wollen , daß
ſolche Anweiſung unentgeltlich ſey , d. h. daß die

34
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Gemeinden ohne Erfag ihre Wohlthaten den Ein -

wohnern fpenden folen . Die Einwohner werden alfo

von Rechtewegen gu einem Erfa angehalten , der , im

Verhaͤltniß mit den Nutzungen ſtehend , d h dem

Beytrage der Gemeindebuͤrger durchaus gleich iſt .

(Gielichniß von einem Muſeum oder Leſegeſellchaft , wo

auch die außerordentlichen und temporaͤren Mitglieder ,

obſchon ſie kein Stimmrecht in der Geſellſchaft haben ,

und keine wahren Mitglieder derſelben ſind , gleichwohl
einen gleichen , ja oft und billig einen noch hoͤhern Bey⸗

trag , alé die ordentlig en Mitglieder teiten ) . Da je -

doch die wirflichen Gemeindebuͤrger ſchon zum vorhinein

durch Widmung ihres Geſammtguts zum

Gemeindedienſt eine Steuerrate bezahlt haben , ſo muß

von den Einwohnern ein Aequivalent dieſer brevi manu

Zahlung zum Voraus an die Gemeindekaſſe entrichtet ,

und dann , weun weitere Umlagen noͤthig werden , nach

demſelben Fuß , wie von den Gemeindebuͤrgern

( nur daß dieſen , wie ſichs von ſelbſt verſteht , ihre

Buͤrgernutzungen als Vermoͤgens - oder Einkommens⸗
theile aufzurechnen ſind ) beygeſteuert werden . Es waͤre

ſelbſt billig , daß diejenigen Einwohner , welche zwar

feine Reautaͤt in der Gemeinde — alſo keine Baſis der

unmittelbaren Steuerpflicht dahin haben — allein gleich⸗

wohl vermoͤglich ſind , eine dem mittleren Steuer⸗

betrage der Buͤrger gleiche Summe als Steuer ent —

richteten , woruͤber ein naͤheres Reglement wegen der

Faſſivnen oder Berechnungen , Dann wegen der Staats⸗

diener ıc . gu entwerfen mwåre .

I . $ c komme endlich auf die Ausmaͤrker ,

welche mit einer auffallenden Strenge ſowohl im Ent⸗

wurf der Regierung , als in den Commiſſionsberichten
beider Kammern , und in den Schlüſſen der zweyten

Kammer behandelt erſcheinen . Rach dem , was ich ſchon



Cin und fünfzigse Sigung vom 23 . Dee . 475

fruͤher uͤber die Natur des Bann⸗ oder Markungsrech —
tes der Gemeinden geſagt habe , iſt klar , daß die An —

forderung der Gemeinde an die Beſitzer der Liegen —

ſchaften ihrer Gemarkung als ſolche ſich auf zwey

Titel beſchraͤnke , naͤmlich

a) auf die verhaͤltnißmaͤßige Beytragspflicht zu

den , auch den Liegenſchaften zu Gute kommenden ,

allgemeinen Polizey - und Rechtsanſtalten ,
und

b) auf die beſondere Schuldigkeit des Beytrags

zu denjenigen Auslagen , welche eigen g die Erhal —

tung oder beſſere Benutzung der Grund fù de
jum Gegenfande haben ( wie 3B . Wege , Bannmarie

u. fe w ) Diefe wey - Titel werden befriedigt durch

eine nach verſtaͤndiger Schaͤtzung ihres Umfangs und

ihrer rechtlichen Wirkung bemeſſene , jedoch nicht von

der Gemeinde , ſondern von der Staatsgewalt

zu beſtimmende Grundſteuſer , welche ſonach jeder

Beſitzzer eines Gemarkungsſtuͤcks , — ohne Unterſchied ,

ob Bürger , Inwohner oder Ausmaͤrker — zu bezah —

len hat . Ich bemerke dabey , daß der Umſtand , ob die

Gemeinde reich oder arm , verſchuldet oder

ſchuldenfrey , viel oder wenig ſteuerbare und ver —

moͤgliche Buͤrger zaͤhlend , gut oder ſchlecht adm i —

niſtrirt , mehr oder weniger von factiſchen Un —

gluͤcks faͤllen , Bedruͤckungen , Verluſten ( in der Ei -

genſchaft als Gemeinde ) betroffen , an mehr oder

weniger Beduͤrfniſſen leidend ꝛc. ſey , auf die

Schuldigkeit der Ausmaͤrker ( und uͤberhaupt aller

Grundbeſitzer als ſolcher ) von durcha us gar keiner

rechtlichen Einwirkung iſt . Denn es laͤßt ſich

durchaus kein Rechtsgrund erdenken , warum ein Grund -

tüd darum mehr Steuer zahlen muͤſſe, blos weil es
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in diefem oder jenem Gemeindebann gelegen if , und

warum einer , deffen Grůnde in 10 Gemeinden vertheilt

liegen , fhwerer folle angelegt feyn , alg wenn fie in eiz

ner Gemarfung vereinigt wåren . Bwar die Bergů -

tung der auf die Erhaltung der Gemarfung z. B .

gegen Waffergemalt , oder auf Unterhaltung von

Guͤterwegen oder auf Wild hutꝛc . zu verwandeln —

den Unkoſten wird nach localen Umſtaͤnden auf eine ho —ͤ

here oder niederere Summe fich belaufen — weßwegen

die Regierung nach Erwaͤgung ſolcher Umſtaͤnde die Di —

vidende ausſprechen wird ; aber fuͤr Rechtsſchutz

und Polizey , inſofern dieſe als von der Staats —

gewalt emanirend betrachtet werden , ſoll kein Grund —

ſtuͤck mehr als das andere bezahlen , daher die Gemeinde —

grundſteuer ſo ziemlich gleich im ganzen Lande ſeyn .

Die Gemeindeausgaben —die obigen zwey Rubri —

ken ausgenommen , welche offenbar nicht ſehr erheblich

ſind —gehen nicht die Gemarkung oder die Gruͤn⸗

de derſelben , ſondern die Perſonen , oder Familien ,

die im Gemeindevereine begriffen ſind , an . Durch den

Gemeindeverband erhaͤlt die Geſammtheit nur ein Recht

auf ihre Glieder , oder auf die Genoſſen der ihren

Gliedern gewmåhrten Bortheile — nicht aber auf Gründe

oder auf Fremde , die im Beſitz dieſer Gruͤndſtuͤcke find .

Solche fremde Beſitzer verlangen und beduͤrfen durchaus

keines Gemeinderechts , und keines Vortheils der Gemein —⸗

de . Nur rechts - und polizeylichen Schutz fuͤr ihren

Grund , wofuͤr , wie geſagt , eine billige Grundſteuer

zu entrichten iſt , aber nichts fuͤr ihre Perſon , oder

fuͤr ihre Familie . Fuͤr dieſe ſind ſie ſchon ſonſt ir —

gendwo entweder als wirkliche Gemeindebuͤrger

oder als Einwohner in einem rechtlichen Verband ,

und zu denjenigen Beytraͤgen verflichtet , welche von
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ſolchem Verband die rechtliche Folge find . : man fann

ohne Abgeſchmaktheit ſie nicht anhalten , allenthalben ,

wo ſie ein liegendes Gut beſitzen , zugleich perſoͤn —

liche Laſten , oder welche durch perſoͤnliche Zwecke und

Vortheile begruͤndet ſind, zu tragen , Tributpflichtige von

fremdem Gemeinweſen zu werden , von welchen ſie nichts

begehren und nichts erhalten , und in deren Haushalt ein

zaͤhlendes Wort zu ſprechen ihnen nimmer vergoͤnnt iſt .

Wenn man die Ausmaͤrker weiter , als oben be —

ſtimmt worden , zur Theilnahme an Gemeindelaſten

zwingt , ſo hoͤrt der That nach , ihr Eigenthum auf .
Es haͤngt naͤmlich alsdann ab von der Wirthſchaft
und von dem Willen einer ihnen fremden Perz

fönliþhÉecit , der Gemeinde nåmlich , die in jener Ge -

marfung wohnt . Die Lafen , die man ihnen aufbůr -

det , mågen Dann leicht dag ganze Ertrågnif deg

Grundeg , ja defen ganzen Werth verſchlingen . Es

þat alfo gar feinen Werth mehr , weil nur einen pre -

fåren . JH fege den Fall : Die Bürger und Einoh -

ner einer Gemeinde befiken ein Capital von 100,000 A.
die Mugmårfer von 10,000 A. Ein etwag anhaltender

Rrieg verurfaht der Gemeinde Unfoften im Betrag

von 110,000 fil. ( Sie haben naͤmlich z. B . gefrohnet ,

geliefert , verpflegt u. ſ. w. fuͤr jenen Betrag , oder ſie

haben ihren Mitgliedern jene Leiſtungen als Forderun —

gen an die Gefammtheit zu gut gefcprieben ) ; fegt rech

nen fie mit den Musmårfern ab , welche nicbt in natura

leiſten konnten , indem etwa ihre Grundſtuͤcke verpach —

tet waren , und blos den Pachtſchilling trugen , oder

weil ſie kein Haus und keinen eigenen Heerd in der

Gemeinde zur Aufnahme von Gaͤſten beſaßen . Das

Reſultat der Liquidirung wird ſeyn , daß Jeder den

vollen Werth ſeiner Gruͤnde bezahlen muß : aber die
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Ortcinwobner haben eine gleich ftarfe © egen -

rechnung , und erhalten daher jeden Werth jurid ,

nur die Hugmårfer zahlen definitiv . Yuf ihren Na -

Een if im Grund die ganze Laft gewålzt .

Wer wird bey ſolch einem Rechtsverhaͤltniß ein

Grundſtuͤck in einer fremden Gemarkung kaufen wollen ?

Und welchen Vortheil haͤtte ſodann ſolche raͤube —

riſche Maxime den Gemeindebuͤrgern ſelbſt gebracht ,

welche ſie angeblich beguͤnſtigen ſoll ? Abgeſehen davon ,

daß viele von ihnen gleichfalls Ausmaͤrker in anderen

Gemeinden ſind , alſo dort daſſelbe Unrecht , denſelben

Druck erfahren ; ſo wird ſchon durch die verminderte

Concurrenz beym Verkauf der Grundſtuͤcke einer Ges

markung —zumal einer armen , und die ganze Mafirez

gel ſoll doch vorzugsweis zum Frommen ſolcher armen

Gemeinden dienen — ein Unwerth der Grundſtuͤcke

allda erzeugt werden , welcher allein hinreicht , die Mit —

glieder jener Gemeinde zu verderben . Fortan haben

ſie geringen Credit — ihre Grundſtuͤcke geben wenig

hypothekariſche Sicherheit mehr — und wenn ſie als

Schuldner der gerichtlichen Execution anheimfallen , ſo

muͤſſen ſie ihre Gruͤnde um einen Spottpreis in fremde

Haͤnde gehen ſehen . Wo bleibt jetzt ihr Gewinn von

der Pluͤnderung der Ausmaͤrker ? — Ich wiederhole

demnach ueinen Grundſatz : Gemeinden find Vereine

von Perſonen , und beſtreiten ihr Beduͤrfniß , in ſo

weit ihr Gemeindegut nicht hinreicht , aus Umlagen auf

die Glieder ihres Vereins , und auf die Genoſſen

der gemeindegeſellſchaftlichen VBortheile . Ihr Recht

auf die Grundſtuͤcke ihrer Gemarkung erſtreckt ſich nicht

weiter als bis zum Er ſatz der auf dieſelben — theils

von Staatswegen , theils der Gründe felbf we

gen — gemamten Nuslagen , und hat alfo fein bes
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ſtimmtes , von der uͤbrigen Wirthſchaft der Gemeinde

ganz unabhaͤngiges Maaß . Die Ausmaͤrker ſind

alſo blos zu dieſem , geſetzlich zu beſtim men⸗
den Maaße des Beytrags verbunden , und dagegen

frey von allen Umlagen , die blos aus dem Beduͤrf —

nig und aus dem Beſchluſſe der ihnen fremden
Gemeinde hervorgehen . Den Gemeinden ſind die

Ausmaͤrker nicht ſteuerpflichtig , ſondern blos dem Sta a —

te . Ich behalte mir vor die Anwendung dieſes Grund⸗

ſatzes auf die einzelnen im Geſetzentwurf vorkommen —

den Gattungen der Gemeindeausgaben in der Folge

der Discuſſion zu machen , und erlaube mir vorerſt die

nachſtehenden Saͤtze als Verbeſſerungsvorſchlaͤge
der betreffenden Geſetzesartikel in Vorſchlag zu bringen .

1) Die Gemeindeausgaben werden beſtritten zuerſt

aus den , nach Abzug der den Ortsbuͤrgern ( d . h. den

Genußberechtigten ) zuſtehenden Buͤrgernutzungen noch

uͤbrigen Ertraͤgniſſen des Gemeindevermoͤgens .

2 Ortseinwohner ( Ehrenbúrger nadh dem

Entwurfe der zweyten Kammer ) - H. die niht bûrgers

lichen Gemeindegenoſſen ( uͤberhaupt die ihren ſtaͤndi —

gen Wohnſitz aufgeſchlagen haben in einer Gemeinde ,

wo ſie nicht Buͤrger ſind, ) bezahlen alljaͤhrlich eine

Steuer in die Gemeindekaſſe , gleich der Summe der unter

Nr . 1. bezeichneten Gemeindegutsertraͤgniſſe dividirt durch

die Zahl der wirklichen ( oder nach einer Durchſchnittszahl

von gewiſſen Jahren zu berechnenden ) Gemeindebuͤrger .
Staatsdiener und Penſionirte ſind von die ſer Auf —

lage frey . Auch die an eine Gemeinde blog der Ber -

forgung willen Gewiefenen , niht minder die dafetbf

nur geitlih Wohnenden , find davon frey .

3 ) Die Gtaatgbehörde autorifirt die Gemeinde , von

den Cigenthåmern aller ihrem Bann angehórigen Grin

de und Haͤuſer — ohne Unterſchied , ob Bürger , Cin :
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wohner oder Ausmaͤrker —eine jaͤhrliche directe Steuer

zu erheben , bemeſſen nicht nach dem Beduͤrfniſſe der

Gemeindekaſſe , ſondern nach dem billigen Anſchlage der

eigens auf die Gemarkung als ſolche ſich be —

ziehenden Gemeindeausgaben . In keinem Fall darf

dieſe Steuer uͤber den vierten Theil der an den Staat

zu entrichtenden Grundſteuer betragen .

4 ) Alles weitere Beduͤrfniß der Gemeinde wird

durch Umlagen beſtritten , welche gleichmaͤßig alle

Einwohner , ohne Unterſchied , ob Gemeindebuͤrger

oder nicht —jedoch keineswegs die Ausmaͤrker —tref —

fen , und deren Gattung und Maaß die verſammelte

Gemeinde ( mit Zuziehung der Einwohner, ) abhaͤngig

von der Genehmigung der Staatsbehoͤrde , beſtimmt .

Fuͤr Nichtmitglieder der Gemeinde wird eine mitt —

lere Durch ſchnitts ſumme des Beytrags ( naͤmlich

hervorgehend aus der Diviſton der Beduͤrfniß ſumme
durch die Zahl der Beytragspflichtigen ) beſtimmt .

Srhr . v. Tårfheim : Die von dem Herrn Hof -

rath v. Rotted fo eben mit vielem Scharffinn vorgetras

genen Anfichten , welche jedoch ) wohl etwag parador ge -

nannt werden dDårften , ftelen dem im Commiffiongbe -

richt ausgefuͤhrten Syſtem uͤber die Beytraͤge zum Ge —

meindeaufwand ein anderes , ganz abweichendes , ge —

genuͤber . Ich muß mich auf das erſtere berufen , und

kann dem letztern hier nicht Punct fuͤr Punct nachfolgen ,

ſondern nur Einiges uͤber die Hauptſaͤtze deſſelben be —

merken , und muß im Uebrigen die Entſcheidung zwiſchen

beiden Syſtemen einer reifern Pruͤfung uͤberlaſſen .

Die Beytragspflicht zu Gemeindeumlagen will der

geehrte Redner nicht nach dem Geſetz der Verhaͤltniß⸗

maͤßigkeit , ſondern nach jenem der materiellen Gleichheit ,
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d. h. nach Koͤpfen oder Familien , beſtimmt wiſſen . Ich

ſehe hierin keinen Unterſchied zwiſchen Staats - und

Gemeindeumlagen , und daher auch keinen Grund , war —

um es bey letztern anders gehalten werden ſolle , als bey

erſtern . Es ließe ſich durch eine Reihe von Beyſpielen

zeigen , daß der Aufwand der Gemeinde ſo gut wie je —

ner des Staats nicht durchgaͤngig , aber großentheils

den Einzelnen nach dem Verhaͤltniß ihres Vermoͤgens

Vortheil bringt , und nicht in dieſer Beziehung , nicht

hinſichtlich des Verhaͤltniſſes des Beytrags , ſondern

blos hinſichtlich der Beytragspflichtigen ſelbſt iſt in dem

Commiſſionsberichte auf einen Unterſchied zwiſchen den

Umlagen des Staats und der Gemeinden aufmerkſam

gemacht worden . Ich will aber mit einer ſolchen Ver —

gleichung nicht aufhalten , denn nicht darin liegt der

Grund der Umlagen nach dem Maaßſtab des Vermoͤ —

gens , daß auch ihre Verwendung den Contribuenten

immer im naͤmlichen Verhaͤltniß zu Statten kommt , ſon⸗

dern darin , daß in der Staatsanſtalt , wie in dem

Staat ſelbſt , weil , ſo wie dieſer alle Zwecke der buͤrger —

lichen Geſellſchaft umfaßt , und ein allgemeiner Verein

iſt , jedes Mitglied nach ſeinen phyſiſchen und moraliſchen

Kraͤften beyzutragen ſchuldig iſt , was bey beſondern

Geſellſchaften fuͤr einzelne Zwecke nicht der Fall ſeyn

kann . Uebrigens iſt in dem Commiſſionsberichte be —

merkt , daß im Staat , wie in der Gemeinde , bey der

Unmoͤglichkeit der Ausmeſſung des unmittelbaren und

mittelbaren Vortheils jedes Einzelnen bey dem Auf—⸗

wand der Geſammtheit die Billigkeit nur in einem an —

gemeſſenen Verhaͤltniß von directen und indirecten Be —

ſteuerungen , ſo wie durch beſondere Umlagen in beſon —⸗

deren Faͤllen geſucht werden kann und der Vorſchlag ,

die Gemeindebeduͤrfniſſe zum Theil durch Octrois zu
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deden , ift nicht neu , und nicht dem Syſtem des Geſetz⸗

entwurfs und des Commiſſionsberichts entgegengeſetzt ,

ſondern darin bereits enthalten .

Was die Beytraͤge zu Verſorgungsanſtalten betrifft ,

fuͤr welche Herr Hofrath von Rotteck eine beſondere Re —

gel aufſtellen will , ſo macht er mit Unrecht den in dem

Commiſſionsberichte ausgefuͤhrten Grundſaͤtzen den Vor —

wurf , daß die Befreyung jener Perſonen , welche die⸗

ſer Verſorgungsanſtalten nicht beduͤrfen , von der Ver —

pflichtung , einer Gemeinde anzugehoͤren , und in derſel —

ben Zeit zu ſolchen Anſtalten beyzutragen , ſo viel heiße ,

als daß eine Armentaxe von Niemand , alg von den

Armen gezahlt werden muͤßte. Dies paßt wohl eben

ſo wenig , als wenn man mir entgegenhielte , ich wollte

Brandentſchaͤdigungen blos von Abgebrannten oder Ent —

ſchaͤdigung fuͤr zu Grund gegangene Schiffladungen blos

von Schiffbruͤchigen bezahlen laſſen , weil ich behauptet

habe , daß die Beytraͤge dazu blos von jenen zu bezahlen

ſeyen , welche in dem Brandverſicherungsverband oder

in der Seeaſſecurranzgeſellſchaft ſtehen .

Den Gruͤnden , welche fuͤr die Behauptung der

Beytragspflicht aller Ortseinwohner als ſolcher , wenn

ſie auch nicht Gemeindemitglieder ſind , angefuͤhrt werden ,

weiß ich , ohne mich zu wiederholen , nichts weſentliches

entgegenzuſetzen , als das , was hieruͤber bereits ausfuͤhr —

lich im Commiſſtonsberichte enthalten , und meines Er —

achtens in der ſo eben vernommenen Rede nicht wider —

legt worden iſt . Es laͤßt ſich in der Hauptſache auf fol —

gende , einfache Betrachtung zurückfuͤhren , welche um ſo

einleuchtender wird , je kuͤrzer ſie gefaßt , — in je weniger

Worte ſie gehuͤllt wird . Alles , was Gegenſtand des

Aufwandes in einem einzelnen Theil des Staatsgebietes ,

Gemeinde genannt , wird , bezieht ſich entweder auf un —
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mittelbare Beranftaltungen deg Staatg , oder auf die

Angelegenheiten eines engern und befondern Vereins .

Der Yufmand der erfen Gattung muf fich Daran ers

fennen lafen , Daß er aug algemeen Staatsmitteln

beftritten , weil er nicht der zufaͤlligen Steuerkraft deg

Drteg , wo er vorfållt , ùberlafen werden darf . Go

lange der Staat cine AMuggabe nicht auf allgemeine

Mittel übernimmt , erklaͤrt er ſie fuͤr eine Angelegen —

heit des beſondern Vereins , welche nur von den Mit —

glieder deſſelben bezahlt werden muß . In dieſen be —

ſondern Verein gehoͤrt man noch nicht dadurch , daß

man an einem Ort wohnt , denn man kann und darf in

dieſem Fale nur an einem Ort im Staat wohnen mol -

len , und wird in den befondern Berein dDafelbğ nicht

gezwungen . Diejenigen , welche nur zufållig in einem

Gtaat wohnen , obne dem Gemeindeverband angugehóz

ren , mögen von den beſondern Anſtalten deſſelben aus —

geſchloſſen werden ; manche derſelben ſind freylich von der

Art , daß man ſie Fremden nicht verſchließen kann , aber

wenn man an einem Ort , welchen man nicht verſchließen

kann , etwas veranſtaltet , das Aufwand erfordert , wie z. B .

eine Beleuchtung , ſo kann man Andere weder weggehen

heiſſen , noch mitzahlen laſſen . Ein großer Theil dieſer

Localanſtalten iſt aber , wie ſchon fruͤher gezeigt wurde ,

von der Art , daß man wirklich Fremde davon ausſchlie —

ßen , oder fuͤr den Mitgenuß einen beſondern Beytrag

bezahlen laſſen kann , und andere ſind von der Art , daß

zwar dieſe Ausſchlieſſung nicht moͤglich iſt , dennoch

aber ſolche , welche dem engern Gemeindeverband nicht

angehoͤren, nach ihren individuellen Verhaͤltniſſen nur

ſelten davon Gebrauch machen ; in jedem Fall ſind ſie

in dieſer Beziehung ganz paſſive Gaͤſte , und wenn ſol —

che Anſtalten ihnen nicht gleichguͤltig und unnoͤthig ſind ,

ſo werden ſie ſchon ſelbſt die Aufnahme in die Gemein
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gii | ſchaft ſuchen , um dabey eine thåtige Mitwirfung zu

j erhalten .

! Hinſichtlich des Verhaͤltniſſes der Ausmaͤrker , iſt

vorhin ſchon bemerkt worden , daß der Grund der von

ihnen geforderten Beytraͤge auf einer , der Gemeinde

9
als Staatsanſtalt uͤbertragenen , Verwendung auf die

ii Gegenfånde ihres Befigeg ( versio in rem ) beruht , und

| 91 die in das Geſetz aufgenommenen Beſtimmungen hier —

a ùber alg cine Compofition — eine auggleichende Ber -
|

i einfahung — u betrachten find ,

i
Was die beſondern Vorſchlaͤge des Herrn Hofraths

v. Rotteck betrifft , ſo bleibt ihm anheimgeſtellt , ob er

|
fie punctweife zur Berathung bringen wil ; ih glaube

| aber , daf mwenn ihre Bafig . fållt , fie auch niht mehr

| einzeln zur Sprache kommen koͤnnen .

|
$

Zahari : Man fann im Gtreitfprechen 3 wey

| Wege einfhlagen . Entweder man fann dem Redner ,

| |
|

defen . Meinung man nicht theilt , Schritt vor Schritt

ii folgen , feye e $ nun ibn zu widerlegen , oder fich mit

ipm zu verftåndigen — oder man fann die entgegen -

gefegte Meinung vertheidigen , dag Urtheil dem Rih -

ter uͤberlaſſend .

Ich werde den letztern Weg einſchlagen . Denn ſo

ſehr ich auch wuͤnſche, mit dem verehrlichen Mitgliede

fuͤr Freypurg immer eines Herzens und Sinnes zu

ſeyn , ſo iſt doch unter uns , was die Verfaſſung der

Gemeinden betrifft , nur Feindſchaft und Zwieſpalt .
Die Vortraͤge dieſes verehrlichen Mitgliedes ent —

halten zwey Hauptgegenſtaͤnde . Den erſten betreffend

ſprach der verehrte Redner von dem Verhaͤltniſſe der

Gemeinde zu den Ausmaͤrkern . Den zweyten an—⸗

langend von dem Maßſtabe , welcher bey der Umlage
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des Gemeinde - und des Gemarkungsaufwandes zu be —

obachten fey .

Xn dem erten Theile deg Bortrageg war von

- dem BVannrechte der Gemeinden Åber die Gemarkung ,
als dem Rechtsgrunde der Gemarkungsumlagen , die
Rede . — Allein ich kenne ein ſolches Zwangs - und

Bannrecht in dem behaupteten Sinne uͤberall nicht .
Was der Geſetzentwurf „ Gemarkungsumlagen “ nennt ,

ſind in der That allgemeine Staatsauflagen
auf das Grundeigenthum , welche nur in Beziehung
auf die Art , wie ſie erhoben oder vertheilt werden , je —
nen Namen fuͤhren ( der Redner zeigt das an den ein —

zelnen , in dem Entwurfe aufgefuͤhrten Arten . )
In dem zweyten Theile handelte der verehrte

Redner von dem Maßſtabe , nach welchem die Umlage
der Gemeindelaſten von Rechts wegen geſchehen ſollte .
Auch da kann ich nicht mit den Anſichten einverſtan⸗
den ſeyn , welche er von den einzelnen Claſſen der Be —

theiligten aufſtellte .

Betrachtet man die Gemeinheiten als Geſell —
ſchaften , ſo iſt es ganz folgerichtig , die einzelnen Gez

meindeglieder in der Regel nach den Köpfen feuern

au lafen , Aber fo wie man fie fuͤr Staatsanſtalten
haͤlt , ſind die Gemeindeausgaben ganz nach denſelben
Regeln , wie andere Staatslaſten auf die Gemeindeglie —
der zu vertheilen .

Sodann fuͤr die nichtbuͤrgerlichen Einwohner ei —
nes Orts nehme ich das altdeutſche Gaſtrecht in An —

ſpruch . Sie ſind Gaͤſte , welche noch uͤberdieß Aufent⸗
halt und Koſt redlich bezahlen . Auch ſollen ſie ja nach
andern Vorſchriften des Entwurfs nicht von einem je —
den Beytrage frey ſeyn .

Was endlich die Ausmaͤrker betrifft , ſo ergibt ſich
deren Beytragspflichtigkeit zu den Gemarkungslaſten ,
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d . h. auden dem Staate zu entrichtenden Grundabgaben ,

welche nach Gemarfungen erhoben , oder vertheilt wers

den , fo wie der Maafftab , nach welchem die Beytraͤge

der Ausmaͤrker zu beſtimmen ſind , aus dem uͤber den

erſten Theil der Rede Geſagten , von ſelbſt .

Hofrath v. Rotted : Einige wenige Worte feyen

mir als Erwiederung auf die gegen meine Antraͤge er⸗

hobenen Einwendungen erlaubt :

Daß die Verſorgungsanſtalten der Gemeinden eine

Art von Aſſecuranzanſtalt fuͤr die Betheiligten

ſeyen , laͤugne ich , denn ſie vertreten die Stelle der

dem Staat ſelbſt obliegenden Armenſorge . Nicht

als Genoſſe einer Gemeinde , ſondern als Staats -

genofe , hat der Duͤrftige Anſpruch auf Unterſtuͤtzung .

Daher bleibt immer die Schuldigkeit der Wohlhaben —

den , ohne Unterſchied , ob ſie Gemeindemitglieder ſeyen

oder nicht , ſolche Verſorgungsanſtalten zu dotir en .

Der Staat adoptirt die geſellſchaftliche Verſorgungs⸗

anſtalt , aber er ſpricht darum die Nichtgemeindeglieder

nicht frey von ihrer , aus dem ſtaatsbuͤrgerlichen Ver —

haͤltniß abfließenden , Pflicht des Beytrags zum Armen⸗

pfennig .
Ganz unrichtig iſt die Behauptung , daß der Nicht⸗

buͤrger weniger Theilnahme habe an den Localanſtal⸗

ten , als der Buͤrger . Alles iſt hier zwiſchen bei⸗

den gleich , wie die unbefangene Betrachtung der ein -

zelnen Anſtalten — jene der Verſorgung ausgenom —

men —zeigt , und wie ich nicht umſtaͤndlich wiederho —

len will .

Gegen den Herrn geh . Hofrath Zachariaͤ be —

merte ih , daf allerdings ad 1. der Staat befugt iff ,

von allen Grundſtuͤcken Beytraͤge fuͤr Staatszwecke zu
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fordern ; nicht aber die Gemeinde ; und daß die

letzte nichts anders , als das von mir fruͤher genau be⸗

ſchriebene Bannrecht habe . Warum ſollte der Staat
die Gerieindebedårfnife eben auf die Grundſtuͤcke
der Gemarkungrepartiren ?Eigentliche Staats be—

duͤrfniſſe ſollen unter allen Genoſſen des Staats , Lo —

calbeduͤrfniſſe aber nur unter den Genoſſen ihrer
Befriedigung vertheilt werden . Die Gemeinde da —

fuͤr anweiſen wollen an die Gruͤnde ihrer Gemar —

kung , waͤre ein wahres agrariſches Geſetz , welches
dieſe Gruͤnde zur Hypothek machte fuͤr eine fremde
Schuld , oder welches ein Mite igent hum conſtituirte
zwiſchen der Gemeinde und den Grundbeſitzern , welches
alſo das Eigenthum der letzten aufhoͤbe , indem eg

feinen Umfang abhångig . machte von dem Bedür f -
nif der Gemeinde . 2 ) Huch mwenn man die Ge -
meinde alg Gtaatganftalt betrachten wollte , blie -
ben meine Ynfichten wahr ; denn wie Fónnte wohl der
Staat die Erhaltung einer Ynfalt , 3, B . einer Univer

fitåt , den in einem gewiffen Bezir umher lies
genden Grundſtuͤcken aufbuͤrden ? — Er fann eg nur
entweder alen Gtaatsangehòrigen alg folhen im

gangen taat , oder den Theilnehbmern an den Vorthei⸗
len der Staatsanſtalt nach dem Maaß dieſer Theilnah —
me . Was weiters geſchaͤhe , waͤre willkuͤhrlicher Raub
des Eigenthums .

Endlich bemerke ich noch , daß das angerufene
Gaſtrecht —eine mehr den uncultivirten Voͤlkern ei⸗

gêne , weil Dort auch felten angefprochene Tugend — wohl
zu voruͤbergehenden Gewaͤhrungen , nicht aber zu
bleibender Aufnahme in den Mitgenuß verpflichten
kann , und daß es ſehr unbillig waͤre, zu Gunſten von

meiſt wohlhabenden nichtbuͤrgerlichen Einwohnern
Protokolle der J. Kammer . zr Gd. 35
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cin die Laft der armen Gemeindeglieder , vermehren -

des bleibendes Gaſtrecht in Anſpruch zu nehmen .

Doch ſo viel iſt klar , daß meine Verbeſſerungsvor —

ſchlaͤge , da ſie ganz neue Anſichten aufſtellen , vicht ſo —

fort zur Discuſſion und Schlußfaſſung reif find . Fh

glaube daher , daß wenn die hohe Kammer ſie nicht un -

bedingt zu verwerfen får gut findet — und ih glaube

allerdings , Daf fie ciner Erwägung werth find — nichts

anders úbrig bleibe , als ſie zuruͤck zur Commiſſion zu

verweiſen , um von daher ihre Begutachtung zu er —

halten .

Frhr . v. Tuͤrkheim erklaͤrt ſich vorderſamſt gez

gen die Zuruͤckverweiſung an die Commiſſion , ſo lange

ſich nicht Stimmen in der Kammer zur Unterſtuͤtzung

der Grundſaͤtze erheben , worauf die gemachten neuen

Vorſchlaͤge beruhen , wovon aber bisher nichts zu be —

merken geweſen ſeye , indem es ſonſt nur Zeitverluſt

waͤre , ſich mit dem Detail von Antraͤgen aufzuhalten ,

deren Grundlage nicht als richtig anerkannt , vielmehr

uͤberall nur beſtritten worden ſeye .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein ,

glauben daß die Commiſſton mit ihren eigenen Grund —

ſaͤtzen in Widerſpruch ſeyn wuͤrde , wenn ſie auf die

von dem Hofrath v. Rotteck vorgetragenen eingienge .

Frhr . v. Falkenſtein : Es waͤre gegen das ei —

gene Intereſſe der Gemeinden , den nichtbuͤrgerlichen

Einwohnern Steuern aufzulegen . In der Regel ſind

ſolche Einwohner von der vermoͤglichern Claſſe . Wuͤr⸗

de man ihnen nun mit Auflagen beſchwerlich fallen , ſo

möchten fie leicht anderswo fich niedentaffen .
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Um ſie an ſich zu ziehen , und die Vortheile , wel⸗

chen ihr Aufenthalt den Gemeinden verſchafft , ſich zu
ſichern , koͤnnen die Gemeinden nichts beſſeres thun,
als ihnen den Aufenthalt ſo angenehm als moͤglich zu
machen .

d. Rotted fragt den Frhr , v. Falkenſtein :
Wohin denn jene Ortseinwohner gehen wuͤrden , wenn
das Geſetz im Allgemeinen ausſpraͤche , daß fie an jes
dem Ort zu den Gemeindelaſten beytragen muͤßten.
So unertraͤglich wuͤrde doch die Laſt , welche jeder
Gemeindebuͤrger zu tragen habe , nicht ſeyn , daß
jene vermoͤglichern Einwohner lieber den Aufenthalt
außer Lands wuͤnſchen ſollten , als in irgend einer Ge⸗
meinde im Land .

Frhr . v. Falkenſte in : Er koͤnne ſich immer noch
dergleichen moͤgliche Faͤlle denken .

Auf die vom hohen Praͤſidium geſtellten Fragen ,
wurde

beſchloſſen :
1) mit 12 gegen 2 Stimmen ( v. Weſſenberg

und v. Rotteck ) die v. Rotteck ' ſchen Antraͤge zur
Begutachtung an die Commiſſion nicht zuruͤck zu
geben ;

Mdagegen einhellig die beiden §§. nach dem

Commiſſions antrag anzunehmen .

§. 69 . ( ad lit . a)

Rege Com . gep , Ref . von Liebenſtein haͤlt
den vorgeſchlagenen Beyſatz fuͤr zweckmaͤßig ; auch in
der zweyten Kammer ſey ein ſolcher Beyſatz von meh⸗

35 *
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reren Mitgliedern verlangt worden . Er , der Regie —

ungscommiſſaͤr , habe feine Zuſtimmung dazu erklaͤrt .

Die Mehrheit aber habe es nicht fuͤr noͤthig gehalten ,

hier einen Zuſatz dieſer Art aufzunehmen , weil ſich das ,

was er beabſichtige , ohnehin von ſelbſt verſtehe .

v. Rotteck : Ich habe zur Annahme der 88 . 67

und 68 nach der Faſſung der Commiſſion geſtimmt , weil

dieſelbe allerdings weit beſſer , als jene der zweyten

Kammer ift , und weil die nåhere Gpecificirung der foz

genannten GemarfungSbedůrfnifie dem folgenden §. 69

noch vorbehalten blieb . Bey diefem §. aber nug ih

mich fofort gegen lit . a erheben , alg worin die Rriegg -

koſten unter die Gemarkungsbeduͤrfniſſe gezaͤhlt wer⸗

den . Dieſer Punct iſt von beſonderer Wichtigkeit , ich

muß hier abermal die Geduld der hohen Kammer fuͤr

einen etwas ausfuͤhrlichern Vortrag in Anſpruch nehmen .

Soll in der Gemeindeordnung von Kriegs⸗

koſten geſprochen werden ? Erwarten wir nicht ein ei —

genes Geſetz uͤber Vertheilung der Kriegslaſten ?
Haͤngt nicht alles von den Principien ab , die

das zu erwartende Geſetz aufſtellen wird ? Kann z. B .

im Fall , daß daſſelbe zur Deckung der Kriegskoſten eine

allgemeine Wermoͤgensſteuer anordnete , von Bey —

traͤgen der Aus maͤrker in die Gemeindekaſſe noch die

Rede ſeyn ? — Haben alsdann die Ausmaͤrker nicht

ſchon z .B. an ihrem Wohnorte fuͤr all ihr Beſitzthum

geſteuert ? —

Kann in der Gemeindeordnung davon die Rede

ſeyn , in welchem Verhaͤltniß die directe , oder noch

beſtimmter , in welchem Verhaͤltniß die Grundſteuer

zu den Kriegslaſten beytragen ſolle ? — Roͤnnen die

Ausmaͤrker in einer andern Eigenſchaft , als in jener
der Grundſteuerpflichtigen hier erſcheinen ?
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Nach Aufſtellung dieſer allgemeinen Fragen ſey mir

erlaubt , einige , der Sache naͤher ruͤckende, Betrachtun⸗
gen aufzuſtellen :

Er ' ſt en s : Wenn von blos factiſchen , ohne geſetzli⸗
he Ordnung unverfuͤgt durch unſere Staatsautoritaͤt
aufgelegten Kriegslaſten , alſo zumal von feindlichen
Erpreſſungen die Rede iſt ; ſo ſpringt in die Augen , daß
Ausmaͤrker derſelben enthoben find . Denn nur an

die Inwohner , als an die Perſonen , gegen welche
eine Zwangsgewalt Statt finden kann , wendet ſich der

Feind , und er ermißt ſeine Forderungen nicht nach der

Ausdehnung des Banns , die ihm ſogar meiſt unbekannt

bleibt , ſondern nach beylaͤufiger Schaͤtzung des Ver —

moͤgens der Ortseinwohner . Es gibt armſelige
und kleine Doͤrfer mit großer Gemarkung , und es gibt
wohlhabende , volkreiche Staͤdte mit kleiner . Der Feind
hålt fih an Wohnungen undan M enfhen . € r

fhreibt , fo zu fagen , eine Brandfhagung aug ,
eine Logfauffumme von der feindlichen —Wie Per -
ſonen allernaͤchſt , und dann die zerſſtoͤrbare Habe be -

drohenden — Gewalt . Dieſer Gewalt aber iſt der

Regel nach der Ausmaͤrker enthoben . Jeder kann

nur einmal oder an einem Ort ſeine perſoͤnliche
Sicherheit und die ſeiner Familie erkaufen . Der
Aus maͤrker iſt jenen gleich , die etwa ein Capitel
auf einem Grunde des Banns ruhen haben .

Im ſchlimmſten Falle gibt er ſein Feld der Kriegs⸗
wuth preis . Er entbehrt die Erndte oder ven Pacht -
filing während der Krieggjabre , und fchrt naih tie -

derhergeſtellten Frieden , oder nach Verjagung des

Feindes , in den Beſitz ſeines Unzerſtoͤrbaren Grund —

ſtuͤckes zuruͤck. Es waͤre ſchreyend ungerecht , ihn mit —

zahlen zu machen an der Brandſteuer fuͤr die Haͤ u—
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fer und Fahrniſſe , an der Ranzion fuͤr die Per -

ſonen der Gemeinde , welcher er nicht angehoͤrt . Dieſe

Laſt traͤgt er billig nur einmal , naͤmlich in der Ge —

meinde , in welcher er wohnt , und mit welcher er den

naͤhern Geſellſchaftsverband — wenn man will , einen

wechſelſeitigen Aſſecuranzkontract fuͤr Leib und Habe

geſchloſſen .

Zweytens : In dieſelbe Claſſe fallen alle Kriegs —
leiſtungen , welche von der eigenen Armee , aber ohne

foͤrmliche Staatsautoriſation und regelmaͤßige Aus —

ſchreibung , blos faetiſch durch Machtwort gefordert wer —

den . Auch dieſe gehen den Ausmaͤrker nichts an , ſon —

dern nur die Gemeinde , oder die einzelnen Einwoh —

ner , denn nur an diefe richtet fich der Befehl , nur gez

gen die ſe iſt die Machtvollſtreckung moͤglich .
Drittens : Was aber die geſetzlich und re —

gelmaͤßig von unſerer Staatsgewalt ausgeſch rie⸗

benen Kriegslaſten betrifft , ſo werden ſie entweder

als Vorauslage oder als definitive Leiſtung ,
und in beiden Faͤllen entweder von Gemeinden oder

von Einzelnen gefordert , und nach dieſen Faͤllen

muß auch die Beytragspflicht der Ausmaͤrker , als ſol —

cher , gar verſchieden erſcheinen . Factiſche Leiſtung ,
als Vorauslage , kann nur vom Beſitzer , oder von

Anweſenden gefordert werden . Der Ausmaͤrker ,

der z. B . keinen Speicher , kein Zugvieh , keine Woh —

nung in der Gemeinde befigt , fann weder zu Lieferun -

gen , noch zu Zugfrohnden , noch zur Verpflegung oder

Einquartirung angehalten werden , auch kann er nicht

zu per ſoͤnlichen oder Handfrohnden verflichtet ſeyn , da

er nicht anweſend iſt , und ſolche Schuldigkeit an einem

andern Orte erfuͤllt . Ohne Unterſchied alſo , ob ſol —

he Naturalleiſtung entgeltlich oder unentgeltlich gefor -
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dert werde , if der Mugmårfer davon frey : ( mit Mus -

nahme derjenigen , welche Zugvieh und Naturalienvor —

råthe in der Gemarfung befigen , wozu fie jedoch nicht

gezwungen werden koͤnnen. ) Es iſt uͤbrigens eine Rechts —

forderung an den Staat , ſolche factiſche Leiſtungen nur

als Vorauslagen , und nicht als definitive Leiſtun —

gen einzutreiben , und die Bitte um ein , ſolcher Forde —

rung entſprechendes , Geſetz wurde erſt juͤngſt beſchloſſen .

Handelt es ſich aber um definitive Leiſtung , ſo
wird der Staat ſeine Forderung entweder an Gemein —

den , oder an Einzelne richten .

Jm erten Fall iſt es theils das Gemeinde —

gut als ſolches , theils die Summe der Einwohner
Cund diefe vieleicht nach Dem Maafe ihres $ e famm ts

vermógeng ) an welche die Anforderung ergeht .

Zu beiden haben die Ausmaͤrker nichts beyzutra —

gen . Der Staat , erkennend , daß die Kriegslaſt vor —

zugsweiſe auf den Perſonen , und nicht auf dem

Grunde hafte , iſt berechtigt , alle einzelnen Staatsbuͤr —

ger , alſo auch gewiſſe Summen oder Haufen der —

ſelben , Gemeinden genannt , zu groͤßerer An —

ſtrengung ihrer perſoͤnlichen oder pecuniaͤren Krafte

aufzufordern , und jeden Staatsbuͤrger , da jeder in

einer Gemeinde wohnt , trifft ſolche Belaſtung gleich —

maͤßig , ohne daß man die Ausmaͤrker als ſolche
ins Mitleiden ziehe . Thaͤte man das letzte , ſo wuͤrde

der Ausmaͤrker mehr als einmal , daher mit unge —

rechter Ueberlaſtung , ins Mitleiden gezogen wer -

den . Ja , es wuͤrde ihm ſogar Unmoͤgliches aufgebuͤr⸗

det . Denn wohl kann man ſeine perſoͤnlichen Kraͤfte

einmal oder an einem Orte anſtrengen , nicht aber die

Productivkraft eines Grundes vermehren , oder ſich
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ſelbſt vervielfaͤltigen noch der Zahl der Gemeinden ,
worin man Reaglitaͤten beſitzt .

Im zweyten Fall wird der Staat entweder eine

verſtaͤrkte Grundſteuer ausſchreiben , welche ſodann
von den Ausmaͤrkern wie von den Einwohnern gleich —
maͤßig entrichtet wird , oder er wird nach beſſern Grund⸗

fåken , weil eg abgefhmadt iff , nur dag Grund -

Küf tenent får die Kriegslafen zu machen , eine

Vermoͤgensſteuer ausſchreiben , welche von jedem
Staatsbuͤrger nur einmal , naͤmlich an ſeinem Wohn —

orte — doh mit Berechnung ſeines faͤmmtlichen
Vermoͤgens — alſo abermals nicht von den Ausmaͤr —

kern , als ſolchen , zu entrichten iſt . Dieſe wenigen Be -

trachtungen moͤgen hinreichen , die Ungerechtigkeit der

in beiden vorliegenden Entwuͤrfen aufgeſtellten Grund —

ſaͤtze zu beweiſen , und die Nothwendigkeit darzuthun ,
entweder die von mir oben vorgeſchlagenen Regeln
in das Geſetz aufzunehmen , oder die ganze Materie

von Kriegslaſtenvertheilung ad Separatum zu ver —

weiſen .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Wenn ſich der Redner

ſelbſt in der Menge ſeiner hier vorgeſchlagenen Saͤtze
umſchauen wollte , ſo muͤßte er wahrnehmen , daß er

in eine dem vorliegenden Geſetz ganz fremde Materie

hinuͤber gerathen iſt . Es gehoͤrt nicht hieher , zu be —

ſtimmen , welche Gattungen von Kriegskoſten von allen

Beſitzern ſteuerbarer Objeete in der Gemarkung getra —

gen werden muͤſſen . Dieß iſt Gegenſtand eines eige —
nen Geſetzes , deſſen Nothwendigkeit oft genug in An—⸗

regung gebracht worden iſt , und darum bleibt nichts
uͤbrig , als hier einſtweilen eine Verweiſung auf dieſes

freylich erſt zu erwartende Geſetz beyzuſetzen . Aber

uothwendig muß hier eine Enumeration aller Gattun —⸗

gen von Ausgaben der Gemeinden , wozu jeder Ge -
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markungsgenoſſe beyzutragen hat , aufgenommen werden ,

und dazu gehoͤren , wie in dem Commiſſionsberichte
erlaͤutert worden , ſolche Kriegskoſten , welche eigentlich
allgemeine Landeslaſten ſind , und nur deswegen Koſten
der Gemeinden werden , weil der Staat fie im Au -

genblié des Kriegõdrangs nicht unmittelbar von den

einzelnen Steuerpflichtigen erheben , ſondern nur auf
die Gemeinden repartiren kann , welchen dagegen die

Vollmacht gegeben iſt , ſie auf dem Wege der Subcol —⸗

lectation von jenen wieder zu erheben . Von andern

Kriegskoſten kann nach dem Wortlaut der vorgeſchlage —
nen Faſſung hier nicht die Rede ſeyn .

v. Rotteck : Wie kann man denn beſtimmen ,
die Kriegskoſten ſeyen Gemarkungsbeduͤrfniſſe ,
wenn nicht zuvor ausgemacht iſt , was fuͤr Kriegs —
koſten hier gemeint ſeyn ? Ein ſo allgemeiner Satz
bedroht die Grundeigenthuͤmer in der Gemeinde und

die Ausmaͤrker mit grenzenloſer Bedruͤckung .

Irhr . v . Tuͤrkheim : Zu allgemein waͤre aller —⸗

dings der Satz , ohne den von der Commiſſion vorge —

ſchlagenen Beyſatz . Dieſer enthaͤlt aber eine Verwei —

ſung auf ein zu erwartendes Geſetz , und ſpricht alſo
die Beytragspflicht nur fuͤr ſolche Kriegskoſten aus ,
welche durch daſſelbe ihre Bezeichnung erhalten werden .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Eben dieſes habe ich einem Mitgliede der zweyten
Kammer erwiedert , welches die ganze Materie uͤber

die Kriegskoſten hier eingeſchaltet haben wollte . Ihr
Sitz iſt nicht in der Gemeindeordnung , wohl aber iſt
der von der Commiſſion vorgeſchlagene Zuſatz nicht nur

unbedenklich , ſondern zur Beſeitigung moͤglicher Miß —
verſtaͤndniſſe nuͤtzlich .
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Auf die vom hohen Pråfidium gehaltene Um —

frage wurde

beſchloſſen :

1) elnhelig , ( mit Ausnahme des Hofraths v.

Rotteck ) daß a. nicht geſtrichen ,
2) ( mit I2 gegen 2 Stimmen ,) dag diefer Sag

nah dem Commiffionsantrag angenommen mwer-
den folle .

3u lit . b.

bemerfen Se . Durchlaucht , der Herr Für v. Limen -
fein , daß diefe Baulichfeiten niht unter die aufer -
gewoͤhnlichen Beduͤrfniſſe zu rechnen ſeyen , weil ſie dem

Kirchſpiel obliegen .

v. Rotteck : Es iſt durchaus ungerecht , den

Kirchenbau zu einem Gemarkungsbeduͤrfniß zu erklaͤren .
Der Grund bedarf feiner Kirde , wohl aber die Men -

fhen , alfo die Einwohner . Diefe mögen ibre
Beytråge nach irgend einem Maafftabe reguliren ; aber
die Augmårfer geht eg niht an , Die Gröfe der Ge -

marfung hat mit der Grófe der Kirche niht gemein ,
Wenige Einwohner mögen in einer febr ausgedehnten
Gemarkung ſeyn , und eine ſtark bevoͤlkerte Stadt hat
vielleicht einen ganz kleinen Bann . Auch entrichten
ohnehin die meiſten Grundſtuͤcke den Zehenten , der nach
ſeinem Urſprung großentheils eine kirchliche Steuer iſt ;
ihnen erſt noch einen Beytrag zum Kirchenbau auf -
legen , waͤre ſchreyendes Unrecht .

Frhr . v. Tuͤrkheim macht darauf aufmerkſam ,
daß die Richtigkeit dieſer Bemerkung zwar von der

Commiſſion anerkannt worden ſey , daß aber gleichwohl
auf Beybehaltung dieſer , als poſitives Geſetz nach dem
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Kirchenbaulichkeits⸗ Ediet vom Jahr 1808 gegenwaͤr —⸗
tig beſtehenden , Beytragspflicht aus dem Grunde an—⸗

getragen worden ſey , weil man ſie als einfachere Com⸗

penfation gegen fo manche andere , im Einzelnen ge -

ving fåbige , aber eben darum in der Aufrechnung
beſchwerliche Aufwandspoſten , wozu die Gemarkungs⸗
genoſſen nach dem Grundſatze eine versio in rem eigent —

lich beygezogen werden muͤßten , betrachten zu koͤnnen

glaubte .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein
beſtaͤtigt dieſe Bemerkung .

v. Rottteck bemerkt , daß de lege fer enda, nicht
de lata geſprocheu werde .

Die Kammer

beſchloß
mit 9 gegen 5 Stimmen

auch dieſe Poſition beyzubehalten , ſodann

einhellig , die Puncte c. und d. und endlich mit

11 gegen 3 Stimmen :

den ganzen Hen nach dem Commiſſionsantrag an —

zunehmen .

§. 70 .
ad 1 und 2 .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v . Liebenſtein
bemerkt : Nach dem Entwurfe der Regierung G, 78

haͤtten die Ehrenbuͤrger und nichtbuͤrgerlichen Einwoh —
ner fuͤr die Theilnahme an Localanſtalten einen Praͤ⸗
cipualbeytrag leiſten ſollen . Die Mehrheit der zwey⸗

ten Kammer habe aber fuͤr beſſer gehalten , daß die

Gemeinden ſolche Beytraͤge nicht fordern ſollen .

Frhr , ve TårEheim : Wenn die zweyte Kammer
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feinen andern Grund gehabt hbátte , den §. 78 des Enf -

wurfs der Regierüng zu ftrcichen , alg daf man eg gegen
dag eigene Yntereğe der Gemeinden fand , die nihtbùrz

gerlichen Einwohner zu beſchweren , ſo haͤtte ſie ſich bey
dem Ausdruck des Entwurfs : „ die Gemeinden ſind be —

fugt “ — beruhigen koͤnnen , da hierdurch blos ge :
ſagt iſt , daß eine ſolche Auflage nach ihrem Ermeſſfen
geſchehen kann , aber nicht geſchehen muß . Nach
meiner Anſicht mußte aber die zweyte Kammer dieſen
Sen 78 nothwendig fireichen , nachdem fie die Ber -

pflichtung , zu den Gemeindebeduͤrfniſſen beyzutragen ,
auf alle Einwohner auszudehnen beſchloſſen hatte , und

alſo von keiner Klaſſe derſelben noch beſondere Bey —

traͤge erhoben werden koͤnnten ; — allein hier zeigt
ſich meines Erachtens der Vorzug des entgegengeſetz —
ten , in dem Entwurfe der Meglerung befolgten Gp -

fem . Der Hauptgrund , aug melhem man blofe

Einwohner eines Orts , welhe niht Mitglieder der

Gemeinde find , niht zu. allen Musgaben , mie die

Bürger , bepziehen zu Dürfen glaubte , mar , wie fon
òfterg gefagt worden iff , weil eg in der Natur ihrer
Verhaͤltniſſe liegt , daß , obaleich die meien Anſtalten
des Orts ihres Aufenthalts ihnen offen ſtehen , ſie
doch die wenigſten derſelben wirklich genießen , und

ein Intereſſe dabey haben . “ In welchem Grad fie
aber ſolche bewitzen , iſt ſehr ſchwer zu ermeſſen ; dar —

um glaubte man ſchon in dem Geſetzentwurf vom Jahr
1820 dieſes Verhaͤltniß dadurch am beſten zu beruͤck —

ſichtigen , daß man von ſolchen Einwohnern eine nach

dem ungefaͤhren Maaßſtab der von ihnen unzweifelhaft

benutzten Localanſtalten berechnete Retribution zu er —

heben geſtattete , zu welcher auch dieſentgen die glei —
chen Vortheile genießenden Einwohner beygezogen wer —

den , welche bey der gleichen Beſteuerung mit den Ge —

meindebuͤrgern , in Ermanglung eines Siteuercapitals



Ein und fuͤnfzigſte Sitzung vom 23 . Dec . 499

leer ausgehen wuͤrden . Nun aber , nachdem im uͤbri —

gen der Entwurf der Regierung wieder hergeſtellt wor⸗
den iſt , koͤnnte auch der 5 . 78 deſſelben wieder auf⸗
genommen werden ; die Commiſſion glaubte dies aber
der zweyten Kammer uͤberlaſſen zu koͤnnen .

Reg . Com . geh . Ref , Frhr . v , Liebenftein : Nach
dem Entwurfe der Regierung (S. 75 und fodann im

gweyten Theil HF. I99 , 200 , 20r und 202 ) habe
zur Deckung gewöhnlicher Gemeindebeduͤrfniſſe , mwenn
die Einnahmen der Gemeindekaſſe nicht zureichen , ehe
zu allgemeinen Umlagen nach dem Steuercapital ge —
ſchritten wird , das zum Genuß an einzelne Buͤrger
vertheilte Eigenthumsverhaͤltniß beygezogen werden ſol⸗
len . Die Mehrheit der zweyten Kammer habe aber

dieſen Vorſchlag verworfen , und wolle den Buͤrgerge —
nuß von Praͤcipualbehtraͤgen frey laſſen . Der Antrag
der Commiſſion der Erſten Kammer gehe dahin , den

Vorſchlag der Regierung , jedoch mit einiger Abaͤnde —

rung , wiederherzuſtellen .

v. Rotteck : Bey dieſem ganzen Fen , ſowohl
nach der Faſſung der zweyten Kammer , als nach jener
der Commiſſion , vermiſſe ich durchaus die Herrſchaft
der Rechtsgrund ſaͤtze; und hier iſt nun der geeig —
nete Ort , meine fruͤher gemachten Vorſchlaͤge zu reaf⸗
ſumiren . Es waͤre naͤmlich hoͤchſt ungerecht , die

Schutzbuͤrger zu einem Praͤeipualbeytrag anzuhal⸗
ten , da zwiſchen ihnen und den Ortsbuͤrgern ( ich
brauche der Kuͤrze halber dieſe Benennung in der be —
kannten Bedeutung ) kein anderer Rechtsunterſchied ob —

waltet , als daß die letzten zugleich Genußberech —
tigte ſind . Es waͤre aber noch ungerechter , dieſen
letzten einen Praͤcipualbeytrag von ihren Genußtheilen
zuzumuthen ; da dieſe Buͤrgernutzungen in ihren Haͤnden

RATIA
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genau die Natur jedes andern Befigthums Haben ,
und alfo wopl mit , niht aber vorgugSweife , der

Beſteuerung zu unterwerfen find ; eg if endlich auch

ungerecht , allen mweitern Bedarf blog nah dem direc

ten Steuercapitale umzulegen , um fo ungerehter , wenn

blog die Gemeindebårger , niht aber auh die Ein -

wohner , diefer Steuer unterworfen feyn folen ; am

allerungerechteften aber , wenn man die Mu $ m á rÉ er —
d . þ. die fånftigen augwårtigen Erwerber von dermal

im Befig von Gemeindebuͤrgern befindlichen Realitaͤten —
mit ſolcher Steuer belegen will . Allen dieſen Rechts⸗

widrigkeiten waͤre geſteuert , wenn meine gedachten Vor⸗

ſchlaͤge genehmigt wuͤrden ; wornach naͤmlich 1) die

Ecrtraͤgniſſe des Gemeindeguts ; 2) eine vom Staate

zu beſtimmende Grundſteuer von allen Realitaͤten

der Gemarkung , und 3) ein von den nichtbuͤrger⸗
lichen Einwohnern zu erhebender Praͤci pual⸗
beytrag nach dem von mir vorgeſchlagenem Maaße —

als die drey erſten , ( nicht ſueceſſiv , ſondern gle ich —

zeitig zu beziehenden ) Einnahmen zu den Gemeinde —

bedårfnifen verwendet , Dagjenige aber , wag noh wei -

ter nóthig ift , Durch eine auf alle Einwohner ,

ohne Unlerſchied , ob buͤrgerlich oder nichtbuͤrgerlich ,

umzulegende Steuer , hereingebracht wuͤrde . Dieſe

letzibemerkte Steuer koͤnnte wohl , wenn die Ge —

meinde es ſo beſchloͤſſe , abermals die direcs

te ſeyn , (Getzt aber mit Ausſchluß der Ausmaͤrker ,

als welche naͤmlich ſchon durch die Steuer Nr . 2 ihrer

Schuldigkeit Genuͤge leiſteten ) ; doch waͤre eine perſoͤn —

lihe , oder doch eine Vereinbarung der indirecten

mit der directen Steuer zweckmaͤßiger und gerechter .

( Der Redner eroͤrterte dieſe Vorſchlaͤge noch weiter , mit

Beziehung auf ſeine fruͤheren Vortraͤge . )



— e a aaa n aa

Cin und fünfzigfe Sişung vom 23 . Dec . 501

Auf die vom hohen Praͤſidium geſtellte Frage
erklaͤrte ſich die Kammer einhellig

fuͤr die Annehme von Nr . 1 und fuͤr die Ver —
werfung von Nr . 2 des Entwurfes der zwey⸗
ten Rammer , und ( gegen die einzige Stimme
des Hofraths v. Rotteck ) fúr die Annahme
von Nr . 2 deg Fen nah dem Commiſſtons —
antrage .

ara

v. Rotted : Eg it mir unbegreiflih , warum

man alle Umlagen blos nath dem dDirecten Stener -

fuf erheben wil ; denn die Gemeindgvortheile fommen
den Mitgliedern und Einwohnern dürchaug nicht nach dem

Verhaͤltniß ihres directen Stuerkapitals zu . Selbſt der

Staat , erkennend , daß die alleinige directe Steuer
dem Zwecke oder der Rechtsforderung einer dem Ver —

moͤgen oder der Theilnahme an den Staatsvortheilen
entſprechenden Vertheilung nicht entſpreche , nimmt ſei⸗
ne Zuflucht zu noch andern — indireeten — Steuern ,
durch deren Verbindung mit der Grundſteuer er die

Maͤngel der letzten einigermaßen — freylich ſehr unz

zureichend und gleichfalls nach einem falſchen Princip —
zu heilen ſucht . Eine Umlage der Gemeinde —

laſten nach dem alleinigen directen Steuerkapital , waͤre
aber noch zehnfach ungerechter und grundloſer als jene
der Staatslaſten ; wie ich dieſes ſchon fruͤher in mei —
nem umſtaͤndlichen Vortrage gezeigt habe . Ich be —

ziehe mich abermals darauf , und trage auf Streichung
diefer Nr . 3 oder auf Abaͤnderung derſelben , im Gin -
ne meiner frúhern Bortråge , an .

Shr . V. Tårfpheim : Der Herr Hofrath v.

Rotte hat die Verbindung diefer mit andern Beftim -

mungen des Geſetzentwurfs nicht recht ins Auge gefaßt .

DENN AE
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Allerdings waͤre es ein Fehler , menn man die VBedårf -
nife deg Gemeindehaughaltg bos auf , Dem Wege der

dDirecten Beftenerung erheben wollte . Diefelben werden

bedeckt erſt lich durch den Ertrag des Gemeindever —

moͤgens , ſodann durch andere baare Einnahmen ,

welche in die Gemeindekaſſe fließen , und worunter nach

oͤrtlicher Verfaſſung Caſualgefaͤlle und manche indirecte

Beſteuerungen begriffen ſind , und wohin hauptſaͤchlich
auch Octroigefaͤlle gehoͤren , von welchen der §. 76 ei -

geng handelte

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenftein
weist auf den Şen 74 , wornach eg den Gemeinden

verftattet fen fol , unters fiġ , mit Genehmigung
der Staatsbehoͤrde , auch úber . einen andern Umlags -

fuß , als den deg Directen Steuerkapitals uͤberein

zukommen .

v. Rotteck : Der Ç. 74 fann mih niht beru -

higen . Es wird darin Den Gemeinden blog gefta t -
tet , uͤber einen andern Umlagsfuß uͤbereinzukommen .

Alſo nur ausnahmsweiſe , und zwar blos , wenn

der Mitglieder uͤbereinſtimmen , ſoll es geſchehen ;
die Regel bleibt die verwerfliche Grundſte uer . Ich
muf bey jedem Grit , den wir in dieſer Materie

weiter thun , auf meine Vorſchlaͤge zuruͤckkommen : die

Principien derſelben ſind unvereinbar mit jeder Be —

ſtimmung der vorliegenden Entwuͤrfe . Ich bitte die

hohe Kammer , um endlich einmal dieſe Vorſchlaͤge zur

Ruhe zu bringen , ſie durch foͤrmlichen Beſchluß zu

verwerfen . Ich ſage ausdruͤcklich „ ju verwer —
fen, “ weil ich , ſo innig ich von ihrer Richtigkeit

aͤberzeugt bin , gleichwohl die Mißbilligung vorausſehe .

Frhr . v. Weſſenberg : Bey Nr . 2 des Sen 70
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nach der Faſſung unſerer Commiſſton finde ich blos zu
bemerken , daß bie und da auch den Ortsgeiſtlichen und
Schullehrern ein Gemeindetheil zum Genug angewiefen
fej , und Daf eg niht recht und billig wåre , wenn
dieſer Genuß hier mit der Gemeindsumlage beſchwert
wuͤrde , da er als Beſoldungstheil zu betrachten iſt .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein
ſchlaͤgt zur Beruhigung des Herrn Bisthumsverweſers
vor , auſſer den Beſoldungsguͤtern der Geiſtlichen und
Schullehrer auch die Gefaͤlle ausdruͤcklich zu benennen ,
wie es im Gen 70 . 3. b. det Redaction der zwepten
Kammer gefhehen fey . Sn Beziehung auf den Åi -
mendgenuß der Geiſtlichen und Schullehrer weiſt éy
auf $. 75 des Entwurfs der Regierung , und in die —
fem auf die Worte : alg folge ” þin . € r ent -
wickelt den Ginn diefer Worte , welche auh nad dem
Antrag der Commifion §. 7o Sag 2 mnd dem Be⸗
ſchluß der Kammer beybehalten werden ſollen .

Die Kammer erklaͤrte ſich ( mit Ausnahme von
2 Stimmen , v . Gayling und v. Rotteck )

gegen den Vorſchlag des Hofraths b. Rotteck ,
und mit dieſem Satz nach dem Antrag der
Commiſſion einverſtanden .

GWeiterer Satz . )
d Rotted : Diefer Satz , daß die buͤrger⸗lichen Gruͤnde auch in dem Fall zu den Gemeinde -

beduͤrfniſſen fortzahlen follen , wenn ſie an Ausm aͤr—
ker uͤbergehen , iſt ganz im eigentlichſten Sinn ein
agrariſches Geſetz , zu welchem man die Kammer
auffordert . Die directe Steuer , pon welcher hier die
Nede iff , fol nigt vie Gemarkungsbeduͤrfniſſe ,
föndern fene det Gemeinde vedem , Nicht als Ba —

Protokolle der 1. Kammer zr go 36
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ſis der Verpflichtung , ſondern als willkuͤhrlich gewaͤhl⸗
ter Maaßſtab der Laſtvertheilung unter diejenigen ,

welche uͤberhaupt zu deren Tragung verpflich —
tet find , dient hier Der Grund ; und nun wil man

thn auch aló Befteuerunggtitel Fremer , welche nicht s
fchuldig find , geltend machen ! — Bergebeng fagt der

Commiffiongbericht , dag die Kåufer folher Grund -

fliúcde dadurch nicht verfúrşt werden , weil fie ja wif -

fen , meihe Reallaft hinfort auf denfelben ruhen wer -

den , Mag diefed mwenigfteng zum Theil wahr feyn !—
Aber die wirklichen Eigenthuüͤmer werden verkuͤrzt , und

um einen großen Theil des Capitalwerthes ihrer
Gruͤnde gebracht . Sie ſind von nun an , da eine neue

anſehnliche , ja unbeſtimmbare Schuld darauf hypothe —
cirt bleibt , went weniger , oder um weit gerin :

gern Preig verfåuflidh . Gie gehören den fegigen Ci -

genthúmern gar niht mehr volftándig an , € g ift ein

Miteigenthum der Gemeindeauf dieſelben errichtet wor⸗

den : Man hat die Einzelnen beraubt , und mit dem

Raub die Gemeinde bereichert . Ich bitte die hohe
Kammer dringend , den Geiſt eines ſolchen Geſetzes

wohl zu bedenken . Es iſt rein ein agrariſches ,
in der ſchlimmſten Bedeutung des Wortes . Der Be —

weis davon liegt in dem , was ich fruͤher uͤber die

Natur und den Umfang des Gemeindebannes —

oder Gemarkungsrechtes geſprochen habe , und

defen Richtigkeit theils ausdruͤcklich , theils ſtillſchwei⸗
gend anerkannt wurde .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Er wolle dem Ermeſſen
der Kammer lediglich uͤberlaſſen , ob nicht die vom

Herrn Hofrath v. Rotteck behauptete Verkuͤrzung
der gegenwaͤrtigen buͤrgerlichen Guͤterbeſitzer in den

Ve kaufswerth ihrer Grundſtuͤcke durch Beſtimmung ,

daß ſolche in jedem Falle zu den Gemeindeumlagen
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ſteuerbar bleiben , auf eine durchaus nicht practiſche Sub⸗
tilltaͤt hinaus laufe , und ob Der Werth dieſer Guͤler
dadurch auch nur un IpC . alterirt werden koͤnne
Aus dieſer Ruͤckſicht wolle er fich , um nicht bep jeter
Beile deë Entwurfg lange und unfruchtbare Abhand⸗
lungen zu veranlaſſen , auf eine theoretiſche Widerle —
gung nicht weiter einlaſſen , und nur bemerken , daß
die vorgefchlagené Beftimmung offenbar nur den Bor :
theil und die Beruhigung der Mafe aller dermaligen
Gemeindeglieder beabfichrige , und folglich auch jedem
Einzelnen derſelben willkommen ſeyn muͤſſe, indem ſeine
Grundſtuͤcke auch in Zukunft nicht mehr beyſteuern ſol —
Ln , alg gegenwårtig , und ibm nichtig entgehen fann ,
als daß er bey den ohnehin hoͤchſt ſeltenen Veraͤuſſe⸗
rungen an Auswaͤrtige dieſen nicht eine Befreyung ,
welche er ſelbſt nicht genoß , in den Kauf geben kann.

Zachariaͤ : Der vorliegende Satz hat allerdings
ſeine Bedenklichkeiten , wie das bey rein poſitiven Be —
ſtimmungen der Fall zu ſeyn pflegt .

Damit ich mit dem beginne , was fuͤr die vor —
geſchlagene Regel geſagt werden kann , — ſie war das
Reſultat folgender Betrachtungen : Es mußte ein Maaf -
ftab får die Gemeindeumlagen feftgefeşt werden . 3u
einem ſolchen Maaßſtabe eignete ſich aber nur der Fußder direeten Steuern , da die indirecten Steuern bald
fteigend , bald fallend find . Da fien eg nun der
Billigkeit nicht gemaͤß zu ſeyn , wenn einzelne Gemein :
deglieder durch Veraͤuſſerung eines ihnen gehoͤtenden, in
der Mark gelegenen Grundſtuͤcks , die Beytragsquoteder uͤbrigen Gemeindeglieder erhoͤhen koͤnnten . Jedochwollte man eben ſo wenig das bisherige Redt gewalt -
ſam umſtoßen . So entſtand die in dem Berichte vor —
geſchlagene Regel .

360
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Sreplih hat fie den . Nachtheil , daf mm gewiffe
Grundſtuͤcke weniger zahlen , und daher gleichſam einen

beſſeren Boden haben , als die uͤbrigen .

Ich erlaube mir noch folgende Erlaͤuſerung uͤber

dieſe Regel zu geben : Wenn ein Gꝛundſtück , das

dermalen von einem Ausmaͤrker beſeſſen wird , wieder

an ein Gemeindeglied gelangt , ſo hoͤrt die Freyheit

auf ; auch wird ſie nicht wieder hergeſtellt , wenn daſ —

ſelbe Grundſtuͤck in der Folge wieder von einem Aus⸗
maͤrker erworben wird .

Reg . Com . geh . Ref . Frýr . v. Liebenſtein :

Der Grund , warum im Gefegentwurf der Regierung

Ç. 77 cine analoge Befimmung enthalten ift , ift ders

man molte verhindern , daf durch fucceffive Verånffoz

rungen von Liegenfehaften an Fremde und nicht bir -

gerliche Einwohuer das der Gemeinde får ibre Bedúrf -

nife . feuerbare Capital niht nash und nah fo febr

permindert wirde , dag am Ende die Gemeindslaften

fuͤr die beytragspflichtigen Buͤrger unerſchwinglich wirden

Dieſe Anſicht entwickelt der Regierungscommiſſaͤr
durch Darlegung des Verhaͤltniſſes und Beyſpiele noch

naͤher .

v. Rotteck : Die Gemeinde , als moraliſche Perſon ,

wird wohl reicher durch dieſes Geſetz ; aber es geſchieht

auf Unkoſten der einzelnen Grundeigenthuͤmer , die man

eines Theils ihres Eigenthums beraubt . Und niht eine

kleinen Theiles , denn die darauf gelegte Laſt iſt uͤber⸗

haupt anſehnlich , und kann nach Umſtaͤnden ſehr hoch

fteigens fic fann , die Hålfte , ka fie fann 3. B . im Krieg y

das Ganze verfolingen . Nit nur um so pre .
wohlfeiler moͤgen ſolche Grundſtuͤcke , je nachdem der

uͤbrige Vermoͤgenszuſtand der Gemeinden iſt , werden , ſon⸗

dern um neunzig , nach der Schaͤtzung behutſamer und
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verſtaͤndiger Kaͤufer . Denn eine unb eſtimmte Laſt
erſcheint immer noch groͤßer als eine beſtimmte . Ich
wuͤnſchte ſedr , daß um dieſe Gahe gang unbefangen
zu wuͤrdigen , jene der Standes - und Grundherrn
davon getrennt , uud in separato verhandelt wuͤrde .
Die Vermiſchung beider Verhaͤltniſſe verruͤckt den Stand —

punct . Etwas ganz anderes iſt es , wenn der Staat

ſeine eigene , die Staatsgrundſteuer , erhoͤht , und da —

durch den Capitalwerth der Grundſtuͤcke herabdruͤckt ;
denn erſtens geſchieht dann dieſes im ganzen
Staate gleichmaͤßfig, und zweytens geſchleht es

wegen allgemeinen Staats bedarfs , welchem alle

Grundſtuͤcke im Staate gleichmaͤßig zur Bedeckung die —
nen . Nach unſerm Geſetz aber ſollen die Grundſtuͤcke
ungleich belaſtet werden (die jetzt ſchon in Haͤnden von
Ausmaͤrkern ſind , gar nicht , die uͤbrigen in dem Ver —
haͤltniß ungleich , als die Beduͤrfniſſe der einzel —
nen Gemeinden ihr und ihrer Angehoͤrigen Ver —

moͤgens ſtand, und andere Umſtaͤnde verſchieden ſind )
und dann ſollen die Gruͤnde belegt werden mit einer

Laſt , deren Gegenſtand ihren Eigenthuͤmern fremd iſt .
Gie follen von Staatswegen , d, h, durch ein Gefeg
für eine Laft ing Mitleiden gezogen werden , die Eine
allgemeine Staatg - fondern blos eine local, - d. b.
eine Gemeindslaſt if , und e8 folen endlich die jeg iz
gen bårgerlihen Orundeigenthůmer einen Theil
ihres Capitals aufopfern ur Bededung der Gez
meindebedúrfnife in atte Bufunft ; fie folen zabilen ,
oder die Hypotheck hergeben får die Vortheile alfer
kuͤnftigen Gemeindeglieder ! — Ihre Gruͤnde , wenn
ſie Schulden halber oder wegen Steuerruͤckſtaͤnde ver —
fteigert werden , folen um geringen Preig in fremde
Hånde gehen , damit die kuͤnftigen Buͤrger weniger
beyzutragen haben zum Gemeindebeduͤrfniß!
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Auf die vom bohen Pråfidium gehaltene Um -

frage wurde der legte Gag tiefes Çen gegen 2- Grim -

men nah dem Commiffiongantrage angenommen ,

Der *

. 70 ( gen )

wurde auf die zuſtimmende Erklaͤrung des Herrn Re —

gierungscommiſſaͤrs nach dem Commiſſionsantrag einhel⸗

lg angenommen

———

Reg Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :
Die Regierung und die zweyte Kammer waren einver —

ſtanden in der Anſicht , daß die auſſergewoͤhnlichen Be —

duͤrfniſſe ausſchließlich durch Umlagen beſtritten , und

daß , wenn auch Ueberſchuͤſſe vorhanden waͤren , dieſe

doch nicht zur Deckung ſolcher auſſergewoͤhnlichen Be —

duͤrfniſſe verwendet werden ſollen . ( Siehe §. 79 deg

Geſetzentwurfes ) . Daraus folgt jedoch nicht , daß die

Ueberſchuͤſſe an die Buͤrger vertheilt werden ſollen .
Sondern die Meinung der Regierung iſt , daß ſolche

Ueberſchuͤſſe auf andere Weiſe zum Nutzen der Gemein —

den verwendet werden ſollen . ( Siehe N. 85 des Ge —

ſetzentwurfes . )
Wenn man auch zugeſtehen koͤnnte , daß Ueber —

ſchuͤſſe zur Deckung derjenigen auſſergewoͤhnlichen Ge —

meindebeduͤrfniſſe mit verwendet werden duͤrfen , welche

im §, 69 de Entwurfs der zweyten Kammer unter

. , c und d . aufgefùbrt find , fo fann eine Bermwen -

dung derſelben zu Kriegskoſten doch niemalsStatt fin —
den , Denn Kriegskoſten ſind keine Gemeinde —

ſondern Landes laſten . Sie werden nur auf die Ge -

meinden repartirt , weil es dazu keinen bequemeren Maaß⸗

ſtab gibt . Sie muͤſſen ausſchließlich auf die Beſitzer

aller ſteuerbaren Objecte uUmgelegt werden . Die Re —



5

Ein und fuͤnfzigſte Sitzung vom 23 . Dec . 509

gierung fónnte ihre Genehmigung zu dem Vorſchlage
der Commiffón wenigteng in Beziehung auf Vie Kriegs :
Foften nie ertheilen , wenn auh die Kammer ihm bey -
traͤte

v . Rotteck : In dieſem 6. liegt abermals eine

doppelte Ungerechtigkeit . Einmal naͤmlich iſt es

ungerecht , daß die Grundeigenthuͤmer ( die Ausmaͤrker
mit eingeſchloſſen ) zu den Gemarkungsbeduͤrfniſſen erſt
al s dann beytragen ſollen , wenn feine Ueberfhàf -
fe des Gemeindeeinfommeng mehr vborhanden , find ;
denn der Titel , worauf die Shuldigfeit der Grunt -

beſitzer zu Beytraͤgen beruht , iſt unabhaͤngig von
der Ergiebigkeit oder Nichtergiebigkeit des Gemeinde —

vermoͤ ens ; er iſt ein abſoluter , naͤmlich aus der

Theilnahme an gewiſſen Vortheilen entſprungen , und

mug alfo uͤber all und immer wirkſam feon . Abır

wenn auf diefer Seite die Grundeigenthuͤmer , und

namentlich die Ausmaͤrker , widerrechtlich begůn -
ſtigt ſind , ſo werden fie dafuͤr in dem Fall , daß
feine Gemeindsuͤberſchuͤſſe vorhanden ſind , noch wider —

rechtlicher beſchwert , weil naͤmlich unter dem Na —
men „Gemarkungsbedauͤrfniſſe ““ im 6. 69 auch ſolche
vorkommen , die eg der That nah nicht , fondern
reine Gemeinde berårfnife find . Man gedenfe zumal
wieder der Kiegs hlaſten! Es iſt dieſes ein Syſtem
wornach der wohlhabendſte Theil der Einwohner ( Kapi -
taliten , Renteninþaber , oder vom Ertrag der in an -
dern Gemarfungen liegenden Grůnde Lebende , aud
Kaufleute und Wechsler , die einke unverhaͤltnißmaͤßig
kleine Gewerbſteuer bezahlen u . ſi . ) ganz , oder

faſt ganz frey durchkommen , waͤhrend der Werth
des dem armen Ausmaͤrker zuſtehenden Grundſtuͤcks
dusch ſolche Auflagen voͤllig verſchlungen werden
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mgas . Ich kann mir nicht vorſtellen , daß die zweyts
RKammer etwas ſo ſehr Ungerechtes wollen , cder

auf dieſem agrariſchen Geſetze beſtehen wird , nachdem
nun auch diejenigen Beſtimmungen , welche ſeine Haͤrte
einigermaßen gemildert haͤtten, geſtrichen find,

Frhr . v . Weſſenberg : Erlauben Sie mir ,
bochverehrteſte Herren ! fuͤr die fernere voͤllige Freybelaſ
ſung der Ortsgeiſtlichen und Schullehrer , und aller

Stiftungen von den Gemeindeumlagen , mit Ausvahme
derjenigen wegen der Kriegskoſten , hier den Wunſch

auszudrüͤcken . Allen Seelſorgern kann ein Geſetz , das
eine beſſere Begruͤndung der auſſern Ordnung in den

Gemeinden begbſichtigt , nicht anders als ſehr willkom

men fſeyn . Sollten ſie aber nicht auch mit vollem Recht
erwarten duͤrſen, daß dieſes Geſetz ihnen eben ſo twe -

nig neue Lafen aufbuͤrden werde , als ſie ſelbſt irgend
einen Privatvortheil daraus in Auſpruch nehmen ? Das
eben iſt ja die Beſtimmung einer Gemeindeordnung ,

dem Recht aller Claſſen , Individuen und Koͤrperſchaf —
ten , die in der Gemeinde ſich befinden , neuen Schutz
zu verleihen . Wer darf aber zuverſichtlicher auf die —

ſen Schutz zaͤhlen , als die Geiſtlichen und Lehrer deren
Pflege das Beſte , das Wichtigſte , das Hoͤchſte in den
Gemeinden anpertraut iſt ? Fuͤr ihre fernere Freybelaſ —
ſung ſpricht beſonders der Umſtand , daß ſie die er —

ſten Diener der Gemeinde ſind . Dieſe Eigenſchaft
gibt ihnen doch unſtreitig gerechten Anſpruch , die ge —
meinſamen Ortsanſtalten , ſo weit eg ihre Berhåltu . fe
erfordern oder geſtatten , unentgeltlich zu benutzen .

Die bisherige Freyheit der Orlsgeiſtlichen von

den Gemeindeumlagen iſt als eine Belohnung von

Seite der Gemeinde fuͤr ihre Dienſte zu betrachten ,

und macht einen Theil ihres Dienſtelnkommens aus
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Ich bin gewiß , die Wohlhabenheit keiner Gemeinde
werde vermehrt , wenn dieſe Belohnung der Ortsgeiſt —
lichen vermindert wird . Auf der andern Seite legt
dieſen ihr Beruf ganz eigene Verpflichtungen zur Mild —

thaͤtigkeit , zur Unterſtuͤtzung der Duͤrftigen , auf ; auch
dann legt er ſie ihnen auf , wenn ihr Einkommen nur

maͤßig iſt , und ihnen fuͤr den eigenen Unterhalt Spar —
ſamkeit zum Geſetze macht . — Im Weſentlichen ſcheint
mir das Anerkenntniß von allem dem , was ich gefagt ,
auch dem Entwurfe der zwehyten Kammer zum Grund

zu liegen , indem er einerſeits den Beytrag der Orts⸗

geiſtlichen und Schullehrer auf die auſſerordentlichen
Beduͤrfniſſe der Gemeinde beſchraͤnkt , und anderſeits
den Abzug der ſo genannten Competenz zugeſteht .
Wenn nun dieſe Competenz von resp . Zoo wmd boo f .
wirklich in Abzug gebracht wird , ſo wird von ſehr vie —
len Pfruͤnden gar kein Abzug Statt finden duͤrfen ,
weil ihr Einkommen das Maaß dieſer Competenz nicht

erreicht , oder wenigſtens nicht uͤberſteigt , und auch
bey den meiſten andern wird der Beytrag gewoͤhnlich
nicht ſehr bedeutend ausfallen . Um ſo leichter koͤnn —
ten , ſcheint es mir , die betreffenden Gemeinden einen
ſolchen Beytrag , wie bisher , auch kuͤnftig vermiſfen ;
dagegen erſcheint es von hoher , allgemeiner Wichtig —
keit ( und hierauf moͤcht ich die Aufmerkſamkeit vor —

zuͤglich richten ) daß die Anlaͤſſe zu Colliſſionen und

Zerwuͤrfniſſen zwiſchen den Seelſorgern und ihren Ge —
meinden wegen zeitlicher Intereſſen nicht vermehrt ,
ſendern moͤglichſt verhuͤtet werden . Mancherley nach⸗
theilige Reibungen und Spannungen wåren faum verz
meidlih , wenn irgend eln , von der Gemeinde auszu⸗
mittelnder , Beytrag der Ortsgeiſtlichen zu den Ge -

meindeumlagen ſtatuirt wuͤrde. Der gehåffigen Činz

wirfungen von Gunſt und Ungunft mwil ih [hies nur

obenhin erwaͤhnen.
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In Anſehumz der Kriegskoſten hat es jedoch ein

eigenes Verhaͤltniß , und hier finde ich nichts einzu —

menden , daf , eg bey der Beftimmung deg §. 71 yer -

bleibe , Denn Der Krieg ift ein Unglůd von der Art ,

daß gewiß jeder Geiftliche ohne Widerrede feinen Theil

mittrågt , Da e8 ohnehin vorzůglich feines Berufes ift ,
mit den Trauernden zu treuern , mit den Weinenden

zu weinen , menſchliches Elend zu lindern , und Noth —
leidenden unter die Arme zu greifen .

Fuͤr die Freybelaſſung der Schullehrer ſprechen

aͤhnliche Gruͤnde , wie fuͤr die der Ortsgeiſtüchen . Dazu
kommt , daß ihr Einkommen mehrentheils noch ſo ge⸗

ring , oder doch ſo maͤßig iſt , daß ſie eher im Falle

waͤren , eine Zulage von der Gemeinde zu begehren ,
als etwas an ſie abzugeben . Und wenn auch mit ei —

nigen Schuldienſten eine beſſere Beſoldung verknuͤpft

iſt , ſo kommt in Betrachtung , daß dafuͤr gewoͤhnlich
und mit Recht die Forderungen an die Schullehrer um

ſo hoͤher geſteigert werden .

Endlich glaube ich ganz im wahren Intereſſe der
Gemeinden

ſelbſt zu ſprechen , indem ich auch auf die

fernere Freybelaſſung der frommen und milden Stif —

tungen antrage . Alle dieſe Stiftungen ſind heilige

Vermaͤchtniſſe der Vorzeit ; ſie ſind als Heiligthuͤmer der
Menſchheit zu achten , die ganz und ungeſchmaͤlert fuͤr
ihren Zweck erhalten und verwendet , und unverſehrt ,

eher vermehrt als vermindert , von Geſchlecht zu Ge —

ſchlecht der Nachwelt uͤberliefert werden ſollten . Stif —

tungen , deren Beſtimmung nicht auf den Umfang einer

beſondern Gemeinde beſchraͤnkt iſt , gehoͤren nicht die —

ſer , ſondern der Geſammtheit an , von der allerdings

auch die einzelne Gemeinde ein Beſtandtheil iſt . Dieſe

einzelne Gemeinde hat ſchon davon Vortheil , daß die
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Stiftung fch in ihrer Mitte befindet . Die eigentlichen
Ortsſtiftungen aber ſind fuͤr ſich ſelbſt und zunaͤchſt dem

Nutzen der Gemeinde gewidmet . Warum ſollten ſie

noch beſonders beytragen , um die Gemeindelaſt nicht
blos der Aermeren , Unvermoͤglichern , ſondern auch
der Vermoͤglichern und Reichern zu erleichtern ? Daß
uͤbrigens viele Stiftungen gar nicht im Falle ſind , die

Ortsanſtalten zu benutzen , iſt fuͤr ſich ſelbſt klar .

Mein Antrag oder Wunſch geht demnach dahin ,

daf in den § . 71 folgende Abaͤnderung aufgenommen
merde :

„ Davon befreyt ſind die Geiftlichen und Shuls
febrer in Hinficht ibreg ganzen Dienfteinfommeng ”

wie auch alle Stiftungen , mit Ausnahme )der
Krieg8foften ( lit . ) . Yedoh dürfen den Geift -

lichen und Schullehrern auch Durch Beytraͤge zu

dieſen Kriegskoſten ihre Beſoldungen , welche nach

den beſtehenden Geſetzen und Ordnungen ihre Com⸗

petenz bilden , nicht geſchmaͤlert werden . “

Mit der reinſten Abſicht unterwerfe ich dieſen
Wing deſſen Erfuͤllung ich fuͤr ein gutes Werk an⸗

ſehe , das noch die ſpaͤteſte Nachwelt ſegnen wuͤrde ,

Ihrer Pruͤfung und Erwaͤgung . Treten Sie demſel —⸗
ben billigend bey , ſo mache ich den weitern Antrag ,

ihn als einen wohlbegruͤndeten Wunſch dieſer hohen

Kaͤmmer der zweyten mitzutheilen .

Nebel tritt diefem Antrage in Beziehung auf die

Stiftungen bey .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein

aͤußern die Beſorgniß , daß die Gemeindeordnung
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nicht ſobald zu Stande kaͤne , wenn dieſer Wunſch
der zweyten Kammer mitgetheilt wuͤrde .

Frhr . p. Tuͤrheim : Ich kann dem Antrage des

Herrn Bisthumsverweſers nicht beytreten ; auch ich

darf hier das Intereſſe der Geiſtlichkeit vertreten , und

ich bitte , es als meine feſte Ueberzeugung , und nicht
als eine affectirte Wendung anzuſehen , wenn ich gerade

aus dem Geſichtspuncte des eigenen Intereſſe des geiſt —
lichen Standes aufrichtig wuͤnſche , daß dem Antrage
keine Folge gegeben werde , wodurch auf denſelben das

Gehaͤſſtge eines auffallenden Privilegiums gewaͤlzt

wuͤrde , ohne daß das Object daſſelbe verlohnte , indem

bereits ausgeſprochen iſt , daß die geſetzliche Competenz
in jedem Falle ſteuerfrey bleibt , und alſo nur das nicht

zur Nothdurft gehoͤrige Reſiduum , welches ſelten von

Belang iſt , dem allgemeinen Geſetze der Beſteuerung

unterliegt . Wenn man das angefuͤhrte Motiv , daß

man die Geiſtlichen in keine Beruͤhrung zeitlicher In —

tereſſen mit ihren Gemeinden bringen ſolle , geltend

machen wollte , ſo wuͤrde daraus nur die Folgerung

abgeleitet werden , daß man ihnen ihre Guͤter nehmen ,
und ſie auf Geldbeſoldung ſetzen muͤſſe, was ihnen woht

ſchwerlich zuſagen wuͤrde .

Was die Schullehrer betrifft , ſo hat der Grund ,

daß ſie in der Regel ſchlecht beſoldet ſeyen , hier kein

Gewicht ; denn da auch ihnen eine Competenz frey

bleibt , ſo trifft die Beytragspflicht nux jene , auf welche

dieſes Motiv keine Anwendung findet .

Rege Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein ?

So febr er die Gefinnungen verehre , woraug der An -

trag des Herrn Bisthumsverweſers gefloſſen , ſo muͤſſe

er doh Nameng der Regierung fich dDemfelben wider
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ſetzen . Die Regierung koͤnne und werde , der Folgen

wegen , nicht zugeben , daß der Grundſatz der allgemei —
nen und gleichfoͤrmigen Beſteuerung durch Ausnahmen

zu Gunſten einzelner Staͤnde oder Individuen , durch —

loͤchert oder untergraben wuͤrde . Auf die Guͤter , welche
die weltlichen Staatsdiener als Beſoldungsſtuͤcke be —

nutzen , ſeyen der allgemeinen Beſteuerung ſowohl fuͤr
den Staat , als für die Gemeinden unterworfen . Die

Steuer zahle entweder der nutznießende Diener , oder ,

Namens ſeiner , die Domaͤnenkaſſe des Staats .

Frhr . v. Weffenberg : Der Grund , marum ih
blog darauf angetragen , daf mein Antrag zwar in die

Fafung deg Şe 71 aufgenommen , aber Doch nur alg

Wunfh an die zweyte Kammer gebracht werde , liegt

vorzüglich darin , daf eg fùr feinen Fall weder in der

Gefinnung der Geiflichfeit , wovon hier zum Theil die

Rede it , noh der meinigen liegen fónnte , ein Hin -

derni zu werden , daf die Gemeindeordnung nicht fo -
bald ing Leben trete , alg eg der Wunfch deg grogen

Publicums iſt .

v. Rotteck : Ich wuͤrde dem Antrage des Herrn

Bisthumsverweſers beyſtimmen , wenn nicht der im

Allgemeinen ungerechte Grundſatz durch die Ausnahme
eines Theils der darunter Begriffenen fuͤr die Uebrigen

deſto haͤrteer wuͤrde , und zwar abermals namentlich

fuͤr die Aus maͤrker , welche durchaus keine Schul —

digkeit haben , zur Erleichterung der Pfarrer und

Schullehrer einer ihnen fremden Gemeinde auch nur

das Mindeſte weiter zu bezaählen .

Frhra v. Weſſenberg : Ich bin weit entfernt ,



—

516 Protokoll der Erſten Kammer .

eine Steuerfreyheit in Anſpruch zu nehmen . Xn fös

fern die Geiſtlichen und Schullehrer , als Staatsbuͤr —

ger , in Betrachtung kommen , entrichten ſie alle Arten

von Steuern , die directen und indirecten , und neuer —

lich auch die Beſoldungsſteuer . Aber in Hinſicht der

Gemeinden erſcheinen ſie als die erſten Diener derſel —

ben ; ihre bisherige Freybelaſſung von den Gemeinde —

umlagen macht einen Theil ihrer Beſoldung aus . Ue —

brigens iſt es allerdings richtig , daß der ihnen ange —

ſonnene Beytrag gewoͤhnlich nicht bedeutend ſeyn duͤrfte ,
wenn anders aller Orten nach Recht und Billigkeit

verfahren wird . Aber der Hauptgeſichtspunct , der mich

bey meinem Antrage geleitet hat , iſt nicht das Geld —

intereſſe der Geiſtlichkeit , ſondern das allgemeine In —

tereſſe , ſolchen Colliſionen und Zerwuͤrfniſſen zwiſchen
den Gemeinden und ihren Seelenhirten vorzubeugen ,
die auf das Verhaͤltniß , das zwiſchen ihnen gewuͤnſcht
werden muß , ſtoͤrend einwirkt . Auffallend muß es

uͤbrigens immer erſcheinen , daß die Staatsdiener , die

in einer Gemeinde leben , ſelbſt die Beſtbeſoldeten , und

ſo auch die Staatspenſioniſten zu den Gemeindeumlagen

nichts beytragen , waͤhrend die Ortsgeiſtlichen und

Schullehrer dazu angehalten werden ſollen . Was end —

lich insbeſondere die Stiftungen betrifft , ſo ſcheint es

mir klar , daß , was auf der einen Seite ihnen durch

Gemeindeumlagen genommen wird , auf der andern

Seite fuͤr den Zweck der Stiftungen , mithin fuͤr das

Wohl der Geſammtheit oder der einzelnen Gemeinde ,
verloren geht ,

Zachariaͤ : In dem Grundſatze , daß man die

Geiſtlichen und die Schullehrer moͤglichſt gut zu ſtellen

habe , bin ich mit dem hochwuͤrdigen Herrn Bisthums -
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verweſer vollkommen einverſtanden . Stellt man dieſe
Maͤnner ſchlecht , ſo werden ſich , zum großen Nachtheile
der Volksbildung , die beſſeren Koͤpfe und jungen Leute

aus den gebildeteren Staͤnden nicht leicht fuͤr dieſen ſo
wichtigen und ſo ſchwierigen Beruf entſcheiden .

Nur in dem vorgeſchlagenen Mittel kann ich mit

dem verehrten Redner nicht uͤbereinſtimmen .
Ein jedes Beſitzthum muß am Ende in den jedes —

mal herrſchenden Meinungen und Rechtsbegriffen ſeine
Grundlage haben . Wollte man nun dermalen das

Vermoͤgen der Kirche von der Beytragspflichtigkeit zu
den oͤffentlichen Laſten befreyen , ſo muͤßte man entwe -

der zu Rechtsbegriffen feine Zuflucht nehmen , die einer

laͤngſtvergangenen Zeit àngehóren , oder man můfte
dag Vermógen der Kirche für einen Theil des Staats -

vermõgeng erfláren , welcher får eine gewiſſe Art der

Staatsausgaben beſtimmt waͤre .

Auch das kann ich nicht einraͤumen , daß durch
Vorrechte dieſer Art die Achtung fuͤr den geiſtlichen
Stand erhoͤht werden koͤnne . Nicht durch Vorrechte
kann dieſer Stand in unſerer Zeit gehoben werden ;

durch perſoͤnliche Wuͤrde muͤſſen ſich die Maͤnner dieſes
Standes vor andern auszeichnen . Ich wuͤrde es ſogar
gerathen finden , Daf ſie auf die ſogenannte congrua

verzichteten . i

Uebrigens zweifle ich auch , ob, unſerer Verfaſſung
nach , die eine Kammer der andern einen blogen Wun feh
mittheilen fann .

Hebel : Zd får meine Perfon habe mih im -

mer dabey beruhigen zu koͤnnen heglaubt, daß zwiſchen
Staatsdienern und Geiſtlichen , zum Nachtheil der letz —

tern , kein Unterſchied gemacht werde ; im Gegentheil
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die Staatsdiener haben nicht einmal Antheil an einer

Congrua .

Wenn aber von dem Herrn Regierungscoemmiſſaͤr
geſagt wird , daß Staatsdiener , welche Gefaͤlle bezie ,

hen , dieſe zum Theil ſelbſt verſteuern , zum Theil ſolche

bón der Staatskaſſe verſteuert wuͤrden , ſo ſehe ich

nicht ein , warum nicht ebenfalls fuͤr diejenigen Landes —
theile , wo der Staat die Kirchenguͤter eingezogen hat ,
das Naͤmliche gelten ſolle .

Auf die vom hohen Pråfidium gehaltene . Um -

frage crflárte fich die Kammer ( mit Ausnahme von 2

Stimmen ) x

gegen den Vorſchlag des Frhrn . v. Refin berg ,

und einhellig ( gegen den Hofrath v. Rotteck )

fuͤr die Annahme des F. 74 , nach dem Commif -

ſtonsberichts antrage .

Hiermit wurde die Sitzung geſchloſſen .

Zachar iaͤ

b. Rotted :

Beyage Ziffer i37 :

Unterzeichneter gibt ſich die Ehre , anzuzeigen , daß
er ſeine fruͤhere Motion , die Verwandlung der jaͤhr⸗
lichen Entſchaͤdigungen fuͤr entzogene grundherrliche
Gefaͤlle in Rentſcheine au porteur zu wiederholen ge —

ſonnem iſt .

Karlsruhe , den W . December 1822 .

Tuͤrkheim .
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Karlsruhe den 24 . Dec . 1822 .

Gegenwaͤrtig :
Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :

Sr . Hoheit , des durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn
Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,

der Herrn Staatsminiſter Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

des Herrn Generallieutenants v. Schaͤffer ,

des Herrn Oberhofmarſchalls , Frhrn . v. Gahling ,

des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
deg Herrn Staatsraths , Frhrnv . Baden ,

deg Herrn Staatsraths , Frhrn . v. Zyllnhardt , und

der Frhrn . v . Gemmingen - Steinegg und Treſch —

klingen .

Weiter anweſend ;

Der Herr Reg. Commiſſaͤr , geh . Ref , Frhr . ve Lie -

benficin .

Protofoe der 1. Kammer . zr Hd, 37
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Unter dem Vorſitz Sr . Durchlaucht , des erſten

Vicepraͤſidenten , Herrn Fuͤrſten v. Fürſtenberg .

Von dem hohen Praͤſidium aufgefordert , be —

gruͤndete der Staatsrath Frhr . v. Tuͤrkheim ſeine

Motion wegen Berwandlung der fåhrlihen Entſchaͤdi⸗

gungen fuͤr entzogene grundherrliche Gefaͤlle in Ren —

tenſcheine au porteur mit folgendem ;

Die Motion , welche ich angezeigt habe , und zu

deren Begruͤndung ich aufgefordert bin , iſt die naͤmliche ,

welche ſchon in der Sitzung vom Aten Auguſt 1820 von

mir ausgefuͤhrt worden iſt ; ich darf mich daher auf

dasjenige berufen , was damals uͤber dieſen Gegenſtand

geſagt wurde , ohne mit deſſen Wiederholung beſchwer —

lich zu fallen .

Dwar hatte jene Motion im Fahr 1820 feine tvei -

tere Folge , alg daf die dee einer Berwandlung der

jaͤhrlichen Entſchaͤdigungsrenten in verzinsliche Obliga —

tionen oder Rentenſcheine au porteur , der Regierung

empfehlend zur Beruͤckſtchtigung vorgelegt wurde ; allein

ſeither iſt ſte in die Verhandlungen mit den Grund -

herrn uͤber die endliche Feſtſetzung ihres kuͤnftigen Rechts —

zuſtands unter die denſelben , gegen Verzichtung auf die

Gerichtsbarkeit , angebotene Zugeſtaͤndniſſe , aufgenom —

men worden , und dieſer Umſtand gibt dem Vorſchlag ,

nach meiner Anſicht , im gegenwaͤrtigen Augenblick ein

neues Intereſſe .

So zweifelhaft es naͤmlich iſt , ob die Verhandlun —

gen mit den Standes - und Grundherren noch vor dem

Schluß des gegenwaͤrtigen Landtags ihre Erledigung er—⸗

halten werden , und ſo wenig es hier an ſeinem Ort ſeyn

wuͤrde , zu eroͤrtern , welchen Gang die Regierung in

dem Fall , daß ſolches nicht mehr moͤglich werden ſollte ,

in dieſer Angelegenheit nehmen werde , ſo laͤßt ſich doch
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nicht laͤugnen , daß wenigſtens eine eventuelle Aeuße —

rung der Staͤnde auf dem gegenwaͤrtigen Landtag uͤber

diejenigen Puncte wuͤnſchenswerth waͤre , welche in je⸗
dem Falle ihre Mitwirkung erfordern .

Unter dieſe Punecte gehoͤrt neben andern auh nas

mentlich die in Vorſchlag gebrachte Ausfertigung von

Rentenſcheinen , und ich glaube , es wird eben ſo ſehr
zur Befoͤrderung des endlichen Abſchluſſes úber die

ſtandes - und grundherrlichen Verhaͤltniſſe ſelbſt , als

zur einſtweiligen Beruhigung der dabey Betheiligten
dienen , wenn die Regierung und die Kammern Anlaß
erhalten , ſich einſtweilen daruͤber auszuſprechen .

Die Mitglieder dieſer hohen Verſammlung , welche
unter jene Betheiligten gehoͤren , haben dieſer Tage von

Neuem bewaͤhrt , daß ſie in Angelegenheiten , welche
das Wohl des Allgemeinen , oder das Intereſſe anderer

Claſſen betreffen , nicht aufhaltend in den Weg treten ,
weil die Erledigung ihrer Angelegenheit noch nicht vor —

aus zu beſtimmen iſt ; aber es wird ihnen zur Ermun —

terung in dieſer Handelsweiſe dienen , wenn ſich eine

Gelegenheit gibt , ihnen zu zeigen , Dafi eg auch mit Ieg -
terer Ernft if .

Leichter fann man ihnen dief niht beweifen , alg

durch guͤnſtige Aufnahme des gegenwaͤrtigen Antrags ,
welcher , wie ich ſchon fruͤher gezeigt habe , dem Intereſſe
des Staates eben ſo ſehr , als jenem der zu entſchaͤdi —
genden Gefaͤllbeſitzer entſpricht , und deſſen Realiſtrung
daher nicht ein Opfer , das man ihnen bringt , ſondern
nur ein Zeichen iſt , daß an die Realiſirung deſſen , was

in den mit ihnen gepflogenen Verhandlungen zugeſichert
wurde , wirklich gedacht wird .

Ich wiederhole daher meinen im Jahr 1820 gem
ten Antrag .

T ü aaaa



Protofolle der Erien Kammer .

Die Motion murde von den Frýrn . V. Fallens

fein , v. Gemmingens Prefened und V. Horns

fein , fo wie von Gr . Durhlauht , dem Herrn Für -

fien v. Löwen ficin mterftůgt , worauf die Kammer

“ befhtof :
dieſelbe in einer Vorberathung in Erwaͤgung zu

ziehen .

Dag hohe Pråfidium legte Hierauf cine Mittheiz

lung der zweyten Kammer vor , wonach Diefelbe der

Bitte um einen Gefegentwurf in Betreff der Dauer der

landſtaͤndiſchen Eigenſchaft eines Abgeordneten ihre Zu —

ſtimmung ertheilt hat ;

Beylage Ziffer 138 . ( ungedruckt ) .

Beſchluß :

Dieſe Bitte nunmehr dem hohen Staatsminiſte —

rium mitzutheilen .

Sodann wurde die Discuſſion úber die Gemein -

deordnung fortgeſetzt .

S; Lae

v. Rotted : Jh fann niht umhin , zu bemerfen ,

daß die Rechtswidrigkeit der in den vorigen 808. aufge —

ſtellten Grundfaͤtze uͤber die Gemeindeumlagen , auch

auf den vorliegenden §. 72 . und auf alle folgenden ,

ſeine verwirrende Wirkung aͤuſſere . Wir haben die

nichtbuͤrgerlichen Einwohner als pflichtig erklaͤrt , zu

den Gemarkungs beduͤrfniſſen beyzutragen , waͤhrend

ſie doch in der Eigenſchaft als bloße Einwohner

durchaus nichts mit der Gemarkung zu ſchaffen ,

wohl aber eine natuͤrliche Verpflichtung zu Beytraͤgen

fuͤr Gemeindsbeduͤrfniſſe , weil deren Befriedigung
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auch ihnen zu gute kommt , haben . Wir haben fie

alſo mit den Ausmaͤrkern in eine Claffe gewor -

fen , von welchen ſie doch nach allen Reichsverhaͤltniſſen

weſentlich verſchieden ſind . Sie gehen alſo frey

aus , da , wo ſie zahlen ſollten , und muͤſſen zah —
len , wo ſie nichts ſchul dig ſind . Im vorliegenden Fen
aber wird zwiſchen Ein wohnernund Ausmaͤrkern ,
die man ungerecht genug als genau der naͤmlichen

Verpflichtung unterliegend erklaͤrt hat , nun doch wie —⸗

der eine Rechtsungleichheit ſtatuirt , und zwar

zur Ungunſt der Ausmaͤrker , die ohnehin ſchon dher

die Gebuͤhr bedruͤckt ſind . Um die nichtbuͤrgerlichen
Einwohner bey Kriegsleiſtungen , von welchen ſie ganz

zu befreyen , freylich allzu auffallend geweſen waͤre —

ing Mitleiden ziehen zu koͤnnen , hat man ſich genoͤthigt

geglaubt , auch die Ausmaͤrker , weil man einmal

jene dieſen gleichgeſtellt , zu denſelben Laſten , und

in demſelben Verhaͤltniſſe beyzuziehen , und

jetzt will man doch dieſe Auſsmaͤrker von der Ver⸗

tretung , oder von dem Recht des Mitſtimmens
bey den Verhandlungen uͤber ſolche Laſten aus ſchlie —
ßein , obſchon man den nichtbuͤrgerlichen Einwohnern
( ſogenannten Ehrenbuͤrgern ) das Recht zuſpricht , durch

eigene Deputirte bey ſolchen Verhandlungen zu

erſcheinen . — Ich verlange , daß man entweder die

Ausmaͤrker gheichfalls berufe , oder daß man auch
die nichtbuͤrgerlichen Einwohner aus ſchließe . Oh —

nehin iſt ihr Beyzug bey Ermanglung richtiger Prin —
cipien fuͤr die Vertheilung der Laſt , bald zwecklos , bald

gefaͤhrlich Zwecklos , wenn ihrer ſo wenige ſind , daß
die einzelne Stimme , die ſie etwa fuͤhren , zur

Wahrung ihres Intereſſes , wie der F. ſich ausdruͤckt ,

zu ſchwach iſt ; gefaͤhrlich , wenn ihrer ſo viele ſind ,
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daf ihre mehreren Stimmen ’ — etwa durch perfönlichen

Einfluß verſtaͤrkt — die Aufſtellung von ungerechten

Vertheilungsnormen durchzuſetzen vermoͤgen .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Die Gruͤnde , aus welchen

die Beyziehung von Deputirten der Ausmaͤrker in die —

fem Ş- nicht eben fò angemefen gefunden wurde , wie

die Zulaſſung von Deputirten von nichtbuͤrgerlichen

Einwohnern , ſind in den Verhandlungen der zweyten

Kammer ausgefuͤhrt . Sie haben auch unſere Commiſ —

ſion zur Beypflichtung geſtimmt , und beſtehen im We⸗

ſentlichen darin , daß die entferntern und zerſtreutern

Ausmaͤrker nicht , wie die nichtbuͤrgerliche Einwohner

deſſelben Ortes , unter ſich in Verbindung ſtehen , und

daher auch nicht wohl Deputirte zur Vertretung eines

gemeinſchaftlichen Intereſſe aufſtellen koͤnnen . Dagegen

iſt auf eine andere Art fuͤr ihre Sicherſtellung gegen

Beeintraͤchtigung geſorgt . In dem 6. 203 . deg Ent -

wurfes der Regierung , welcher uns im zweyten Theil

vorgelegt werden wird , iſt naͤmlich verordnet , daß ih —

nen die Berechnung , auf welche ſich ihr Beytrag

gruͤndet , zur Einſicht vorgelegt werden muß . Auf dieſe

Art koͤnnen ſie ihr Intereſſe ſicherer wahren , als durch

Wahl eines Deputirten .

v. Rotteck : Ich kenne die Verhandlungen der

zweyten Kammer uͤber dieſen Punct ganz wohl . Iſt

aber das Recht der Ausmaͤrker hinreichend gewahrt

durch Einſicht der Rechnungen , ſo wird es auch das

Recht der nichtbuͤrgerlichen Einwohner ſeyn . Ue —

brigens ſind die Schwierigkeiten der Beyziehung nicht

unuͤberſteiglich , und Jeder , den man etwa durch das

Loos , oder wie immer ſonſten herbeyruft , wird als
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Genoͤſſe der Intereſſen aller uͤbrigen ein ziemlich zu —

verlaͤßiger Vertreter ſeyn . Werden von beiden Claſ —

ſen ſolche Vertreter beygezogen , ſo moͤgen ſie ihr

ohnehin meiſt gemeinſchaftlich es — Intereſſe wirk —

ſamer wahren , als wenn nur von einer allein . Ich
wiederhole meinen Antrag : entweder man rufe auch

Ausmaͤrker in den Ausſchuß , oder man ſchließe auch

die bloßen Einwohner aus . Warum ſollen die Aus

maͤrker akle in von dem natuͤrlichen und conſtitu —
tionellen Recht der Abgabenbewilligung ausgeſchloſſen
ſeyn ?

Der Frhr . v. Weſſenberg erklaͤrt ſich fuͤr diefe
Anſicht .

Nuf die von dem hohen Praͤſtdium gehaltenen

Umfrage wurden die v. Rotteck ' ſchen Vorſchlaͤge

gegen zwey Stimmen verworfen , und dagegen die

der Commiſſion angenommen .

Der

wird nach kurzer Erlaͤuterung durch den Berichtserſtat —
ter angenommen

§. 74

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein ,
ſchlagen den Beyſatz vor „fuͤr die Gemeindsbedauͤrfniſſe “
da ſonſt zum Nachtheil der Standes⸗ und Grundherrn
ein neuer Umlagsfuß in den Gemeinden koͤnnte ange —
nommen werden

Frhr . v. Tuͤrkheim : Es iſt zwar in dieſem Şen
bereits ausgedruͤckt , und liegt in allgemeinen Rechts⸗

ö M a A E aS n e —— — —
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begriffen , daf die Mitglieder einer Gemeinde nur un -

ter fich , niht zum Nachtheil Dritter , einen , von dem

allgemeinen abweichenden , Umlaggfuf , einfåhren Eóns

nen , indefen Eónnte man żur Befeitigung aller Beforg -

nife auch noch bepfegen , Daf folches eigentlich nur fůr

die Gemeindebedårfnife im engern Ginn , niht får Ge -

markungsbeduͤrfniſſe , Statt finde .

v. Rotteck : Da die Gruͤnde , welche aug den

Haͤnden der Buͤrger in jene von Fremden kommen ,

gleichwohl mitzahlen ſollen wie vorher , fo ift nicht abs

zuſehen , wie jemals eine Gemeinde den Stuf faffen

werde , einen andern alg den dDirecten Gteuerfuf zu bez

obachten , Denn durch Die fen werden ihr auch Frem -

dDe zingbar , alfo Die eignen Mitglieder er -

leich tert . Wenigſtens ſollte man die Erwerber

ſolcher Gründe mitſtimmen laſſen , wenn von

Veraͤnderung des Umlagsfußes die Rede iſt .

Frhr . v. Tuͤrkheim : Daß diejenigen nicht zu den

Gemeindemitgliedern gehoͤrigen Individuen , — Aus —

maͤrker , oder nichtbuͤrgerliche Einwohner , in deren

Haͤnde nach Erlaſſung dieſes Geſetzes Grundſtuͤcke kom⸗

men , welche daher in Zukunft zu allen Gemeindebe —

duͤrfniſſen beytragen ſollen , bey einer Abaͤnderung des

Umlagsfußes mitſtimmen , iſt zu ihrer Sicherung gegen

Beeintraͤchtigung durchaus nicht erforderlich , weil jede

ſolche Abaͤnderung nur dahin wirken kann , ſie zu er —

leichtern , indem ein Theil der Beytragspflicht von den

ſteuerbaren Liegenſchaften auf andere Gegenſtaͤnde uͤber —

tragen wird .

v. Rotteck : Eben darum waͤre wuͤnſchenswerth ,
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daß ſie mehr Stimmen in der Berathung haͤtten ,

daß alſo auch die Ausmaͤrker mitſtimmten . Ohne dieſes

wird ein ſie erleichternder Beſchluß niemals oder ſchwer

zu Stande kommen , die Nicht - Grundbeſitzer werden

immer dagegen ſtimmen . Wenigſtens haͤngt alles vom

zu faͤlbligen Verhaͤltniß der Stimmenzahl in dieſer

oder jener Claſſe ab .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein bemerkt ,

daß , wenn auch die Gemeindebuͤrger und Einwohner

unter einander uͤber einen andern als den directen

Steuerfuß uͤbereins kaͤmen , dennoch die Aus maͤrker

immer nach die ſem Steuerfuß beytragen muͤßten .

v. Rotteck : Ich ſehe in dieſem ganzen Steuerwe —

—
ich es fuͤr unheil bar erachte . Ich kuͤndige hiemit eine

Motion an , um eine Verhandlung deſſelben in separato

zu bewirken .

Der 5. wird hierauf eindellig , mit Ausnahme des

Hofraths v. Rotteck , nach dem Commiſſionsantrage

angenommen .

§. 82 , Der Regierungsentwurf , der nach dem

Commiſſtonsantrage hier einzuſchalten iſt .

Frhr . v. Tuͤrkheim erlaͤutert , wie hier in der

Materie von den Gemeindefrohnden die Wiederherſtel⸗
lung und Vorausſchickung des F. 82 . im Entwurf der

Regierung , eine Folge der , in dem Commiſſtonsberichte
ausfuͤhrlicher vorgetragenen Anſichten , in dieſem Betreff
und der darauf gegruͤndeten Antraͤge ſeye .
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Reg . Com . geh . Refs Frhr . v. Liebenftein ent -

wickelt das Syſtem der Regierung Aber die Gemeindg -

frobnden , wieeg in den KY. 82. und 83 . Deg erften Theitg
und den §§. 206 —- 210 . Deg zweyten Theil deg Gefez -

entwurfg enthalten ift , und legt hierauf auch Dag davon

wefentlich abweichende Gyftem dar , dag die zweyte

Kammer im §. 75 , ihres Entwurfs aufgefelt hat .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein ,
glauben , daf die Gemeindefrohnden bisher ohne alle Be —

ſchwerden geleiſtet worden , und es alſo wohl dabey be —

laſſen werden koͤnne . Durch die neuerlichen Vorſchlaͤge
wuͤrde die Mittelclaſſe , beſonders Tageloͤhner , zu Hart

gedruͤckt, auch wuͤrde ein Ausfall in der Staatskaſſe ent —

ſtehen , der nicht leicht wieder zu decken ſey .

v. Rotteck : Daich mir eben nicht verſprechen darf ,
mit meiner vorlaͤufig angekuͤndeten Motion durchzudrin —

gen , ſo bleibt mein Recht und meine Pflicht unvermin —

dert , an der Discuſſion uͤber die noch vorliegenden 66 .

Antheil zu nehmen , und ſo viel an mir iſt , zur Verbeſ⸗

erung des Geſetzentwurfs beyzutragen . Hiezu bietet

der eben vorliegende F. 75 . einen gelegenen Anlaß . Ich
Habe zwar in dieſer hohen Kammer ſchon oft und viel

von Frohnden geſprochen ; wenn ich aber ſonſt Ihre
Geduld vielleicht ermuͤdet habe , mit jenem , was ich
gegen die Frohnden redete , ſo wird mir um ſo eher
vergoͤnnt werden , auch einmal fuͤr dieſelben zu ſprechen ,
wie ich nun wirklich zu thun bewogen bin .

Die Conſequenz meiner Principien auch beh ſolcher

veraͤnderten Tendenz zu bewaͤhren , wird hinreichend
ſeyn , einmal genauer zu beſtimmen , welchen Begriff
ich mit Gemeindsfrohnden verbinde , und zweytens
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zu bemerfen , Daf gar oft ein Uebel zum Guten wer -

de , wenn es naͤmlich als Heilungsmittel eines

noch groͤßern Uebels erſcheint . Und dieſes iſt
nun allerdings der Fall bey den Gemeindefrohn —
den , beſonders , wenn man , wie ich thue , die Ver —

pflichtung zu denſelben aus der bloßen Eigenſchaft eines

zur Gemeindegeſellſchaft als Mitglied Verbundenen ,
oder eines an den Vortheilen dieſer Geſellſchaft Theis

nehmenden ableitet , nicht aber aus einer knechti⸗

ſchen Verpflichtung gewiſſer Claſſen oder Beſitzer ge —

gen Die Übrige Gemeinde ,

Um nun die Gemeindsfrohnden ald Heilmittel
eines Uebels darzuſtellen , muß ich zuvoͤrderſt dieſes
Uebel ſelbſt bezeichnen . Es iſt ſolches naͤmlich das bis

jetzt von der hohen Kammer fuͤr Gemeindslaſten
aufgeſtellte Syſtem , wornach nicht die Perſon , ſon —
dern blos die Realitaͤten zu deren Tragung ver —

pflichtet werden .

Nach dieſem , in ſeinem innerſten Grunde , wie ich
mit Ueberzeugung behaupte , durchaus verwerflichen

Syſteme iſt ausgeſprochen worden , daß der reichſte

Capitaliſt , und welchem vielleicht ein Dritttheil der Ge —

markung als Hypothek fuͤr ſeine ausgeliehenen Gelder

verſchrieben iſt , ohne Unterſchied , ob er durch ſchwel —

geriſche Genuͤſſe die ihn umgebende Armuth verhoͤhnt ,
oder aber , mit engherziger Kargheit lebend , ſeinen
Mammon durch Leihen auf Pfaͤnder noch taͤglich mit

Opfern der Noth vermehrt , daß dieſer Ueberreiche ,
alle Wohlthaten des Gemeindeverbands , alle Local —

anſtalten , alle Sicherheit und Annehmlichkeit des Le —

bens fuͤr ſich und ſeine Familie ohne Einſchraͤnkung

genießende Einwohner — vorausgeſetzt , daß er nicht
in einem eigenen Hauſe , ſondern blos zur Miethe

wohnt — nichts , gar nichts in die Gemeindekaſſe
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zahlen , nichts,durchaus nichts weder zur Poli —

zey , noch zur Schule , noch zur Kirche , noh gur Yr -

menverſorgung beytragen duͤrfe , waͤhrend die ihm ver —

ſchuldeten Buͤrger , welche doch ſchon durch Hingabe

ihres Antheils am Gemeindegut zur Beſtreitung der

Gemeindebeduͤrfniſſe ihre Schuld breyi manu entrichtet
haben , und die Gruͤnde , deren Eigenthuͤmer oft
kaum das ſchwarze Brot fuͤr ihre Kinder aufbringen ,
ja , waͤhrend ſelbſt die oft gleich armen Ausmaͤrker

—die etwa durch Erbſchaft oder ſonſt zufaͤlligen Er —

werb ein an den Banngrenzen gelegenes Stuͤckchen

Feld uͤberkamen — mit in die Gemeindekaſſe ſteuern

muͤſſen , woraus beſtritten wird , was den reichen Einwoh —

nern zum Vortheil gereicht .
Nach demſelben Syſteme zahlen auch diejenigen

Einwohner , welche etwa von Guͤtern , die in andern

Gemarkungen liegen , und daſelbſt etwa ganz oder

zum Theil gefreyt , oder wohl auch gar keiner Ge —

markung zugetheilt find , reiche Renten beziehen , gleidh -

fals nicht in die Gemeindefafe der Stadt , worin

fie leben , und alle : Gemeindevortheile geniefen . Bez

figen fie etwa ein Haug in der Gtadt , fo werden fie

mar wegen Diefes Haufeg , alfo nur inder Eigen -

ſchaft als Hausbeſitzer , niht aber in jener alg

Einwohner , einen Eleinen Beptrag entrichten , ihr

uͤbriges Vermoͤgen kommt nicht in Anſchlag .
Nach demſelben Syſtem endlich gehen auch die

hoͤchſtbeſoldeten Sta ats beamten und Penſioni —
ften ic frey aug pon der Zahlung zu allem dem , was

fie mitgeniefen „mie jeder eigentliche Gemeindebårger :
Ja , alle diefe Reichen und Ausgezeichneten und Wohl —⸗

habenden genießen nicht nur gleichmåfig mit den ge -

meinen Buͤrgern alle Vortheile des Gemeindeverbands ,
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ſondern ſie behaupten noch bey den meiſten den Vor —

zug und Ehrenrang , und manche Anſtalten — wie

die ſorgfaͤltige Reinhaltung und Beleuchtung der Straßen ,
die ſchoͤnen Spaziergaͤnge und uͤbrigen Anlagen zum Ver —

gnuͤgen , die Geſundheitsanſtalten u. ſ. w. — werden meiſt
ihretwillen , oder doch ihretwillen beſſer und ſplendider ,

gemacht und unterhalten , als eg der blog gemeinen Bir -

ger willen gefchehen wårde . Und fie zahlen gleichwohl
får alleg diefeg nitg und wieder nihts . Xa ,
fie werden auch in alle Zutfunft nihtg zahlen daz

für ; denn obſchon der §. 74 die Auffelung eines an -

dern Umlagsfußes als jenen des directen Steuercapi —
tals den Gemeinden erlaubt , ſo moͤgen jene Claſſen
ſicher genug ſeyn , daß nicht zwey Drittel der Stim —

men ſich vereinigen werden , etwas Ihnen Mißbeliebiges
zu beſchließen . Gar viele Stimmen in der Gemeinde

ſind abhaͤngig von ihnen , die ihrer Schuldner , ihrer
Clienten , ihrer Amtsuntergebenen u. ſ. . , und Vielen

raͤth auch eigenes Intereſſe die Beybehaltung der

directen und Grundbeſteuerung . Sollte ſelbſt die

Haͤlfte der Buͤrger durch fortwaͤhrenden Druck verarmen ,

ſollten ihre Grundſtuͤcke ins Eigenthum von Fremden
kommen , dennoch wuͤrde das Steuerſyſtem nicht abge —
aͤndert werden . Im Gegentheile , alsdann beſtuͤnde ein

neues Intereſſe , es fortzuerhalten . Denn nach dem

geſtrigen Beſchluſſe der hohen Kammer bleiben die an

Fremde veraͤußerten Gruͤnde tributpflichtig der Ge —

meinde , deren Buͤrgern ſie fruͤher gehoͤrten . Diefe Frem -
den werden alfo in Bufunft mitzahlen an den „ © es
nůffen und Annehbmlihteiten deg Lebeng, ”
welche die augerlefenen Einwohner der Gtadt fonach
immer umfon fi erhalten , Aie jegt wirtlich im Befit
von Bürgern befindlichen Realitáten bleiben , was immer

n aa
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fuͤr ein Wechſel des Beſttzes in Zukunft eintrete , fuͤr
und fuͤr verpfaͤndet fuͤr die Unkoſten der den nicht —

buͤrgerlichen Einwohnern zufließenden Genuͤſſe .

Nach dieſem durch die bisherigen Beſchluͤſſe auf —

geſtellten Syſtem erſcheint die Gemeinde , welche nach

ihrem natuͤrlichen Begriff eine Vereinigung von Per —

ſonen zu wechſelſeitiger Befoͤrderung ihrer gemein —

ſchaftlichen Lebenszwecke iſ , verwandelt in einen In⸗

begriff von Grundſtuͤcken , welche verhypo —

khecirt ſind ürdie ie nd e —

quemlichkeiten der Perſonen , die ſich in —

nerhalbihrer Grenzen aufhalten . Die Per —

ſonen , welchen die Gemeindeanſtalten zu gut kommen ,

zahlen nichts daran ; nur die Grundſtuͤcke tragen
die Laſt , und die Per ſo nen haben nie in der Eigen —

ſchaft als Buͤrger oder als Genießende , ſondern
los als Inhaber von Grundſtuͤcken eine Bep -

ſteuer zu leiſten .

Dieſes widernatuͤrliche Syſtem nun einigermaßen

zu heilen ‚ d. h. das von ihm abfließende Unrecht zu

mindern , dazu bieten die Gemeindefrohnden noch
Reinen letzten Weg . Unter Gemeindefrohnden verſtehe

ich naͤmlich den , unter die Mitglieder der Gemeinde mit

Inbegriff der nichtbuͤrgerlichen Einwohner in capita oder

in Familien zu vertheilenden , Dienſt , welcher ſonach
als reinperſoͤnliche , aus dem Geſellſchafts —

verhaͤltniß entſtehende , Verpflichtung im Gegenſatz
der , auf den Gruͤnden vermoͤge obigen Geſetzes ruhen —

den , Reallaſt erſcheint . Die Beybehaltung und Aus⸗

dehnung ſolches Gemeindedienſtes — wie man

ihn allerdings beſſer benennen wuͤrde , als mit dem nach

dnechtſchaft riechenden Namen Frohnde — wird

wenigſtens einen Theil der mit Unrecht auf die Grund —



NEN SA T A E A EN S A SEE

Zwey und fuͤnfzigſte Sitzung vom M. Dec . 533

ſtucke gelegten Laſt denſelben abnehmen , und den Perz
fonen , welche fie 3u tragen natůrlich fehuldig find , auf
legen ; fie wird wenigkeng einigermafen den Bes

griff einer Gemeinde alg eineg Perfonenyereing ,
ſtatt eines Inbegriffs von belaſteten Gruͤnden

wieder herſtellen . Demnach erlaube ich mir die folgen⸗
den Vorſchlaͤge :

1) Alle oͤffentlichen Anſtalten , zu welchen nicht ei —

gentliche Kunſtfertigkeit gehoͤrt ( alſo ſelbſt der Hand —
langersdienſt bey Auffuͤhrung von Gebaͤuden . ) werden

als Gemeindedienſt verrichtet .

2 ) Die Berpflichtung dazu ruht nicht auf dem Be -

fig einer Gache — }. B . Zugvieh — oder der koͤrper —
lichen Kraft , ſondern auf der Eigenſchaft als Gemeinde —

glied , oder als Theilnehmender an den Gemeindevor —

theilen .

3 ) Der Gemeindedienſt wird nach Haͤuptern oder

Familien der Buͤrger und ſtaͤndigen Einwohner vertheilt ,
alſo , daß jedes Familienhaupt der Reihe nach aufge⸗
fordert , oder überhaupt zu einer gleichen Zahl von

Arbeitstagen , ſeyen es Hand - oder Spanndienſte , wie

jedes Andern verbunden werde .

M Es ſteht Jedem frey , den Gemeindedienſt per —
ſoͤnlich zu verrichten , oder durch einen Stellvertreter

verrichten zu laſſen , oder auch , nach einer beſtimmten
Taxe , an die Gemeindekaſſe zu reluiren .

5) Die Armen ohne Unterſchied ſind von Zug⸗
frohnden , die Armen , welche zugleich kraͤnklich ſind ,

auch von Handfrohnden frey . Ihre Antheile werden

unter die uͤbrigen repartirt .
Die Vortheile , die aus ſolcher Einrichtung hervor —

gehen wuͤrden , liegen deutlich vor . Ich fuͤhre nur an ,
daß

A
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Erſtens dadurch die duͤrftigern Gemeinde —

mitglieder oder Einwohner die Gelegenheit erhielten ,

| ihreſSchuld ans Gemeinde Weſen in Arbeit , anſtatt in

Geld , woran ſte Mangel leiden , zu entrichten , und

To daf die Gemeinde , får die denfelben gefpendete Wohl

| thaten , wenigſtens einigen Erfag befåme .

| Zweytens : Daß auf demſelben Wege auch die ,

| durch das feſtgeſetzte fehlerhafte Syſtem vom Zahlen

befreyten , reichen , nichtbuͤrgerlichen Einwoh —

OE ner , wenigfteng zu einiger Lleiftung angehalten ,

demnach die Ungerechtigkeit jenes Syſtems wenigſtens

in etwas gemindert wuͤrde .

Nach Aufſtellung dieſer allgemeinen Grundſaͤtze

will ich noch , in Bezug auf die Vorſchlaͤge unſerer

Commifſſion , kuͤrzlich bemerken , daß der von ihr

gebrauchte Ausdruck : „ die zur Frohnd Pflichtigen, “

ſich auf das alte Geſetz zu beziehen ſcheint , wornach

der Beſitz von koͤrperlicher Kraft und der Beſitz

von Zugvieh frohndpflichtig macht . Gegen dieſen

Grundſatz muß ich mit Nachdruck mich erheben . Die

Frohnden , die ich will , ſollen auf perſoͤnlicher Ge —

ſellſchaftspflicht haften , nicht auf dem Beſitz

von Zugvieh . Das Vieh , ſo wenig als der Grund ,

ſoll fuͤr die Geſellſchaftslaſt verpfaͤndet ſeyn , ſondern

die Gefelfhaftsglieder und Genoffen folen fie

tragen , Wenn diefeg beliebt wårde , fo fiele auch

die weitere Befimmung im Commiffiongantrage weg ,

wornach die Gemeindefrohnden auh tagirt , und nah

den fúr die briggen Gemeindeumlagen gelten -

den Regeln repartirt werden fónnen . Würde aber

dag alte Frohndprincip angenommen , dann måfte e $

fait : p oefattet, ” heigen : „ awe Pfliht ge -
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macht, “ woruͤber ich mir jedoch die naͤhere Erklaͤrung
vorbehalte .

Frhr . v, Tårfheim : Gegen die fo eben ge -

machten , von alen bigherigen Entwůrfen ganz abwei -

chende , Vorſchlaͤge brauche ich , um, nicht immer wieder

auf Streitgefpråche ohne Ende und opne Refultat gurú -

zufommen , nichts weitereg zu bemerfen , alg daf fie auf

den ſchon fruͤher verworfenen Grundſatz des Redners ,
die Beytraͤge zu den Gemeindebeduͤrfniſſen nicht nach
dem Steuerfuß , ſondern nach Koͤpfen oder Familien zu

repartiren , gebaut find .

Uebrigeng — wenn auch dieg nicht wåre — kann

cine Naturalleifung nur auf diejenigen umgelegt werz

den , welche dag verlangte Object befigen , alfo Bugz

frohnden von Zugviehbeſitzern . Soll diefe Natural -

leitung aber nur Borfhug feyn , und fol fe nachher

durch Geldbeytraͤge ausgeglichen werden , ſo treten hier
die allgemeinen Grundſaͤtze fuͤr die Geldbeytraͤge uͤber —

haupt ein .

Frhr . v . Falkenſtein : In der Regel ſeyen die Ge —

meindefrohnden blos zum Vortheil der Guͤterbeſitzer ; er

frage daher , mit welchem Recht alle Einwohner beygezogen
werden ſollen , da doch nicht alle Vortheile davon haben ,
und da doch bisher der Grundſatz beobachtet worden

ſey , daß nur jene an einer Laſt beyzutragen haben ,
fuͤr welche auf der andern Seite wieder ein directer oder

indirecter Vortheil hieraus erwachſe .

v . Rotteck widerſtreitet dieſe Behauptung , und

fuͤhrt vielmehr andere Frohnden an , die zum Vortheil
aller Einwohner ſeyen , wie zu oͤffentlichen Anlagen

Protokolle der J. Kammer . 3r BÅ, 38
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oder gu Wachen u . f. we Muh fey fein Antrag wegen

der nach Köpfen zu gefchehenden Frohndvertheilung nur

als Heilungs mittel der ungerechten Steuerverthei —

lung gemacht ; er biete einen Weg wenigſtens zu eini —

ger Ausgleichung dar .

Frhr . v . Falkenſtein : Wo zu ſolchen oͤffent—

lichen Anlagen Frohnden geleiſtet werden , da dienen

ſie auch zum Vortheil der Gemeinde ; denn es werden

dadurch reiche Einwohner angezogen . Wollte man aber
alle Einwohner zu derley Laſten beyziehen , ſo waͤre

dieſes fuͤr wohlhabende Einwohner gerade ein Bemwegz

grund , um fich nicht in einer folhen Gemeinde aufzus

palten , wodurch nun der letztern ein —
Nachtheil zugehen wuͤrde .

Hebel glaubt , daß v. Rottecks Vorſchlaͤge ,

wenn ſie auch im Allgemeinen auf die Ehrenbuͤrger

paßten , doch auf die Staatsdiener nicht anwendbar

waͤren , da dieſe ſich ihren Aufenthalt nicht ſelbſt waͤh —

len duͤrften , und wohl ein Staatsdiener , der dreymal

ſeinen Wohnſitz aͤndere , an drey verſchiedenen Orten

zum Ortspflaſtern beytragen duͤrfe , um endlich fein Lez

ben an einem vierten Orte zu beſchließen , wo gar nicht

gepflaſtert ſey .

v. Rotteck bezieht ſich auf ſeinen fruͤhern aus —

fuͤhrlichen Vortrag , worin er die Staatsdiener bis zu

einer gewiſſen Beſoldung von der Beytragspflicht zu

den Gemeindelaſten ausgenommen habe . Derſelbe

Grundſatz moͤge auch bey Frohnden gelten .

v. Kettner entgegnet den v. Rotteckſchen Bor -
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ſchlaͤgen: Die Repartition auf Familien ſetze entweder

gleiche phyſiſche oder gleiche Geldkraͤfte voraus , aus

welchen die zugetheilte Laſt beſtritten werden koͤnne :
da aber der Arme , wie der Reiche , auf ſeinen Kopf
oder die Koͤpfe ſeiner Familie angezogen werden muͤßte ,
ſo liege das hierdurch entſtehende Mißverhaͤltniß nur
zu klar am Tage , wenn man betrachte , daß dem Ar⸗

men , in Vergleichung mit dem Reichen , nicht allein
die Geld⸗ , ſondern auch die phyſiſchen Kraͤfte fehlen ;
denn er habe kein Vieh , mit welchem er die Arbeit

leiſten koͤnne ; das Geld , um ſie zu zahlen , mangle
ihm aber gaͤnzlich; und er , deſſen Kinder das Brot
betteln , koͤnne mit einem Reichen , der 100,000 fl. im
Vermoͤgen hat , und deſſen Familie der des Armen an
Zahl gleich ſeye , nicht in gleichem Maaße in Anſpruch
genommen werden .

v. Rotted : Mein Vorſchlag bezweckt blos , daß
die Reichen wenigſtens etwas zu den Gemeindelaſten
beytragen . Nach dem Syſtem der Commiſſion gehen
ſie ganz frey aus . Die Ungleichheit iſt doch kleiner ,
wenn fie etwas , alg wenn fie nichts leiſten . € g if
diefer mein Antrag auf Bertheilung der Gemeinde -

dienfte nach Köpfen oder Familien nur die zweyte
Linie , in welche ich mich zuruͤckgezogen habe , nach⸗
dem meine erſte , welche dem Rechte vollſtaͤndiger ent⸗
ſprach , durch Ueberſtimmung geſprengt war . Uebrigens
habe ich die Gruͤnde fuͤr eine Vertheilung nach Koͤpfen
in meinem geſtrigen Vortrage entwickelt , und bin

nicht widerlegt worden .

Die Kammer erklaͤrte ſich hierauf einhellig gegen
38 *
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die v. Rotteckſchen Vorſchlaͤge , und fuͤr die Annah —

deg §. 82 des Regierungsentwurfs .

- 73

Frhr . ve TårEHeim wiederholt Eurg die Gründe ,

aug welhen die Commiffion den Vorſchlag ge —

macht habe , den Gemeinden , mwenn fie die Natural -

frohnden ausgleichen wollen , nur den Weg der Tapas

tion und nachtraͤglicher Verguͤtung offen zu lafen , die

Veraccordirung der Arbeiten aber auszuſchließen , und

macht zugleich auf die Bemerkung aufmerkſam , daß es

unbillig waͤre , die Verguͤtung der Fuhrfrohnden allein

zuzulaſſen , ohne daß zugleich auch die Handfrohnden

verguͤtet werden .

‘ Reg . Com . geb . Nef . Frhr . v. Liecbenftein :

Es ſey nicht ſein Beruf , hier die Beſchluͤſſe der zwey —

ten Kammer zu vertheidigen . Doch glaube er , daß

man ihr den Vorwurf der Inconſequenz nicht mit Recht

machen koͤnne , daß ſie nicht nur einſeitig die Fuhr⸗

frohnden aufheben , und die Pflichtigkeit zu Handfrohn⸗

den in der bisherigen Art fortbeſtehen laſſen , ſondern

auf gleiche Weiſe die Fuhrfrohnden auf das geſammte

Steuercapital ausſchlagen und die Handfrohnden unter

alle dazu pflichtigen Gemeindeglieder nach Köpfen Vers

theilen wolle .

Frhr v . Tuͤrkheim : Von einer Juconſequenz
war gerade nicht die Rede . Aber eine Gleichheit iſt

nicht beobachtet , wenn man die gemeinſchaftliche Rech —
nung , in welcher Aie zu fordern Haben , niht aus -

gleicht , und blog bdie befondere Rechnung der vermoͤg⸗

lichern Zugviehbeſitzer zur Ausgleichung bringt .
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Frhr . v. Falkenſtein : Ich muß hier , wie

ich es bereits in der Commifſſion gethan habe , eines

Hauptbedenkens gegen die Umlage der Fuhrfrohnden
auf das Steuercapital erwaͤhnen . Die aͤrmſte Claſſe
der Buͤrger in einer Gemeinde , naͤmlich die Tagloͤhner ,
haben bisher nur die Handfrohnden geleiſtet , weil ſie
in der Regel kein Zugvieh , wohl aber meiſtentheils
einige Grundſtuͤcke beſitzen , die ſie entweder durch An
dere im Lohn bauen laſſen , oder mit der Hand bear —

beiten . Sollten nun die Spannfrohnden nach dem

Steuercapital umgelegt werden , ſo wuͤrden die Tag —
loͤhner doppelt in das Mitleiden gezogen werden , in —
dem ſie einerſeits die bisherigen Handfrohnden fort
leiten , und noch uͤberdieß den fuͤr ihre Realitaͤten

betreffenden Geldbetrag entrichten muͤßten. Dabey ent —

gienge ihnen aber noch insbeſondere der Vortheil , wie —
der etwas an Diefem legtern Betrag abverdienen zu
koͤnnen , ganz , weil ſie kein Zugvieh beſitzen .

Hieraus erhellet wohl klar , daß auf dieſe Weiſe
der Zweck einer gleichen Vertheilung der Gemeinde —

frohnden nicht erreicht , ſondern daß vielmehr eine un —

gerechte Bedruͤckung der aͤrmern Claſſe bewerkſtelliget
wuͤrde .

v . Rotteck : Der zweyte Theil des Geſetzent⸗
wurfes iſt noch nicht angenommen , und kann alſo nicht

maaßgebend bey der gegenwaͤrtigen Berathung ſeyn .
Ich hoffe , man wird nicht die alten Grundſaͤtze we⸗

gen der Frohnden wieder befeſtigen wollen . Nicht die

Grundſtuͤcke , nicht das Zugvieh / ſondern allein

die Menſchen ſind zu Gemeindedienſten pflichtig .
Manches Vermoͤgen ſteht nicht im Steuerkataſter ;
warum ſollte alſo nach dem Maaßſtabe der dlrec⸗

ten Steuer gefrohndet werden ? — Und noch unge —⸗
rechter wåre die Bertheilung nadh) der Bahl deg Zug -
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vtehs , wag mohl allgemein anerfannt und einer teis

teen Erórterung faum mehr bedårftig ift .

Frhr . v, Tårfheim : Die Commiffion hat gez

glaubt , die Theorie mit der Prarig Hier verbinden zu

fonnen , wenn fie den Grundfag feftfegt , dag die Ge -

meinden die Frohnden ausgleichen Fónnen , wenn fie
e $ für angemefen finden , aber niht ausgleichen
muͤſſen .

v. Rotteck : Die Gemeinde iſts ja nicht , welche
beſchwert iſt durch das alte Frohndſyſtem , wohl aber

die Inhaber des Zugviehs . Dieſen nun wird es nie

moͤglich ſeyn , das Frohndſyſtem zu aͤndern , weil ſie

gewoͤhnlich bey weitem die Minderzahl der Gemeinde —

buͤrger , vielleicht unter hundert kaum zehn , ausmachen ,
daher ſollte den Gemeinden nicht geſtattet , ſondern
befohlen ſeyn , einen gerechtern Vertheilungsfuß zu
verordnen . Wie kann man in einem Rechtsſtreit zwi —
ſchen zwey Partheyen die Entſcheidung dem freyen Er —⸗

meſſen der Mehrheit der Intereſſenten uͤberlaſſen ?

Frhr . v. Tuͤrkheim : Wenn es zur Motivirung
einer Anſicht an der Willkuͤhr eines arithmetiſchen Bey⸗
ſpiels genuͤgt , ſo ſage ich eben ſo gut , daß die 90

Zugviehbeſitzer unter 100 Buͤrgern in zwey Drittel

mitſtimmen . Uebrigens iſt ja ſchon geſagt worden , daß
der Entſchließung der Gemeinde blos die Verguͤtung
aller Frohndgattungen mit einander uͤberlaſſen ſeye .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein be —

merkt : Wenn man die Sache recht wuͤrdigen wolle , ſo
duͤrfe man nicht nur einſeitig die Fuhrfrohnden ins

Auge faſſen , ſondern man muͤſſe in die andere Wag —
ſchaale die Handfrohnden legen .
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v. Rotted : Wer eine Spannfrohnd leiſtet , der
leiſtet eben damit auch eine Haͤndfrohnd . In dieſer
letzten Beziehung ift er alfo mit den bloßen Hand⸗
froͤhnern gleichgeſtellt ; aber er traͤgt immer als eine

Praͤcipuallaſt die Spannfrohnd .

Bahariâ : Ich habe Bedenken getragen , an
der Berathung úber die einzelnen , die Vertheilung der

Gemeindelaſten betreffenden , Artikel Theil zu nehmen ,
da dieſe Artikel zuſammen ein Syſtem bilden , welches
in ſeinen einzelnen Beſtimmungen eben ſo ſchwer anz
gegriffen , als vertheidigt werden fann ,

So hat man 3. B . die Gemeindefrohnden im
Ganzen und allen ihren Beziehungen nach zu beur⸗
theilen , um uͤber dieſe Laſt ein billiges Urtheil zu faͤl⸗
len . Durch die Spannfrohnden werden vorzugs weiſe
die reichern , und durch die Handfrohnden vorzugsweiſe
die aͤrmern Gemeindebuͤrger belaſtet . Indem beide
neben einander beſtehen , entſteht eine gewiſſe Gleich —
heit . Ohnehin iſt Gleichſtellung in den oͤffentlichen
Laſten nur ein Streben und Trachten , nie aber voll —
kommen ausfuͤhrbar . Dagegen woͤre es nicht zu ver⸗
theidigen , wenn man blos die eine Art jener Frohn⸗
den aufheben , die andere aber beſtehen laſſen wollte ,
und ich will es nicht bergen , daß mir in dem portie -
genden Geſetzentwurfe nichts ſo ſehr aufgefallen iſt ,
als die Ungleichheit , die er zwiſchen den Spann - und
den Handfrohnden haͤlt . Uebrigeus laſſen ſich beide zu⸗
ſammen , nach den beſondern Verhaͤltniſſen des Land⸗
manns , meiſt leichter tragen , als eine Abgabe in
Geld , welche doch an die Stelle der Gemeindefrohn —
den treten muͤßte.

Aus dieſen Gruͤnden habe ich mich dem in dem

Commiſſionsberichte vertheidigten Syſteme anſchließen
zu muͤſſen geglaubt . Ich bemerke jedoch , daß dieſe

zeomp a ü⏑ ——v— o EAEEA , —ETT TPREE E n
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Entſchuldigungen oder Lobſpruͤche nicht von den Staats -

frohnden gelten . Bey dieſen ſind die Verhaͤltniſſe
anders .

Zugleich iſt der Maaßſtab in Anregung gefom -
men , nach welchem das Geſetz die Gemeindefrohnden
auf die einzelnen Frohndpflichtigen zu vertheilen habe .

Da jedoch der Theil der neuen Gemeindeordnung , wel -

her von diefem Maafftabe handelt , der Erften Kammer

noch nicht von der zwepten mitgetheilt worden ift , fo

trage ich Darauf an , das Streitgeſpraͤch uͤber dieſen

Gegenfand bis dahin zu vertagen , wo jener Theil deg

Gefegentwurfes der Kammer zur Berathung mitgetheilt

ſeyn wird .

Die Kammer erklaͤrte ſich , auf gehaltene Um —

frage :
1) mit den letztern Vorſchlaͤgen einhellig einver —⸗

ſtanden , und

MRebenfalls einhellig ( mit Ausnahme des Hofr .
v. NRotteğ ) fúr die Annahme des Şen

nah dem Commiſſionsantrage .

Die
§. 76 — 82

wurden ohne Bemerkungen , nach den Commiſſions⸗
antraͤgen , alle einhellig , der F. 79 jedoch mit Nus -

nahme des Hofr . v. Rotteck angenommen .

§. 83 d .

Reg . Com . geh . Nef . Frhr . v. Liebenftein er -

klaͤrt den Wunſch der Regierung , daf diefer Sag nach
der Redaction der zwepten Kammer ftehen bleibe , Da

e8 doh immer gefåhrlih feyn Eónne , den Gemeinde -

rechner ſogleich lebenslaͤnglich anzuſtellen , ehe man ſich
im Wege der Erfahrung von ſeiner Brauchbarkeit hin —

reichend uͤberzeugt habe .
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Frhr . v. Falkenſtein : Die Commiſſion hat

den Grund im Auge gehabt , daß ſich nicht leicht ein

taugliches Subject fuͤr dieſe Stelle finden werde , wenn

die Anſtellung nicht definitiv ſey .

Die Kammer erklaͤrte ſich, mit 7 gegen 6 Stim⸗

men , fuͤr die Redaction der zweyten Kammer , und

einhellig fuͤr die Annnahme des ganzen G.

S- Bts
Das Bedenen deg Frhrn . v. Weffenberg ,

daf die Armencommiſſion mit der Polizeycommiſſion
nicht vereinigt ſeyn duͤrfe, wird von dem Reg . Com .

geh . Ref . Frhu . v. Liebenſtein und Frhrn . v.

Tuͤrkheim durch die Bemerkung gehoben , daß die

Armeneommiſſion ein Zweig der Polizeheommiſſion ſey ,

jedoch unter eigener Verwaltung ſtehe .

Der G. wird nach dem Commiſſionsantrage ein —

hellig angenommen .

Des gleichen
die 88 . 85 u . 86 ,

letzterer jedoch mit Ausnahme des Hofr . v. Rotteck .

—

Frhr . v. Tuͤrkhbeim : Bey dieſem 6. muß ich

nochmals die Verhaͤltniſſe der Juden zur Sprache brin -

gen , deren im Commiſſtonsberichte nur im Allgemeinen ,

bey Gelegenheit des §. 11 , ohne beſtimmte Abaͤnde —⸗

rungsvorſchlaͤge , erwaͤhnt worden iſt .

Ich trage darauf an , daß wenigſtens hier ihre

Waͤhlbarkeit in den groͤßern Ausſchuß allgemein aus —⸗

geſprochen werde . Wenn man auch die fruͤher ange -

fuͤhrten Gruͤnde nicht beruͤckſichtigen will , welche fuͤr

die Zulaſſung der Juden in den allgemeinen Buͤrger —⸗

ausſchuß als eine , die Gemeinde blog repråfentirende ,

baan aaa
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Stelle angefûbrt wurden , fo if doh niht zu úber -
ſehen , daß der groͤßere Ausſchuß in den Staͤdten nichts
anders , als ein Surrogat der Gemeindeverſammlung
ſelbſt iſt , in welche jeder Buͤrger, auch der iſraelitiſche ,
Butritt hat ; man kann daher die Iſraeliten in den
Staͤdten , wo der groͤßere Ausſchuß an die Stelle der
Gemeindeverſammlung tritt , von erſterem nicht aus⸗
ſchließen , ohne ſie unguͤnſtiger zu behandeln , als ihre
Glaubensgenoſſen in andern Gemeinden . Ohnehin finde
ich es nicht paſſend , dieſe Zulaſſung als Ausnahme
auf jene Staͤdte zu beſchraͤnken , wo ſie bisher in den
kleinen Ausſchuß gewaͤhlt worden find . Iſt es in einer
Stadt zulaͤſſig , ſo iſt es in andern nicht minder .

Reg . Com . geh . Ref . Frhr y: Liebenſtein :
Die urſpruͤngliche Anſicht der Regierung war , daß die
Juden in den Buͤrgerausſchuß , wie er in allen Ge -
meinden vorkommt , waͤhlbar ſeyn ſollen . Diefer Mn -
fiht ift fie bey der Erlaſſung des proviforifhen Ge -
teseg vom Auguft 1821 gefolgt : Sie þat fie wieder
im §. 49 ibre Geſetzentwurfs ausgeſprochen . Ihre
Gruͤnde habe ich bereits vorgelegt , ich will ſie nicht
wiederholen . Die Mehrheit der zweyten Kammer war
aber anderer Meinung ; fie hat den Sfraetiten die
Waͤhlbarkeit in den Ausſchuß verſagt , und als Surro —
gat ihnen dasjenige eingeraͤumt , was der §. 73 ihres
Entwurfs feſtſetzt .

Die Regierung beſteht nicht geradezu darauf , daß
es bey ihrem Vorſchlag bleibe , und die Juden fuͤr
waͤhlbar in den allgemeinen Buͤrgerausſchuß erklaͤrt
werden ſollen . Dagegen glaubt ſie , daß die Ausſchlie⸗
ßung derſelben aus dem groͤßern Ausſchuß , welcher in
den groͤßern Staͤdten die Gemeinde vorſtellt , mit nichts
gerechtfertiget werden koͤnne, und wuͤnſchi, daß diefe
Waͤhlbarkeit den Şfraeliten in allen groͤßern Staͤdten
opne beſchraͤnkenden Unterſchied eingeraͤumt werde .
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v . Rotteck : Der Grund iſt entſcheidend , daß
der groͤßere Ausſchuß an die Stelle der Gemeinde

tritt , und die Iſraeliten ebenfalls Mitglieder der Ge —

meinde ſind . Was aber den kleinern Ausſchuß in groͤ—

ßern Staͤdten betrifft , ſo hat juͤngſt ein verehrliches
Mitglied erklaͤrt, daß es einen Antrag ſtellen werde ,

auf die Aufnahme der Juden in denſelben . Ich for —
dere dieſes Mitglied auf , ſeiner Ankuͤndigung zu ent -

ſprechen .

Zachariaͤ : Ich bin berelt , den in einer fruͤ⸗
hern Sitzung angekuͤndigten Antrag ſofort zu machen .
Ich trage alſo 1) darauf an , daß die Iſraeliten fuͤr
waͤhlbar in den großen Ausſchuß erklaͤrt werden . Ent⸗

ſcheidend fuͤr dieſen Antrag iſt der bereits angefuͤhrte
Grund , daß der große Ausſchuß an die Stelle der

Buͤrgerſchaft tritt , in dieſer aber die Iſraeliten ſtimm —
berechtigt ſind .

Ich trage 2) darauf an , daß den Iſraeliten die

Waͤhlbarkeit in den kleinen Ausſchuß der groͤßeren
Staͤdte zugeſtanden werde . Sie ſitzen bereits in einer

der groͤßern Staͤdte des Landes , in Karlsruhe , in die —

diefem Ausſchuſſe . Ich koͤnnte es eben ſo wenig bil —⸗

ligen , das Beſtehende zu veraͤndern , als nur in einer

Stadt des Landes die Ausnahme zuzulaſſen . Auch

gibt es in den groͤßern Staͤdten des Landes eine groͤ—
fere Anzahl gebildeter Iſraeliten , Maͤnner , welche den

Chriſten in Beziehung auf Bildung naͤher ſtehend , auf
eine weitere Aufmunterung Anſpruch machen koͤnnen.

Frhr . v . Tuͤrkheim : Ich war dafuͤr , die

Waͤhlbarkeit der Iſraeliten in den kleinen Ausſchuß
allgemein auszuſprechen ; wenn aber dies nicht jetzt

noch nachtraͤglich beſchloſſen wird , was immer noch

geſchehen koͤnnte , ſo kann ich auch nicht dazu rathen ,
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daf folches gegen den Geit unferer Berfafung als
etwas beſonders nur in den groͤßern Staͤdten geſtattet
werde .

|

Jh finde nåmlih in dieſer Beziehung keinen

|
|

|

A

e

LA

Grund zu einem Unterſchied zwiſchen den groͤßern Gtåd -
ten und andern Gemeinden — auh niht in der Per -
ſoͤnlichkeit ihrer ifeaelitifhen Einwohner — eg gibt

[i deren Einzelne in Landgemeinden , welhe nadh) dem

i] Dort geltenden Maafftab in der búrgerlichen Befåhi -
Mo gung fo weit fortgefdritten find , alg die , wele in

l groͤßern Stådten wohnen , und in legtern ift der juͤdi⸗
i ſche Poͤbel wohl nicht gebildeter , als in den Dörfern .| Wo feine zur Wahl Geeignete vorhanden find , wird

man aud) feine wåhlen , in Dörfern fo gut , als in

Staͤdten .

| Neg , Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenftetn :
* J Im Gegenſatz dieſer Meinung halte ich dafuͤr , daß ,

ITE wenn eg auch dabey bliebe , daß die Yuden im Mlgez
N meinen von der Wåplbarfeit in den Ausſchuß ausge —

fhlofen feyn folen , doh in Anfehung der grófern
Staͤdte fuͤglich eine Ausnamhe von diefer Regel ge -

9 macht werden koͤnnte . Der Herr Berichtserſtatter hat

|
fhon bey mehreren Anlaͤſſen ausgefuͤhrt , daß es ein

|
|

falfher Begriff von Rechtsgleichheit ſey , wenn man
keine Ruͤckſicht auf Unterſchiede nehmen wolle , die in

der verſchiedenen Beſchaffenheit der Verhaͤltniſſe begruͤn⸗
det ſind . Eine ſolche weſentliche Verſchiedenheit iſt
aber hier in der That vorhanden . Ein namhafter
Theil der Juden in groͤßern Staͤdte zeichnet ſich durch
Bildung febr zu feinem Vortheil vor der Mehrzahl
der : Juden in den fleinen Gtádten und Dörfern aus ,
die fih meif nur durch den gemeinen Shaher , oder
den ſogenaunten Nothhandel ernåhren , Meines Cr -
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achtens koͤnnte daher der Beſchluß wohl gefaßt werden ,

daß den Juden in groͤßern Staͤdten ausnahmsweiſe der

Eintritt in den engen Ausſchuß geſtattet ſey . Es ge —

hoͤrt zu einer weiſen Geſetzgebungspolitik , daß den

Juden die Schranken der buͤrgerlichen Rechte ſchritt⸗
weiſe geoͤffnet werden , daß ihre Annaͤherung an die

chriſtlichen Einwohner unſerer Staaten in Denkungs —
art Sitten und Lebensweiſe immer mehr vorbereitet
und beguͤnſtigt werde .

Wenn man auch den Juden in den groͤßern Staͤd —

ten dieſes Recht wirklich einraͤumt , ſo iſt doch nicht

zu beſorgen , daß die Wahl haͤufig auf Glieder des

iſraeliſchen Volks fallen werde . Wirklich gewaͤhlt wer —

den aus ſeiner Mitte gewiß nur ſolche Individuen
werden , die ſich durch Charakter und Bildung ganz

vorzuͤglich auszeichnen .

v. Rotteck erklaͤrt ſich mit Zacharia 'ͤ s Vorſchlaͤ —

gen fuͤr einverſtanden , ſo wie Praͤlat Hebel und Se .

Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein .

Beide Vorſchläge des geh . Hofraths Zachar iaͤ

wurden von der Kammer einhellig angenommen .
Der letztere jedoch mit Ausnahme des Frhrn . v . Tuͤrk —

heim .

Frhr . v . Tuͤrkheim erlaͤutert die vorgeſchlagene
Veraͤnderung des zweyten Satzes im 8. in Bezug auf
den fruͤher ſchon von der Kammer gefaßten Beſchluß ,
wegen Erneuerung des Buͤrgerausſchuſſes uͤberhaupt.

v. Rotteck haͤlt die Verhaͤltniſſe fuͤr ungleich ,
da der groͤßere Ausſchuß Surrogat der Gemeinde ſelbſt
fey , und daher eher alle 2 Jahre ganz erneuert

werden ſollte .
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Frhr . v . Tuͤrkheim : Er halte eine ſolche Wan —
delbarkeit fuͤr zu groß , und glaube , daß der Ausſchuß
waͤhrend einer 6jaͤhrigen Dauer ſehr wohl das wahre
Organ der Geſinnungen einer Gemeinde vorſtellen
koͤnne.

Dieſer Abſatz wurde von der Kammer einhellig
( mit Ausnahme des Hofraths v. Rotteck und geh.
Hofraths Zach ar iaͤ) nach dem Commiſſionsantrag a n⸗

genommen .

Die

HS. 88 und 89 .

wurden ohne Digcuffion einhellig angenommen . !

§ : - 90 ,

Srhr . v. Tårfheim : Die Commiffion hat die

Veftimmung deg Sen fúr zu vag gehalten , und deg -

halb auf Streichung deffelben angetragen .

Reg . Com . geh . Nef . Frhr . v, Liebenftein :
glaubt , Daf der S. nunmehr fåglth wegfallen fönne ,
da der politifhe Unterfchied zwifhen Orts - Shug -
imd Ehrenbúrger aufgehoben fey . Der §. habe bezwecken
ſollen , daß die einzelnen Klaſſen von Buͤrgern ſich zur
Berathung und Sicherung ihrer ſeparaten Intereſſen
auch ſeparat ſollten verſammeln duͤrfen .

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein
erklaͤren Sich gegen den 9.

v. Rottteck fuͤr die Beybehaltung deſſelben , ba
der Klaſſenunterſchied nur dem Namen , nicht der Sa —
che nach aufgehoben ſeye , und da auch noch, andere
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Klaſſen durch gemeinſame Intereſſen zu gemeinſchaftli⸗
chen Schritten koͤnnten aufgefordert ſeyn .

Die Kammer erklaͤrte ſich mit Ausnahme von 2
Stimmen fuͤr die Streichung des 6.

Der

5. 91 .

wird gegen 2 Stimmen nah dem Commiffiongantrage
angenommen

5. 92

v , Kettner : Er fey im Zweifel , in welchem
Verhaͤltniß der von der Regierung aufgeftente Polizey⸗
beamte zu der ſtaͤdtiſchen Polizey ſtehe , und ſchlaͤgt die

Beſtimmung vor , daß demſelben die Direction uͤber
die ganze Polizeyverwaltung gegeben werde , indem

fonft weder diefer Polizeybeamte noch die ftådtifche Po :
lizeyeommiſſion die reſpectiven Reſſortgraͤnzen genau
wiſſen und beobachten koͤnne, wodurch Veranlaſſungen
zu immerwaͤhrenden Reibungen entſtaͤnden .

Frhr . v. Tuͤrkheim : So ſehr man auch uͤber⸗

zeugt war , daß der Vorſtand der von der Regierung
aufzuſtellenden Polizeybehoͤrde befugt ſeyn muͤſſe , den

Sitzungen der ſtaͤdtiſchen Polizeydeputation beyzuwoh⸗
nen , um das hoͤhere Intereſſe der Regierung bey einer

zweckmaͤßigen Verwaltung der Localpolizey in den Haupt⸗
ſtaͤdten wahren , und fuͤr das nothwendige Zuſammen⸗
wirken beider Polizeybehoͤrden der Regierung und der

Gemeinde ſorgen zu koͤnnen , ſo Hatte man doh - ges
glaubt , daß es fuͤr dieſen Zweck an dem hier vorge —

ſchlagenen Beyſatz , daß der Polizeybeamte der Regie —
rung der ſtaͤdtiſchen Polizeydeputation beywohnen duͤrfe,

ARDY aaa LAR Ea ,
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aus dem Grunde gengen werde , weil ibm im Jal
einer nothwendigen Einfchreitung dadurch fon die

Mittel an die Hand gegeben werden , folche Mach den

Veftimmungen ýber die Unterordnung der Gemeinden un -

ter die Bezirfsåmter zu veranlaſſen .

v. Rotteck traͤgt auf Beybehaltung der Faſſung
der zweyten Kammer an .

Auf die vom hohen Praͤſidium geſtellte Frage
erklaͤrte ſich die Kammer

1) ( mit Ausnahme von 2 Simmen ) gegen die

Faſſung des Entwurfs der zweyten Kammer

2 ) Ebenfalls ( mit Ausnahme von 2 Stimmen )

fuͤr den Commiſſionsantrag und

3) ( mit 10 gegen 4 Stimmen ) gegen den vom

Landoberjaͤgermeiſter v. Kettner vorgeſchlage⸗
nen Zuſatz .

PRE XNE

Reg . Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenftein
gibt die doppelte Erflårung , dag die Regierung befon -
dere Beſtimmungen fuͤr kleine Ortſchaften fuͤr ſehr zweck
maͤßig halte , und dem von der Commiſſion vorgeſchla⸗
venen vollkommen beyſtimme .

Der Frhr . v . Tuͤrkheim erlaͤutert bey jedem
einzelnen Ç. die Gruͤnde der Commiſſion unter Bezig -
hung auf den Bericht .

Die beiden erften SS, wurden ohne Bemerkung
angenommen ,

Zum S. 3 Nen ,

Bachariâ : JH erlaube mir bey dicfem Sen dem
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verehrten Heern Berichtserſtatter eine Frage vorzulegen ,

welche zu einer , Vielen willkommenen , Erlaͤuterung ,
oder auch zu einem Verbeſſerungsvorſchlage fuͤhren

fann . Wenn der 6. von kleineren Ortſchaften ſpricht ,

welche mit einander , oder mit einer groͤßeren zu einer

einzigen Gemeinde vereiniget werden koͤnnen , iſt der

Ginn deg 8. der , daß es dem Ermeſſen der Staats -

behoͤrde uͤberlaſſen bleibt , welche Ortſchaften in dieſer

Beziehung zu der kleineren zu rechnen ſeyen ? Oder

iſt die Beſtimmung des Begriffs einer kleineren Ort⸗

ſchaft aus dem erſten oder dem zweyten S. deg Titels

4u entlehnen ? In dem letzteren Falle wuͤrde der 8 .

auf welchen ſich der vorliegende bezoͤge, ausdruͤcklich

anzufuͤhren ſeyn .

Frhr . v . Tuͤrkheim : Die Meinung war hier ,

dem Ermeſſen der Loealverhaͤltniſſe und Beduͤrfniſſe moͤg⸗

lihen Spielraum laſſen zu muͤſſen , nnd deßhalb als

kleine Ortſchaften ohne weitere Beſchraͤnkung alle die⸗

jenigen zu bezeichnen , auf welche die Anwendung

der neuen Gemeindeordnung ihres geringen Umfangs

wegen Schwierigkeit finden werde , was zum Theil

von beſondern Umſtaͤnden abhaͤngen wird , und nicht

wohl naͤher, nach einer gewiſſen Buͤrgerzahl , beſtimmt
werden kann .

Die Kammer erklaͤrte ſich einhellig auch fuͤr die

Annahme der beiden legten SS.

Se . Durchlaucht der Praͤſident : Somit waͤre

die Berathung uͤber die Gemeindeordnung geſchloſſen
und ſo wuͤnſchenswerth jede moͤgliche Beſchleunigung

derſelben iſt , ſo werden wir doch vor der endlichen Ab —

ſtimmung uͤber das ganze Geſetz die Vorlage der Re —

daction erwarten muͤſſen.
Protofyle der 1. Kammer sr Bd 39
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Frhr . v. Tuͤrkheim : Nach meiner Anſicht liegt
es in dem Sinn der bereits gefaßten Beſchluͤſſen , daßdie Kammer ſich gegenwaͤrtig uͤberhaupt noch nicht uͤber
die Annahme des Geſetzentwurfs im Ganzen ausſpre —

chen , ſondern einſtweilen nur das Reſultat der bis —
herigen Berathung , als ihre Anſicht uͤber die mitge —
theilten einzelnen F9. deg Geſetzentwurfs , an die
zweyte Kammer gelangen laffen fann ,

ES find nåmlich - aus den am Schluſſe des Com —⸗
miffonsberihtó vorgetragenen Grinden zwey Vorbehalte
beſchloſſen worden ; der eine derſelben , welcher ſich
auf die noch unentſcheidene Verhaͤltniſſe der Standes
und Grundherren bezieht , ſteht einer definitiven Abſtim —
mung uͤber die Gemeindeordnung nicht entgegen , weil
er nur die Erklaͤrung enthaͤlt , daß dem Einfluß , wel —
cher die noch nicht beendigten Verhandlungen uͤber
jenen ganz ſeparaten Gegenſtand auf einzelne Beſtim —⸗
mungen in dieſer letztern etwa haben koͤnnten , dadurch
noch nicht praͤjudicirt werden ſolle .—Der andere Vor⸗
behalt aber , welcher ſich auf : die Betrachtung gruͤndete ,
daß uns vor der Hand noch nicht der Entwurf einer
neuen Gemeindeordnung als Ganzes , ſonderu nur ein ,
die Hauptbeſtimmungen enthaltender Auszug dug derz
ſelben zur Berathung uͤbergeben worden iſt , und daß
man folglich wegen der weſentlichen Verbindung des
zur Zeit noch zuruͤckgebliebenen Theils mit dem be —
reits mitgetheilten uͤber das Ganze nicht abſtimmen
kann , bis man auch das Ganze vor ſich hat , — die —
ſer Vorbehalt macht es meines Erachtens nicht nur
raͤthlich , ſondern es iſt dadurch bereits ausgeſprochen ,
daß ehe der zweyte Theil der Gemeindeordnung mit
der Entſchließung der zweyten Kammer uͤber unſere

Abaͤnderungsvorſchlaͤge heruͤber kommt , keine bindende
Abſtimmung uͤber das Ganze erfolgen kann .
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Daß durch dieſen Gang die ſo ſehr gewuͤnſchte

Zuſtandbringung des Geſetzes nicht aufgehalten wird ,

lenchtet wohl von ſelbſt ein . Gerade um dieſelbe zu

beſchleunigen , iſt von der Regierung ſowohl , als von

der zweyten Kammer das Wichtigſte ausgehoben , und

in einen erſten Theil zuſammengefaßt worden , damit

man ſich vorerſt uͤber die Anſichten wegen der darin

enthaltenen Hauptbeſtimmungen ausſpreche , und dann

um ſo leichter das Ganze nach dem Reſultat dieſes

Ideenumtauſches anlegen und daruͤber abſchließen koͤnne,

nicht aber um einen erſten Theil als fuͤr ſich beſtehend

aus den Berathungen heryortreten zu laſſen . Denn

haͤtte man dieß beabſichtigt , ſo waͤre es nothwendig ge —

weſen , auf die Abtheilung in einen erſten und zweyten

Theil mehr Zeit zu verwenden , und ſie in manchen

Puncten weniger willkuͤrlich auszuſcheiden , als es im

Drang des fuͤr den Augenblick dabey beabſichtigten
Zwecks geſchehen iſt , wo manches fuͤr den zweyten zu —

ruͤckgeblieben iſt , was noch in den erſten gehoͤrt haͤtte,

wenn er ein von weitern Beſtimmungen nun ganz un —

abhaͤngiges , zum Abſchluß reifes , Geſetz bilden ſollte .

Aus dieſem Grunde rechtfertigt ſich der bereits

beym Eingang der Berathung beſchloſſene Vorbehalt ,

und ich betrachte es nicht als einen neuen Vorſchlag ;

ſondern als etwas bereits dadurch Ausgeſprochenes ,

daß gegenwaͤrtig uͤber die Annahme des erſten Theils

der Gemeindeordnung mit den beſchloſſenen Abaͤnderun —

gen noh nicht im Ganzen abgeſtimmt werden koͤnne .

Reg Com . geh . Ref . Frhr . v. Liebenſtein :

Die zwehte Kammer hat zwar wirklich am 28 . Juny

uͤber den ganzen erſten Theil foͤrmlich abgeſtimmt ; al⸗

lein daraus folgt gerade nicht die Nothwendigkeit , daß

die erſte Kammer jetzt auch ſo abſtimme .
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Gewonnen wuͤrde dadurch in der That nichts ;
wenn das Geſetz vielleicht mit Aenderungen und den
Beſchluͤſſen uͤber den zweyten und dritten Theil von der
zweyten Kammer wieder zuruͤckkoͤmmt, ſo findet doch
noch eine letzte Hauptabſtimmung Statt , welche die
Entſcheidung geben wird . Alſo nothwendig ift die Ab -
ſtimmung uͤber den gangen erſten Theil gegenwaͤrtig
nicht . Es kann genuͤgen, wenn nach Vorleſung der
Redaction die Kammer beſchließt , daf fie Diefelbe ges
nehmige .

v. Rotteck glaubt , daß wenigſtens eventuell
abgeſtimmt werden ſoll , da eine Verwerfung des
ganzen Geſetzes ungeachtet der Schlußfaſſung uͤber
die einzelnen Paragraphen gleichwohl ſchon jetzt ,
wenn auch nicht wahrſcheinlich , doch moͤg lich , und
alsdann die Redaetion vergeblich ſey . Eine ſolche even⸗
tuelle Schlußfaſſung koͤnne ja die gemachten Vorbehalte
keineswegs entkraͤften.

Se . Durchlaucht , der Herr Fuͤrſt v. Loͤwenſtein
und der Frhr . v. Tuͤrkheim erklaͤren ſich gegen dieſe
Aeuſſerung ; letzterer mit dem Bemerken , daß der zwey⸗
ten Kammer indeſſen die Anſicht der erſten uͤber die
Gemeindeordnung doch kund werde , wogegen

v. Rot teck bemerkt , daß die Kammern einander
ihre Beſchluͤſſe , nicht aber ihre Anſichten mit —
zutheilen haͤtten , und daß uͤbrigens noch gar keine
Anſichten der Kammer uͤber das Ganze des vorlie —
genden Entwurfs , ſondern blos úber die einzelnen
Puncte vorhanden waͤren . Man habe alſo der zweyten
Kammer noch gar nichts anders mitzutheilen , als eine
Reihenfolge von Anſichten einer , in den Perſonen viel⸗
fach wechſelnden Majoritaͤt uͤber die ejnzelnen Pa —
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ragraphen des Entwurfes . Mit dieſen Anſichten

ſey aber der zweyten Kammer keineswegs gedient ; ſie

verlange Beſchluͤſſe .

Frhr . v. Tuͤrkheim bemerkt , daß uͤber die ein⸗

zelnen 865. wirklich ſchon foͤrmliche Beſchluͤſſe vorlaͤgen ,

und daß , wie man ſich aug dem beretts in einer frå -

hern Sitzung beſchloſſenen Vorbehalt uͤberzeugen koͤnne,
nur davon die Rede ſeyn , auf dieſe bereits gefaßte

Beſchluͤſſe in dem Fall wieder in der kuͤnftigen Bera -

thung zuruͤckzukommen , wenn Abaͤnderungen in den fuͤr
den zweyten Theil vorbehaltenen Vorſchlaͤgen der Re

gierung oder der Zuſammenhang derſelben ſolches ver⸗

anlaſſen ſollte .

Zachartaͤ erklaͤrte ſich ebenfalls fuͤr dieſe Anſicht ,
mit dem Zuſatze , daß uͤber den ganzen Geſetzentwurf

nur was die der Kammer vorzulegende neue Redaction

anlange , abzuſtimmen ſeyn werde .

Die Kammer

beſchloß
einhellig ( mit Ausnahme des Hofraths v . Rotteck )

von der Abſtimmung uͤber das ganze Geſetz zu

abſtrahiren , bis auch der noch zuruͤck behaltene

zweyte Theil der Kammer mitgetheilt , und von

ihr berathen eyn werde

und

dies der zweyten Kammer bey der Uebergabe
der im erſten Theil beſchloſſenen Abaͤnderung

mit dem bereits beſchloſſenen Vorbehalt zu

eroͤffnen .

Zachariaͤr

v. Rotteck .
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Karlsruhe , den 31 . Dec . 18292 .

Gegenwaͤrtig :

Die bisher erſchienenen Mitglieder , mit Ausnahme :
Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn

Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold und

Maximilian zu Baden ,
Sr . Durchlancht , des Herrn Fuͤrſten von Fuͤrſtenberg ,

der Herren Staatsminiſter Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,

Í

des Herrn Generallieutenants v. Shaffer ;
des Herrn Generalmajor Frhrn . v. Freyſtett .
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
deg Herrn Staatsraths Frhrn . v. Bad en ,

Ai | des Freyherrn v. Gemmingen - Treſchklingen und—9
des geh . Hofraths Zachariaͤ .
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Unter dem Vorſitz
des dritten Vicepraͤſidenten , Oberhofmarſchalls Frhrn .

v. Gayling .

Das Protokoll der 46ſten , 47ſten und 48ften

Sitzung wurde verleſen , und mit einigen , ſogleich be -

ruͤckſichtigten Bemerkungen genehmigt .

Der Vicepraͤſident legte ſodann eine Mitthei —

lung der zweyten Kammer in Betreff des von derſel —

ben mit Modificationen angenommenen Geſetzentwurfs
uͤber das Conſcriptionsweſen vor ;

Beylage Ziffer 139 und

Unterbeylage zu Ziffer 139 ( ungedruckt . )

Die Kammer

beſchloß
dieſelbe in einer Vorberathung in Erwaͤgung
zu ziehen .

Hierauf wurde die Sitzung geſchloſſen , und die

naͤchſte auf den 2ten Jaͤnner des kuͤnftigen Jahrs feſt -
geſetzt .

v Rotte ,
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Vier und fuͤnfzigſte Sitzung .
Karlsruhe , den 2 . Jan . 1822 .

Gegenwaͤrtig :

die bisher erſchienenen Mitglieder , mi Ausnahme ?

Sr . Hoheit , des Durchlauchtigſten Praͤſidenten , Herrn
Markgrafen Wilhelm zu Baden ,

Ihrer Hoheiten , der Herren Markgrafen Leopold
und Maximilian zu Baden ,

Sr . Durchlaucht , des Herrn Fuͤrſten v. Fuͤrſtenberg ,
der Herren Staatsminiſter Frhrn . v. Berſtett und

v. Berkheim ,
des Herrn Staatsraths Baumgaͤrtner ,
deg Herrn Staatsraths Frhrn . v. Baden ,
des Herrn Staatsraths Frhrn . v. Zyllnhardt , und

des Frhrn . v. Gemmingen⸗ - Treſchklingen .

Unter dem Vorſitze
des dritten — — — Frhrn .

ayl

Die Protokolle der 49ſten und 50ſten Sitzung wur⸗
den verleſen und genehmigt .

Hierauf wurde die Sitzung geſchloſſen , und die
naͤchſte auf den Zten d. M . feſtgeſetzt .

Zachariaͤ .

v. Rotteck .
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